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1 Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen der Planung 

1.1 Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans teilt sich in einen Teil südwestlich der Bundesstraße 

und einen Teil nordöstlich der Bundesstraße. Der Geltungsbereich wird wie folgt umgrenzt: 

 Entlang der südwestlichen Grenze verläuft die rechtsrheinische Bahnlinie Koblenz - Bonn-

Beul.  

 Im Südwesten und Südosten liegen Gewerbegebiete bzw. der Bauhof der Stadt Bendorf und 

die Stadtwerke.  

 Im Norden quert die B 42 das Plangebiet, nördlich der B 42 befinden sich Grünflächen. 

 Die Grünflächen nordöstlich der Bundestraße werden durch Wohngebiete bzw. im Nordwes-

ten durch weitere Grünflächen umgrenzt.  

 

Das Plangebiet verfügt über eine Größe von ca. 3,75 ha und fällt von Nord-Osten nach Süd-

Westen ab. 

 

Abbildung 1: Lage des Plangebiets 

 

(Eigene Darstellung auf der Grundlage der TK 25 entnommen aus LANIS, Maßstab 1:16.000) 
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Abbildung 2: Luftbild vom Plangebiet 

 

((Quelle: GeoBasis-DE / LVermGeoRP<2022>, dl-de/by-2-0, www.lvermgeo.rlp.de [Daten bearbei-
tet], Befliegung 06.09.2021, Maßstab: 1:3.000) 
 

1.2 Verfahrensart- und Übersicht 

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt. 

Tabelle 1: Verfahrensübersicht 
Verfahrensschritt  Datum* 

Aufstellungsbeschluss 25.04.2023 

Billigung des Vorentwurfs, Beschluss zur Einleitung des Verfahrens 

zur frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

25.04.2023 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 22.09.2023 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom  29.09.2023 

Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 22.09.2023 

frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 02.10.2023 

bis 02.11.2023 

Beratung und Beschlussfassung über die Stellungnahmen der Behör-

den und aus der Öffentlichkeit, Billigung des Entwurfs, 

Offenlagebeschluss 06.02.2024 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom   

Bekanntmachung der Offenlage des Bebauungsplans 09.02.2024 

Offenlage des Bebauungsplans nach § 3 Abs. 2 BauGB 19.02.2024 

bis 22.03.2024 

Beratung und Beschlussfassung über die Stellungnahmen der Behör-

den und aus der Öffentlichkeit  

Satzungsbeschluss  

* Die Daten werden im Laufe des weiteren Verfahrens ergänzt. 
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1.3 Planerfordernis, Planungsanlass und bisherige Planungen 

Der Rat der Stadt Bendorf hat in seiner Sitzung am 25.04.2023 beschlossen, den Bebauungs-

plan für das Gebiet „MobiHUB – Untere Rheinau“ aufzustellen. 

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans ist der Wille der Stadt Bendorf, in dem Bereich 

des ehemaligen Wasserwerkes einen neuen Verknüpfungspunkt Bahn/Bus/Rad zu errichten. 

Das Vorhaben steht im engen Zusammenhang mit der geplanten Anlage eines Bahnhaltepunk-

tes, der die Stadt Bendorf wieder an das Bahnnetz anbindet. Die Lage des Bahnhaltepunktes 

ist vorgegeben, so dass sich eine Alternativenprüfung für den Standort erübrigt. Damit der Bahn-

haltpunkt entsprechend attraktiv wird und angenommen wird, ist es erforderlich, die notwendige 

Infrastruktur für die Erreichbarkeit des Bahnhaltepunktes bzw. zur Fortsetzung der Fahrt zu 

schaffen. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf eine gute Anbindung an den Radverkehr und den 

bereiften ÖPNV. Damit die Anfahrt des bzw. Weiterfahrt vom Bahnhaltpunkt von Radfahren ak-

zeptiert und genutzt wird, soll zum gefahrlosen Abstellen des Fahrrades ein Fahrradparkhaus 

errichtet werden. Eine solche Infrastruktur hat in Zeiten der höherpreisigen Fahrräder bzw. Pe-

delecs und E-Bikes eine gewichtigere Bedeutung als vor einigen Jahren.  

Im Nordosten des Geltungsbereiches, d.h. stadtseits der Bundestraße 42, war bereits im Vor-

entwurf für die frühzeitigen Beteiligungen ein Teil der dort liegenden Freifläche innerhalb des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplans. Dieser beschränkte sich allerdings auf die Lage der 

Fuß-/Radwegebrücke bzw. die Auffahrt dazu. Mit der Entwurfsfassung wird der Großteil dieses 

Freibereiches mit in den Geltungsbereich aufgenommen, um dort Bauplanungsrecht für die An-

lage von Spiel- und Sportanlagen zu schaffen.   

Zur Realisierung dieses Vorhabens ist Baurecht erforderlich. Das Baurecht soll über die Auf-

stellung des vorliegenden Bebauungsplans geschaffen werden.  

Der Haltepunkt an sich, innerhalb der Eigentumsgrenzen und im Bereich von Anlagen für Bahn-

betriebszwecke, ist der kommunalen Planungshoheit aufgrund des Fachplanungsvorbehaltes 

nach § 38 BauGB entzogen.  
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1.4 Überörtliche Planungen und übergeordnete Fachplanungen 

1.4.1 Landesentwicklungsprogramm IV (LEP IV) 

Das Landesentwicklungsprogramm IV des Landes Rheinland-Pfalz trifft folgende Aussagen für 

das Plangebiet bzw. die Stadt Bendorf: 

 Verdichteter Bereich mit konzentrierter Siedlungsstruktur 

 Hohe Zentrenerreichbarkeit und -auswahl (8 bis 20 Zentren in ≤ 30 PKW-Minuten) 

 Liegt im Entwicklungsbereich mit oberzentraler Ausstrahlung 

 Die Stadt ist ein Mittelzentrum und ist ein kooperierendes Zentrum (freiwellig)(nachrichtlich) 

 Lage in der Flusslandschaft der Ebene und Stadtlandschaft 

 Lage im Erholungs- und Erlebnisraum „Neuwieder Rheintalniederung“. Dieser hat nach LEP 

IV eine landesweite Bedeutung als: „Bindeglied im Rheintal, das zwar in seiner Markanz 

deutlich hinter den Durchbruchstälern zurücktritt, aber im landschaftlichen Zusammenhang 

einzubeziehen ist, Naherholungsgebiet“ 

 Nicht in einer landesweit bedeutsamen historischen Kulturlandschaft und nicht im landeswei-

ten Biotopverbund 

 Liegt im Landesweitem bedeutsamen Ressourcen für den Grundwasserschutz und die Trink-

wassergewinnung, dieser Bereiche der Stadt Bendorf ist von herausragender Bedeutung 

 Die Stadt liegt im Verdichtungsraum und ist umgeben von Waldflächen mit besonderen 

Schutz- und Erholungsaspekten 

 Bedeutsame standortgebundene Vorkommen mineralischer Rohstoffe (nachrichtlich laut 

Fachbeitrag) 

 Liegt nicht im landesweit bedeutsamen Bereich für Erholung und Tourismus. 

Abbildung 3: Auszug aus dem LEP IV 

 

(Gesamtkarte, ohne Maßstab) 
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1.4.2 Regionaler Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald (RROP) 

Im RROP Mittelrhein-Westerwald findet sich in der Gesamtkarte für die Stadt Bendorf und das 

Plangebiet folgende Darstellung:  

Abbildung 4: Auszug aus dem RROP Mittelrhein-Westerwald 2017 

 

(Gesamtkarte, ohne Maßstab) 
 

Für die Stadt sind folgende Aussagen im RROP enthalten: 

 Verdichteter Bereich mit konzentrierter Siedlungsstruktur 

 Bendorf ist ein Mittelzentrum 

 Lage im Mittelzentralem Verbund Koblenz 

 Bendorf liegt nicht in einem regionalen Grünzug  

 Bendorf liegt in einem Vorbehaltsgebiet besondere Klimafunktion 

 Das Plangebiet liegt nicht im Vorbehaltsgebiet Erholung und Tourismus, aber in einem Flusstal 

 Bendorf liegt am funktionalen ÖV-Netz mit überregionaler Schienenverbindung 

 Bendorf hat Verbindung zum funktionalen Radwegnetz mit Radfernweg entlang des Rheins 

und großräumiges Radwegnetz durch Bendorf 

 Die Stadt liegt im planungsbedürftigen Raum von Koblenz/Neuwied, die Entwicklung in diesem 

Raum soll durch eine interkommunale Zusammenarbeit zwischen der kreisfreien Stadt Kob-

lenz, den Landkreisen, den kreisangehörigen Städten, Verbandsgemeinden und Gemeinden 

verbessert werden 

 Das Plangebiet an sich liegt innerhalb: 

 Vorranggebiet Grundwasserschutz (Z) 

 Regionaler Grünzug (Z) 

 Vorbehaltsgebiet besondere Klimafunktion 

 Vorbehaltsgebiet regionaler Biotopverbund (entlang der Bahntrasse)  
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Landschaftsbestimmende Gesamtanlagen mit erheblicher Fernwirkung befinden sich nicht in 

unmittelbarer Nähe. Im Übrigen werden aufgrund der kleinmaßstäbigen Darstellung keine Aus-

sagen getroffen.  

 

1.4.3 Übereinstimmung mit den Zielen der Regionalplanung 

Lage in Vorbehaltsgebieten nach RROP 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorranggebietes Grundwasserschutz, wird teilweise von 

einem Vorranggebiet Regionaler Grünzug überdeckt und betrifft zwei Vorbehaltsgebiete nach 

dem Regionalen Raumordnungsplan. Daher sind die entsprechenden Ziele in der Planung zu 

beachten und die Grundsätze in der Abwägung besonders zu berücksichtigen. Es folgt eine 

Gegenüberstellung der Grundsätze und Ziele mit Begründung als Zitat aus dem RROP (die 

Begründung zum Ziel bzw. Grundsatz wird nur wiedergegeben, sofern der das Ziel bzw. der 

Grundsatz an sich anzuwenden ist) und darauffolgend der Umgang mit dem Grundsatz in der 

Abwägung bzw. die Bewertung des Ziels. 

 

Lage im regionalen Grünzug 

„G 52 

Regionale Grünzüge und Grünzäsuren dienen dem Schutz des Freiraums vor Überbauung und 

der Sicherung von Freiraumfunktionen. 

Z 53 

Neue Siedlungsgebiete, flächenhafte Besiedlung und große Einzelbauvorhaben sind innerhalb 

der regionalen Grünzüge nicht zulässig; ausgenommen davon sind dem Tourismus dienende 

Einzelvorhaben. 

Begründung/Erläuterung zu G 52 und Z 53: 

Die regionalen Grünzüge konkretisieren und sichern die landesweit bedeutsamen Bereiche für 

den Freiraumschutz laut Landesentwicklungsprogramm IV. Sie sind vor allem in den Verdich-

tungsräumen ausgewiesen sowie in Gebieten mit zahlreichen konkurrierenden 

Raumnutzungsansprüchen, zu denen insbesondere die engen Tallagen gehören. Die regiona-

len Grünzüge, Grün- und Siedlungszäsuren sind multifunktionale Instrumente zur 

Freiraumsicherung. Sie sind insbesondere auch ein Instrument, um die Siedlungsentwicklung 

an Gesichtspunkten des Klimas zu orientieren. Sie erfüllen mehrere Freiraumfunktionen gleich-

zeitig und enthalten: 

 landwirtschaftliche, weinbauliche und forstwirtschaftliche Nutzflächen, 

 Flächen mit besonderer Bedeutung für die Klimaverbesserung und Lufthygiene (Kaltluf-

tentstehungsbereiche, Kaltluftleitbahnen), 

 ökologisch wertvolle Bereiche (Naturschutzgebiete, wertvolle Biotope, bedeutsame Bi-

otop-Vernetzungsachsen, Landschaftsschutzgebiete usw.), 

 wertvolle Bereiche für die Wasserversorgung (vorhandene und geplante Wasser- bzw. 

Heilquellenschutzgebiete), 

 überschwemmungsgefährdete Bereiche, 

 siedlungsgliedernde Freiräume zur Verhinderung bandartiger, ausufernder Siedlungs-

entwicklungen, 
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 landschaftsgestaltende Bereiche (Wald- und Gewässerränder, markante Höhenunter-

schiede), 

 für die siedlungsbezogene Naherholung wichtige Bereiche. 

 

Regionale Grünzüge sollen als große zusammenhängende Freiräume erhalten bleiben. Des-

halb darf innerhalb der regionalen Grünzüge keine flächenhafte Besiedlung stattfinden. 

Planungen und Vorhaben, die zu einer Zersiedlung, einer Beeinträchtigung der Gliederung von 

Siedlungsgebieten, des Wasserhaushalts, der Freiraumerholung oder zur Veränderung der kli-

matischen Verhältnisse führen können, sind in den regionalen Grünzügen nicht zulässig. Hierzu 

zählen neben neuen, von bestehenden Siedlungsgebieten räumlich getrennten Siedlungsflä-

chen auch Sport- und Freizeiteinrichtungen mit einem hohen Anteil baulicher Anlagen, 

Verkehrsanlagen sowie andere Infrastrukturmaßnahmen. Große Einzelbauwerke wie Hochhäu-

ser und Gebäude in exponierter Lage sind nicht zulässig, damit die Naherholung und das 

schutzwürdige Landschaftsbild in regionalen Grünzügen nicht beeinträchtigt werden. Abwei-

chungen sind nur aus Gründen des öffentlichen Wohls und unter der Voraussetzung zulässig, 

dass gleichzeitig in demselben Naturraum Kompensationsflächen gleicher Größe, Qualität und 

vergleichbarer Funktion den regionalen Grünzügen zugeordnet werden. Privilegierte Vorhaben 

im Außenbereich (z. B. landwirtschaftliche Aussiedlungsvorhaben bzw. sonstige landwirtschaft-

liche Baumaßnahmen) sind in den regionalen Grünzügen zulässig, wenn die einzelnen 

Freiraumfunktionen regionaler Grünzüge als öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Dem 

Tourismus dienende Einzelvorhaben sind in den regionalen Grünzügen zulässig, damit eine 

Weiterentwicklung in diesem Bereich möglich bleibt. Die Rohstoffgewinnung ist als ein vorüber-

gehender, zeitlich begrenzter Eingriff mit nachfolgender Rekultivierung bzw. Renaturierung in 

den regionalen Grünzügen zulässig. Durch die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und wein-

bauliche Nutzung wird die Kulturlandschaft in den Regionaler Raumordnungsplan Mittelrhein-

Westerwald regionalen Grünzügen erhalten und gepflegt. Die Waldgebiete als multifunktionale 

Bestandteile der regionalen Grünzüge tragen zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Natur-

haushaltes und zur Verbesserung der Umweltqualität in den Bereichen mit starker 

Siedlungsentwicklung bei.“ 

 

Bewertung: 

In etwa mittig des Teils des Plangebietes südlich der B 42 liegt eine Insel des Regionalen Grün-

zugs mit ca. 0,79 ha Größe. Dieser Teil des Regionalen Grünzugs erstreckt sich beidseitig der 

irrtümlichen Lage des Großbaches1. Insbesondere sind gemäß Ziel 53 grundsätzlich neue Sied-

lungsgebiete, flächenhafte Besiedlung und große Einzelbauvorhaben innerhalb der regionalen 

Grünzüge nicht zulässig. Entsprechend der Begründung/Erläuterung zu Ziel 53 wird weiter dif-

ferenziert ausgeführt, dass neue, von bestehenden Siedlungsgebieten räumlich getrennte 

Siedlungsflächen in den regionalen Grünzügen nicht zulässig sind. Demzufolge könnten an be-

stehende Siedlungsgebiete angrenzende Siedlungsflächen innerhalb des regionalen 

Grünzuges denkbar sein bzw. sind es Wert näher betrachtet zu werden. Das vorliegenden Plan-

gebiet ist vollumfänglich von Bauflächen umgeben, es handelt sich daher keinesfalls um eine 

‚neue[n], von bestehenden Siedlungsgebieten räumlich getrennte[n] Siedlungsfläche[n]‘. Dabei 

 

1 In einigen Karten, so auch z.B. in der Karte 5 „Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen“ aus dem Hoch-
wasserinfopaket, das den Trägern der vorbereitenden Bauleitplanung vom Landesamt für Umwelt zur 
Verfügung gestellt wurde, ist der Verlauf des Großbaches durch das Plangebiet dargestellt, was allerdings 
nicht dem tatsächlichen Verlauf entspricht. Der Großbach verläuft nicht durch das Plangebiet.  
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überschneidet sich interessanterweise der westliche Teil des Regionalen Grünzuges mit der 

Darstellung „Siedlungsfläche Industrie und Gewerbe“ als „Sonstige Planinhalte“ des Regionalen 

Raumordnungsplans. Auch wenn es sich bei den „Sonstige Planinhalte“ um eine reine Darstel-

lung ohne Ziel- oder Grundsatzcharakter handelt, kollidiert hier der Zieleinhalt mit der 

Bestandsdarstellung.  

Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass der gesamte Siedungsbereich der Stadt, bis auf die Wald-

fläche des ‚Friedrichsberg‘, vollflächig von dem regionalen Grünzug umgeben ist. Daher würde 

jede Erweiterung über den Pufferbereich der Siedlungsflächen den regionalen Grünzug betref-

fen. Vorliegend handelt es sich aber nicht um eine Siedlungserweiterung, sondern um eine 

Innenverdichtung in Form der Überplanung einer Außenbereichsinsel im Innenbereich. Auch 

dieser Sachverhalt ist bei der Bewertung der Zielkonformität zu berücksichtigen.  

 

Von obigen Feststellungen unabhängig werden zur Vervollständigung der Grundlagenermitt-

lung nachfolgend die Funktionen des Regionalen Grünzuges in Bezug auf die bauliche Nutzung 

bewerten. Im Einzelnen bedeutet das: 

 

 landwirtschaftliche, weinbauliche und forstwirtschaftliche Nutzflächen, 

Es sind keine landwirtschaftlichen, weinbauliche oder forstwirtschaftliche Nutzflächen betroffen.  

 

 Flächen mit besonderer Bedeutung für die Klimaverbesserung und Lufthygiene (Kaltluftent-

stehungsbereiche, Kaltluftleitbahnen), 

Die Stadt liegt, wie das gesamte nördliche Rheintal ab Brauchbach/Brey, in einem klimaökolo-

gischen Ausgleichsraum. Zwei Luftaustauschbahnen laufen von Nordosten in die Stadt hinein, 

entlang dem Saynbach und dem Brexbach. Durch das Plangebiet verläuft keine der Luftaus-

tauschbahnen. Damit werden keine „Flächen mit besonderer Bedeutung für die 

Klimaverbesserung und Lufthygiene (Kaltluftentstehungsbereiche, Kaltluftleitbahnen)“ durch die 

Planung beeinträchtigt.  

 

 ökologisch wertvolle Bereiche (Naturschutzgebiete, wertvolle Biotope, bedeutsame Biotop-

Vernetzungsachsen, Landschaftsschutzgebiete usw.), 

Natura 2000-Gebiete und nationale Schutzgebiete finden sich nicht innerhalb des Plangebietes 

und dessen näherer Umgebung (siehe Umweltbericht, Kapitel 2.2.1.1) und können daher nicht 

beeinträchtigt sein.  

Der landesweite Biotopverbund verläuft mit einer Verbindungsfläche (Gewässer) südlich der 

Bahnlinie, so dass das Plangebiet an sich nicht betroffen ist.  
 

Ein Vorranggebiet Regionaler Biotopverbund überlagert das Plangebiet ebenfalls nicht. Die 

nächstgelegenen Vorranggebiete Regionaler Biotopverbund sind mehrere Kilometer weit ent-

fernt. Eine Beeinträchtigung des Biotopverbundes liegt daher nicht vor.  
 

Als wertvolle Biotope kommen die pauschalgeschützten Biotope nach § 30 BNatSchG und kar-

tierte Biotope in Betracht. Solche finden sich weder im Plangebiet noch in seiner Nähe. Eine 

Beeinträchtigung kann daher nicht vorliegen.  
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Die Zielekarte der „Planung vernetzter Biotopsysteme“ (VBS, Stand: 2020) für den Landkreis 

Mayen-Koblenz trifft für den östlichen Teil des Regionalen Grünzuges (Kartenausschnitt siehe 

Abbildung 34 im Umweltbericht) die Darstellungen „Siedlung (biotoptypenverträgliche Nutzung)“ 

„Wiesen und Weiden mittlerer Standorte (biotoptypenverträgliche Nutzung)“ sowie „Strauchbe-

stände (biotoptypenverträgliche Nutzung)“. Außerdem wird die „Entwicklung von Quellen und 

Quellbächen“ dargestellt2. Hierbei handelt es sich aber um Ziele und nicht um eine Bestands-

bewertung.  

Insgesamt liegt somit keine Beeinträchtigung von „ökologisch wertvollen Bereichen“ vor.  

 

 wertvolle Bereiche für die Wasserversorgung (vorhandene und geplante Wasser- bzw. 

Heilquellenschutzgebiete), 

Wegen der gleichzeitigen Überlagerung mit einem Vorranggebiet Grundwasserschutz könnte 

die Betroffenheit von wertvollen Bereichen für die Wasserversorgung vermutet werden. Hier 

wird auf die Ausführungen zu dem Vorranggebiet Grundwasserschutz und den Erläuterungen 

in Kapitel 1.4.5 verwiesen. Im Ergebnis werden wegen der veränderten Grundlagen zur Darstel-

lung von Vorranggebieten Grundwasserschutz seit Erstellung des Regionalen 

Raumordnungsplans keine vorhandenem und geplanten Wasserschutzgebiete beeinträchtigt.  

 

 überschwemmungsgefährdete Bereiche, 

Überschwemmungsgefährdete Bereiche sind in Form von gesetzlich festgestellten Über-

schwemmungsgebieten nicht betroffen. In der Sturzflutgefahrenkarte (siehe Kapitel 1.5.2) ist 

der östliche Bereich allerdings mit einer Wassertiefe dargestellt. Bei der Fachplanung der Anla-

gen für die Niederschlagswasser bzw. im Falle des Erfordernisses von Überflutungsnachweisen 

für die gewerblich genutzten Grundstücke sollten diese Information in den Berechnungen be-

rücksichtigt werden. Dann ist nicht mit einer Beeinträchtigung zu rechnen.  

 

 siedlungsgliedernde Freiräume zur Verhinderung bandartiger, ausufernder Siedlungsent-

wicklungen, 

Siedlungsgliedernde Freiräume liegen naturgemäß zwischen einzelnen Ortslagen und wirken 

dem Zusammenwachsen der Ortslagen entgegen. Das Plangebiet liegt innerhalb des Sied-

lungsbereiches von Bendorf. Damit ist die Freiraumfunktion „siedlungsgliedernde Freiräume zur 

Verhinderung bandartiger, ausufernder Siedlungsentwicklungen“ nicht beeinträchtigt.  

 

 landschaftsgestaltende Bereiche (Wald- und Gewässerränder, markante Höhenunter-

schiede), 

 für die siedlungsbezogene Naherholung wichtige Bereiche. 

Wald- und Gewässerränder sowie markante Höhenunterschiede liegen nicht vor.  

In der Freiraumfunktion wird ausdrücklich die siedlungsbezogene Naherholung und nicht die 

Naherholung im Allgemeinen genannt. Das Plangebiet südlich der B 42 ist derzeit nicht frei 

zugängig und von Wohnbebauung aus durch die derzeit unüberwindbaren Zäsuren der B 42 

und der Bahnlinie fußläufig nicht erreichbar. Daher kann es auch nicht der Naherholung dienen. 

Bei der Bewertung der Zielkonformität ist auch zu berücksichtigen, dass der Bereich nördlich 

 

2 Bei der Darstellung eines Quellbachs handelt es sich offensichtlich um eine falsche Darstellung des Großbachs, 
welcher etwa 150 m östlich des Plangebiets verläuft. 
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der B 42 nicht von dem Regionalen Grünzug betroffen ist und ohne weitere Prüfung des Ziels 

über Bauleitplanung einer Bebauung zugeführt werden könnte. Die Stadt möchte diesen Grün-

bereich, der insbesondere für die Erholung der teils verdichteten Wohnbebauung dient, aber 

sogar für die Freizeitnutzung aufwerten.  

Demnach ist eine Beeinträchtigung von „landschaftsgestaltenden Bereichen“ und von „für die 

siedlungsbezogene Naherholung wichtigen Bereichen“ nicht gegeben.  

 

Zusammenfassend ist aus planerischer Sicht eine Beeinträchtigung des Regionalen 

Grünzuges als „multifunktionales Instrument zur Freiraumsicherung“ nicht erkennbar.  

 

„Z 54 

Grünzäsuren sind zu erhalten. Innerhalb der Grünzäsuren ist eine Bebauung nicht zulässig.“ 
 

Bewertung: 

Eine Grünzäsur ist von der Planung nicht betroffen. 

 

„G 55 

Siedlungszäsuren gliedern die Siedlungsbereiche und sollen in der jeweils erforderlichen Min-

destbreite erhalten bleiben.“ 
 

Bewertung: 

Siedlungszäsuren sind von der Planung nicht betroffen. 

 

„G 56 

In den regionalen Grünzügen der Verdichtungsräume sollen Regionalparke entstehen: 

 im nördlichen Mittelrheintal und unteren Ahrtal durch die Entwicklung eines Regionalparks 

Rhein-Ahr, 

 im Raum Wissen, Betzdorf und Siegen durch die Entwicklung eines Regionalparks Siegtal, 

 im Raum Diez/Limburg durch die Entwicklung eines Regionalparks Lahn-Aartal. 

Begründung/Erläuterung: 

Durch Regionalparke in Verdichtungsräumen (Karte 4) sollen die Freiraumstrukturen gestaltet 

und gesichert und soll die jeweilige Stadtlandschaft als attraktiver Lebens- und Wirtschaftsraum 

gesichert und weiterentwickelt werden. Das zentrale Merkmal eines Regionalparks ist die 

wechselseitige Durchdringung von Stadt und Land, von bebauter und unbebauter Umwelt. Die 

vielfältigen Nutzungen von Stadt und Land werden integriert. Ein Regionalpark füllt den Frei-

raum als gestaltete Landschaft positiv aus, bezieht die historischen Stadt- und Ortsbilder, die 

vielfältigen Kultur- und Naturgüter und das reichhaltige Freizeitangebot mit ein. Verfolgt wird 

eine Aufwertungsstrategie, die auch soziale, wirtschaftliche und kulturelle Aspekte für einen 

Zugewinn an Lebensqualität in der Region gezielt einsetzt. Für den hochverdichteten Raum 

Koblenz/Neuwied liegt ein Konzept für einen Kulturraum vor, das auch wesentliche Elemente 

eines Regionalparks enthält.“ 

 

Abwägung: 

Die Planung ist unabhängig von der Entwicklung eines Regionalparks. 
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Lage im Vorranggebiet Grundwasserschutz 

Vorbemerkung: 

Die Darstellung eines Vorranggebietes Grundwasserschutz beruht auf dem zum Zeitpunkt der 

Fortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans festgesetzten Wasserschutzgebietes 

‚Rheinau‘, welches die Brunnen, die seinerzeit der Trinkwasserversorgung der Stadt Bendorf 

dienten, schützen sollte. Dieses Wasserschutzgebiet ist mittlerweile nicht mehr existent und 

wird auch nicht mehr abgegrenzt und festgestellt, siehe hierzu auch Erläuterungen in Kapitel 

1.4.5. Durch den Wegfall des Schutzzwecks und somit der Planungsgrundlage für die Darstel-

lung und Abgrenzung des Vorranggebietes Grundwasserschutz, liegen veränderte Tatsachen 

gegenüber dem Zeitpunkt der Erstellung des Regionalen Raumordnungsplans vor.  

 

„G 64 

Eine in qualitativer wie quantitativer Hinsicht ausreichende Wasserversorgung in allen Teilräu-

men der Region ist als Lebensgrundlage für die Bevölkerung entscheidend und soll deshalb bei 

allen Planungen und Maßnahmen besonders beachtet werden. 
 

Begründung/Erläuterung: 

Für die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung sind in der Plankarte Vorrang- und Vorbe-

haltsgebiete für die Ressource Grundwasser dargestellt. In diesen Gebieten kommt dem 

Grundwasserschutz bei raumbedeutsamen Entscheidungen besonderes Gewicht zu. Die be-

stehenden Wasserschutzgebiete, die bereits durch Rechtsverordnungen unbefristet geschützt 

sind, wurden nicht in der Plankarte dargestellt. 

Sie wurden jedoch bei der Ausweisung konkurrierender Vorranggebiete berücksichtigt, da die 

Trinkwasserversorgung ein unverzichtbarer Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge ist.“ 

 

Würdigung: 

Das Plangebiet liegt nicht mehr innerhalb eines Wasserschutzgebietes. Die Nutzung der vor-

handenen Brunnen für die Trinkwassergewinnung wurde u.a. nicht mehr fortgeführt, da die 

Rechte zur Trinkwassergewinnung im Jahr 2000 ausgelaufen waren. Um die Brunnen besteht 

durch die vorhandenen Nutzungen (Tanklager, Bahnstreck, Bundesstraße, gewerbliche Nut-

zungen etc.) ein Gefährdungspotenzial, das bei Fortführung der Trinkwassergewinnung zu 

erheblichen Investitionen und laufenden Kosten zur Sicherung der Brunnen (z.B. sogenannte 

Abwehrbrunnen für den Havariefall bei den Tanklagern) geführt hätte. Daher wurde die Trink-

wassernutzung dort aufgegeben und die Stadt Bendorf wird seit Mitte 2017 über die Stadtwerke 

Neuwied mit Trinkwasser versorgt.  

 

Aufgrund der Lage im Vorranggebiet Grundwasserschutz werden die zuständigen Wasserbe-

hörden am Verfahren beteiligt. Die Obere Wasserbehörde erhob hinsichtlich des 

Grundwasserschutzes keine Bedenken, wies aber darauf hin, dass Anlagen fachgerecht zu-

rückgebaut werden sollten, soweit die Brunnen und Kontrollschächte keiner anderweitigen 

Nutzung zugeführt werden. Da ein Brunnen allerdings für die Notwasserversorgung und die 

übrigen zwei Brunnen ggfls. für eine Brauchwassernutzung erhalten bleiben sollen, ist dies zur-

zeit nicht von Relevanz.  
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„Z 65 

In den Vorranggebieten Grundwasserschutz darf das Wasserdargebot weder quantitativ noch 

qualitativ durch konkurrierende Nutzungen gefährdet werden. Bei leichter Verletzlichkeit sind 

mögliche Gefährdungen von vornherein abzuwehren. 
 

Begründung/Erläuterung: 

Als Vorranggebiete Grundwasserschutz sind im wasserwirtschaftlichen Fachbeitrag darge-

stellte Wassergewinnungsgebiete von herausragender Bedeutung für die öffentliche 

Wasserversorgung festgelegt, soweit es sich um 

1. rechtskräftig bestehende Wasser- und Heilquellenschutzgebiete, deren Rechtsverordnun-

gen zeitlich befristet sind, sowie 

2. geplante oder abgegrenzte Wasser- und Heilquellenschutzgebiete 

handelt. Die dort vorhandenen Wasserressourcen sind einem strengen Schutzregime zu unter-

werfen, weil nur mit diesen Ressourcen insgesamt eine nachhaltige Entwicklung der daraus 

versorgten Siedlungsgebiete zu gewährleisten ist. Ein Ausweichen auf alternative Wasserbe-

zugsmöglichkeiten ist weder wirtschaftlich noch ökologisch sinnvoll machbar. Die Erweiterung 

von Siedlungsflächen für Wohnen in Vorranggebieten Grundwasserschutz ist aus regionalpla-

nerischer Sicht nicht von vornherein als Gefährdung der vorrangigen Funktion des 

Grundwasserschutzes zu betrachten. Inwieweit Siedlungsflächen zumindest in der Zone 3 von 

zukünftigen Wasserschutzgebieten zulässig sind, wäre im Einzelfall zu prüfen. 

Neben den dargestellten Vorranggebieten für den Grundwasserschutz haben unbefristet fest-

gesetzte Wasserschutzgebiete aus sich selbst heraus eine herausragende Bedeutung für den 

Grundwasserschutz. Sie sind von störenden Nutzungen frei zu halten und werden in der Bei-

karte dargestellt.“ 

 

Würdigung: 

Aus der Begründung zu Z 65 geht hervor, dass als Vorranggebiet Grundwasserschutz die Ge-

biete dargestellt wurden, die einer befristen Rechtsverordnung unterlagen oder geplante oder 

abgegrenzte Wasserschutzgebiete. Durch den Wegfall des Wasserschutzgebietes und der Tat-

sache, dass das ehemalige Wasserschutzgebiet nicht mehr neu festgesetzt werden soll, ist 

diese Grundlage zur Darstellung des Vorranggebietes Grundwasserschutz obsolet.  
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Lage im Vorbehalts- und Vorranggebiet regionaler Biotopverbund nach RROP 

„G 61  

Zur nachhaltigen Sicherung der heimischen Tier- und Pflanzenwelt ist im Raumordnungsplan 

ein regionaler Biotopverbund ausgewiesen (Karte 5). In den Bauleitplänen sollen hieraus lokale 

Biotopverbundsysteme entwickelt werden durch Konkretisieren und Verdichten des regionalen 

Biotopverbundsystems.  
 

Begründung/Erläuterung: 

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) stellt Flächen für einen landesweiten Biotopver-

bund dar. Dieser wird durch die Landschaftsrahmenplanung um regional bedeutsame 

Funktionsräume für den Arten- und Biotopschutz sowie um Verbindungselemente, die sich aus 

den landesweiten Wildtierkorridoren und den Lebensraumansprüchen der regionalen Leitarten 

ergeben (regionaler Biotopverbund) ergänzt. Der Biotopverbund besteht insgesamt aus  

 den Gebieten des landesweiten Biotopverbundes, 

 den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für regionalen Biotopverbund, 

 den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Ressourcenschutz (Z 80/G 81). 

Der regionale Biotopverbund umfasst neben bereits bestehenden wertvollen Biotopflächen und 

Biotopkomplexen auch solche Lebensräume, die aufgrund ihres Standortpotenzials und der 

Lage im Raum ein hohes Entwicklungspotenzial aufweisen und wichtige potenzielle Verbin-

dungsflächen sind. Die Grundlage für die Ermittlung der sehr bedeutsamen und bedeutsamen 

Flächen für den regionalen Biotopverbund waren die Planungen vernetzter Biotopsysteme 

(VBS), ein Gutachten der FÖA (1998) zur Entwicklung eines regionalen Biotopverbundsystems 

für die Landschaftsrahmenplanung Region Koblenz, die aktuelle Biotopkartierung (soweit diese 

für die Kreise/ Teilbereiche vorlag), Daten des LUWG zu Leitarten und zum Biotopverbund, 

ergänzende Angaben der Unteren Naturschutzbehörden und der Naturschutzverbände sowie 

vorliegende Gutachten und Untersuchungen für lokale Bereiche. Desweiteren wurden die im 

vorhandenen Regionalen Raumordnungsplan Mittelrhein-Westerwald (2006) dargestellten Vor-

ranggebiete für den Arten- und Biotopschutz nach heutigem Wissensstand überprüft. Der 

regionale Biotopverbund ist im Einzelnen im Landschaftsrahmenplan Region Mittelrhein-Wes-

terwald vom Februar 2010 beschrieben. Die FFH- und EU- Vogelschutzgebiete bzw. der 

landesweite Biotopverbund sind in der Beikarte nachrichtlich dargestellt. 

Dort wo regional bedeutende Biotopverbundflächen und Wildtierkorridore in der Region durch 

die Autobahnen A 3, A 48 und A 61 oder viel befahrene Bundesstraßen unterbrochen werden 

und keine Brücken oder geeignete Unterführungen in der Nähe vorhanden sind, sind laut Land-

schaftsrahmenplanung zur Vernetzung Grünverbindungen bzw. Querungshilfen in Form von 

Grünbrücken oder Unterführungen erforderlich. An welcher Stelle genau die Grünverbindungen 

zu planen bzw. wie diese umzusetzen sind, muss im Einzelnen geprüft werden, einen Hinweis 

hierzu gibt Karte 5. 

 

Abwägung: 

Die Darstellung eines lokalen Biotopverbundes betrifft die Ebene der Flächennutzungsplanung 

bzw. eines Landschaftsplans, der in den Flächennutzungsplan integriert wird. Der Grundsatz ist 

auf die verbindliche Bauleitplanung nicht anzuwenden. Da der Flächennutzungsplan allerdings 

im Parallelverfahren geändert wird, wird an dieser Stelle auf die Ausführungen zu G 63 verwie-

sen. Die Ergänzung des regionalen Biotopverbundes im Bereich des Plangebietes wäre zudem 

aufgrund der Zäsurwirkungen der Straßen und der Bahn schwierig. Mit der Festsetzung z.B. 
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von Gründächern, dem Erhalt des Gehölzstreifen entlang der Straße ‚Untere Rheinau‘ und dem 

weitgehenden Erhalt des Grünbereiches nordöstlich der B 42 wird ebenfalls eine Vernetzung 

gefördert. Damit ist der Grundsatz angemessen berücksichtigt.  

 

„G 63 

In den Vorbehaltsgebieten regionaler Biotopverbund soll der nachhaltigen Sicherung der heimi-

schen Tier- und Pflanzenwelt bei der Abwägung mit konkurrierenden Belangen ein besonderes 

Gewicht beigemessen werden.  
 

Begründung/Erläuterung: 

In der Landschaftsrahmenplanung wird innerhalb des regionalen Biotopverbundes zwischen 

sehr bedeutenden und bedeutenden Flächen unterschieden. Grundlage für die Ausweisung 

sind die im Landschaftsrahmenplan dargestellten "bedeutenden" Flächen des regionalen Bio-

topverbundes. Unter anderem aufgrund neuerer Erkenntnisse aus der aktuellen 

Biotopkartierung und den Daten des LUWG zu den Leitarten wurden zusätzliche Flächen als 

bedeutend für den regionalen Biotopverbund mit aufgenommen: 

 Flächen der aktuellen Biotopkartierung mit bestimmten Funktionen. 

 Flächen im unteren Mittelrheintal, um eine durchgängige Verbundachse 

 entlang der rechtsrheinischen Hänge zu erhalten. 

 gesetzlich geschützte Bachtäler mit Feuchtwiesen und - brachen. 

 Zusätzliche Lebensräume für Reptilien (Ergänzungs- und Verbindungsbereiche). 

 Waldbestände innerhalb der Wildtierkorridore. 

Die methodische Vorgehensweise bei der Zuordnung der Wertstufen wird im Anhang des Land-

schaftsrahmenplanes beschrieben.“ 

 

Abwägung: 

Das Vorbehaltsgebiet regionaler Biotopverbund überlagert die Bahntrasse am südwestlichen 

Rand des Plangebietes und geht ca. 15 m drüber hinaus. Im Bereich der Bahntrasse konnten 

von dem beauftragten Biologen eine Mauereidechse bzw. eine grundsätzliche Habitateignung 

festgestellt werden. Eine Betroffenheit ist bei der Errichtung der neuen Bahnsteige gegeben. 

Auch wenn die Bahnstrecke an sich nicht der Planungshoheit der Stadt Bendorf unterliegt und 

die Darstellung im Bebauungsplan nur nachrichtlich erfolgt, ist der Stadt sehr an einem rei-

bungslosen und zügigen weiteren Planungs- und Bauablauf innerhalt eines engen Zeitkorridors 

der Streckensperrung für die Errichtung des Bahnhaltepunktes gelegen. Daher wurde ein Aus-

gleichskonzept erarbeitet, das mit der Naturschutzbehörde abgestimmt wird und dessen 

Umsetzung durch eine Fachkraft begleitet werden soll. Darauf kann die Planung der Deutschen 

Bahn AG aufbauen oder auch ein eigenes Konzept zum Schutz der streng geschützten Art ent-

wickeln.  

Weiterhin ist das Vorbehaltsgebietes regionaler Biotopverbund mit dem Verlust eines Gehölz-

streifens betroffen. Auch hierfür wird sowohl der naturschutzfachliche Ausgleich im Sinne der 

Eingriffs-/Ausgleichsregelung erbracht, als auch unter Vorsorgegesichtspunkten Vermeidungs-

maßnahmen festgesetzt und Ersatzangebote für Vogelnist- und Fledermausversteckplätze 

geschaffen. Mit der Kombination der unterschiedlichen Maßnahmen ist der Grundsatz beachtet. 
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Lage im Vorbehaltsgebiet „Besondere Klimafunktion“ 

„G 71 

Wälder sollen in ihrer Funktion als klimatische Regenerationsgebiete erhalten bleiben.  
 

Begründung/Erläuterung: 

Waldgebiete erbringen in besonderem Maße bioklimatische Leistungen, insbesondere für 

Frischluftproduktion, Staubfilterung und Temperaturausgleich. Neben den klimaökologischen 

Ausgleichswirkungen für thermisch belastete Räume sind die Wälder auch Regenerationsge-

biete für Erholungssuchende. Die regional bedeutsamen Waldgebiete sind als klimatische 

Regenerationsgebiete in die regionalen Grünzüge und andere Gebiete mit freiraumschützenden 

Funktionen einbezogen.“ 

 

Abwägung: 

Das Plangebiet liegt nicht im regionalen Grünzug. Den vorhandenen Baumbeständen kommt 

daher zwar eine kleinklimatische besondere Bedeutung zu, allerdings nicht im Sinne großer 

zusammenhängender Waldflächen. Die Gehölzflächen werden so weit wie möglich erhalten und 

nordöstlich der B 42 einer intensiveren Nutzung für Erholung zugeführt. Das Forstamt Koblenz 

wurde am Verfahren beteiligt und erhob keine Bedenken. Der Grundsatz ist damit beachtet. 

 

„G 72 

Offenlandbereiche - insbesondere Acker- und Grünlandflächen sowie Sonderkulturen - sollen 

erhalten bleiben, wenn sie für Kaltluftproduktion oder Kaltlufttransport einer Siedlung oder eines 

Erholungsraumes von Bedeutung sind.  
 

Begründung/Erläuterung: 

Eine besondere Bedeutung für die Kaltluftproduktion und den Kaltlufttransport haben landwirt-

schaftlich genutzte Flächen (Acker, Grünland, Sonderkulturen). Die regional wichtigen 

Offenlandbereiche sind in die regionalen Grünzüge integriert.“ 

 

Abwägung: 

Innerhalb des Plangebietes liegen keine landwirtschaftlich genutzten Flächen und das Plange-

biet liegt nicht innerhalb eines regionalen Grünzuges. Dennoch können die offenen Bereiche 

des Plangebietes von kleinklimatischer Bedeutung sein, weshalb u.a. Gründächer festgesetzt 

wurden. Daher ist der Grundsatz beachtet.  

 

„G 73 

Klimaökologische Ausgleichsräume und Luftaustauschbahnen sollen erhalten bleiben bzw. ent-

wickelt werden.  
 

Begründung/Erläuterung: 

Klimaökologische Ausgleichsräume und Luftaustauschbahnen sind im LEP IV dargestellt. 

Luftaustauschbahnen können vor allem Täler und offene Hanglagen sein. Sie weisen in der 

Regel talabwärts gerichtete Talabwindsysteme und Kaltluftströme auf, die zu einer besseren 

Versorgung von Siedlungen mit Kalt- und Frischluft beitragen können. Flächen mit besonderer 

Bedeutung für die Klimaverbesserung und Lufthygiene (Kaltluftentstehungsbereiche, 
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Kaltluftleitbahnen bzw. Luftaustauschbahnen) sind in die Festlegung und Abgrenzung der regi-

onalen Grünzüge und Grünzäsuren eingegangen. Soweit sie nicht in die regionalen Grünzüge 

und Grünzäsuren eingegangen sind, sind diese Flächen als Vorbehaltsgebiete für besondere 

Klimafunktion festgelegt. Inwieweit Täler tatsächlich Bedeutung als Luftaustauschbahnen ha-

ben, kann in konkreteren Untersuchungen auf Ebene der Bauleitplanung ermittelt werden.“ 

 

Abwägung: 

Aufgrund der topografischen Voraussetzungen handelt es sich bei dem planungsrelevanten Ge-

lände nicht um einen Bestandteil einer klimatisch relevanten Luftaustauschbahn. Im LEP IV ist 

die Fläche nicht als klimatischer Ausgleichsraum oder Luftaustauschbahn dargestellt. Zudem 

wird mit der Festsetzung von Gründächern im Bebauungsplan dafür Sorge getragen, dass keine 

Riegelwirkung hinsichtlich etwaiger Luftabflüsse entsteht. Daher ist der Grundsatz beachtet.  

 

„G 74 

In den Vorbehaltsgebieten besondere Klimafunktion sollen besondere Anforderungen an den 

Klimaschutz gestellt werden. Dabei soll auf eine Verbesserung der klimatischen Bedingungen 

hingewirkt werden. Hierzu sollen Flächen in ihrer Funktion als klimatische Ausgleichsräume er-

halten bleiben und durch Entsiegelungsmaßnahmen, Baumpflanzungen, Dach- und 

Fassadenbegrünungen unterstützt werden, für Siedlungsvorhaben klimaökologische Vorunter-

suchungen durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen entwickelt, Verbesserungen im 

Immissionsschutz angestrebt und klimatische Verschlechterungen vermieden und für die Bau-

leitpläne Klimauntersuchungen durchgeführt werden, um die Informationsgrundlagen für den 

Klimaschutz zu verbessern.  
 

Begründung/Erläuterung: 

Als Vorbehaltsgebiete für besondere Klimafunktion sind die thermisch stark belasteten Räumen 

sowie die klimatisch sensiblen Tallagen (Karte 4) festgelegt. In diesen Räumen bestehen be-

sondere Anforderungen an den Klimaschutz. Die klimatischen Bedingungen dürfen sich hier 

nicht verschlechtern, sondern sollen sich möglichst verbessern. Die thermische Belastung ist, 

ebenso wie die lufthygienische, besonders hoch in Gebieten, die zur Stagnation des Luftaus-

tausches neigen. Grünflächen haben im Gegensatz zu den überbauten Bereichen positive 

klimaökologische Wirkungen (Staubfilterung, Temperaturausgleich usw.) und sollen daher vor 

allem in den klimatisch stark belasteten Räumen erhalten und erweitert werden. Immissions-

schutzpflanzungen an Straßen sollen erhalten und gefördert werden. Hinweise zur 

Verbesserung der lufthygienischen Situation im hochverdichteten Raum Koblenz/Neuwied 

durch Reduzierung der Emissionen geben der Luftreinhalteplan Koblenz-Neuwied von 1994 so-

wie der Luftreinhalteplan Koblenz 2008 - 2015. Ein Problem stellt insbesondere die 

Emissionsbelastung durch Straßenverkehr in den Tälern dar. Sie kann dazu führen, dass statt 

frischer Luft belastete Luft transportiert wird. In jedem Fall sollten in den Tälern Siedlungsvor-

haben, die den Frischlufttransport behindern oder zu einer qualitativen Verschlechterung der 

transportierten Luft führen, vermieden werden. 

Die Rohstoffgewinnung ist als ein vorübergehender, zeitlich begrenzter Eingriff mit nachfolgen-

der Rekultivierung bzw. Renaturierung in den Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktion 

zulässig.“ 

 
  



Begründung zum Bebauungsplan, Städtebau Seite 17 

„MobiHUB – Untere Rheinau“ – Stadt Bendorf Februar 2024 

 

© Faßbender  Weber  Ingenieure PartGmbB • 56656 Brohl-Lützing 2973_Begründung.docx 

Abwägung: 

Bei der Planung des Gewerbegebietes, dessen Realisierung unweigerlich mit einer Versiege-

lung von Flächen einhergeht, wird darauf geachtet, dass sich die klimatische Situation nicht 

verschlechtert. Dazu werden entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan getroffen. Mit 

diesen Festsetzungen ist der Grundsatz beachtet. 

Tiefergehende Klimagutachten sind aufgrund der Lage des Plangebietes nicht erforderlich.  

 

„G 75 

Die Festlegung der Standorte neuer Wohngebiete soll sich auch am Radonpotenzial orientieren. 

Zum Schutz vor einer Belastung durch Radon soll bei neu zu errichtenden Gebäuden dafür 

Sorge getragen werden, dass sinnvolle Maßnahmen ergriffen werden. Für bereits bestehende 

Gebäude sollen, entsprechend der Bauweise und Zuordnung zu einem Gebiet mit einem erhöh-

ten Radonpotenzial, Informationen über Maßnahmen zur Reduzierung der Radonkonzentration 

zur Verfügung gestellt werden. Bei der Bauplanung - soweit ein begründeter Verdacht besteht 

– sollen entsprechende Schutzmaßnahmen ergriffen werden.  
 

Begründung/ Erläuterung: 

Die Radonprognose-Karte von Rheinland-Pfalz enthält drei Radonpotenzial-Klassen, die An-

haltspunkte über die Höhe des wahrscheinlichen großflächigen Radonpotenzials aufzeigen. Für 

den Bereich der Region Mittelrhein-Westerwald liegen bisher nur für den Hunsrück Radonmes-

sungen vor. Es wurden im Wesentlichen die folgenden Gebietsklassen mit einem 

möglicherweise erhöhten oder hohen Radonpotenzial ermittelt: Lokal hohes Radonpotenzial, 

zumeist eng an tektonische Kluftzonen gebunden. Dies bedeutet, dass ein erhöhtes bis hohes 

Radonpotenzial meist eng an geologisch-tektonische Einheiten gebunden ist. Solche Bereiche 

besitzen deshalb eine sehr begrenzte Ausdehnung. Für die übrigen Gebiete im Bereich der 

Region lagen zum Zeitpunkt der Kartenerstellung keine Hinweise auf ein hohes Radonpotenzial 

vor (Radonprognose-Karte für die Region Mittelrhein-Westerwald, Stand 2013).“ 

 

Abwägung: 

Es wird keine Wohnbaufläche, sondern eine gewerbliche Baufläche geplant. Der Grundsatz be-

trifft die Planung nicht.    
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1.4.4 Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan zum Großteil als „Öffentliche Grünfläche“ mit der 

Zweckbestimmung „Park“ dargestellt, als „Fläche für Versorgungsanlagen“ mit der Zweckbe-

stimmung „Wasserversorgung/Wasserwerk“, als „Landwirtschaftliche Nutzfläche“ mit der 

Zielrichtung „Dauergrünland“ und „Fläche für Bahnanlagen“. Damit stimmt die Darstellung im 

Flächennutzungsplan mit den geplanten Darstellungen im Bebauungsplan nur teilweise über-

ein. Der FNP muss daher in einem Parallelverfahren geändert werden. 

 

Abbildung 5: Auszug aus dem FNP der Stadt Bendorf 

 
(Maßstab 1:4.000) 
 

1.4.5 Schutzgebiete 

Schutzgebiete nach Naturschutzrecht 

Siehe Umweltbericht, Kapitel 2.2.1.1 

 

Gewässer-, Trinkwasser- und Heilquellenschutz 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes mit Rechtsverordnung, 

Mineralwassereinzugsgebiet oder Heilquellenschutzgebiet. Wie aus obigem Auszug des Flä-

chennutzungsplans erkennbar ist, war das Plangebiet allerdings zum Zeitpunkt der Erstellung 

des Flächennutzungsplans (2003) noch innerhalb eines Wasserschutzgebietes. Innerhalb der 

ehemaligen Wasserschutzzone I lagen dabei die Brunnen. 
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Abbildung 6: Lage der Brunnen 

 

(Quelle: Stadtwerke Bendorf, ohne Maßstab) 
 

Die Wasserrechte der Brunnen sind im Jahr 2000 ausgelaufen und wurden danach regelmäßig 

verlängert. Eine Überprüfung/Neuabgrenzung des Wasserschutzgebietes, das zugunsten der 

Entnahme von Trinkwasser aus diesen Brunnen festgelegt war, führte allerdings, insbesondere 

wegen der umgebenden Nutzung dazu, dass das Wasserschutzgebiet nicht neu festgesetzt 

wurde. Daraufhin nahm die Stadt Bendorf Gespräche mit der Stadt Neuwied auf, so dass seit 

Mitte 2017 die Trinkwasserversorgung über die Stadtwerke Neuwied erfolgt.  

Brunnen 3 soll auch weiterhin als Nottrinkwasserbrunnen dienen, so dass für den späteren tat-

sächlichen Ausbau des Geländes unter Umständen noch Veränderungen des Bauwerkes 

zwecks Anpassung an die spätere Geländehöhe erforderlich werden.  

Brunnen 1 und 2 werden nicht mehr für eine Notwasserversorgung benötigt. Die baulichen An-

lagen sollen aber erhalten und gesichert werden, um diese beispielweise für eine spätere 

Wasserstoffproduktion als Brauchwasserbrunnen nutzen zu können.  

Die Wasserrechte aller Brunnen sind und verbleiben bei den Stadtwerken Bendorf. 

 

In einer Entfernung von 270 m im Südwesten fließt der Rhein (Gewässer 1. Ordnung) und ca. 

150 m im Südosten der Großbach (Gewässer 3. Ordnung).  
 

Brunnen 1 

Brunnen 2 

Brunnen 3 
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1.4.6 Verkehrsanlagenplanung 

Für das Umfeld der vorliegenden Bauleitplanung sind keine aktuellen Straßenplanungen be-

kannt. Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Straße ‚Untere Rheinau“.  

In die Planung fließen die Fachplanungen zum neuen Haltepunkt und des ‚RheinWalks‘ mit ein.  

Der neue Haltepunkt liegt vollständig auf Eigentumsflächen der Deutschen Bahn AG. Diese 

Eigentumsflächen sollen unverändert bleiben, so dass eine Darstellung im Bebauungsplan bzw. 

die Einbeziehung in den Geltungsbereich auch nur für den schmalen Bereich erfolgt, wo der 

‚RheinWalk‘ die Bahnanlage auf einer höher liegenden horizontalen Ebene quert. Die darunter-

liegende farbliche Darstellung der Bahnanlage wird wegen dem Fachplanungsvorbehalt nach § 

38 BauGB in dem Bebauungsplan nachrichtlich als „Bahnanlagen“ vorgenommen.  

Die Planung des ‚RheinWalks‘ hat sich zwischen dem Stand des Vorentwurfs für die frühzeitigen 

Beteiligungen und dem Entwurf für die förmlichen Beteiligungen konkretisiert. 

 

Abbildung 7: Planung und Visualisierung des Rheinwalk (Vorabzug) 
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(Quelle: slb_architekten und ingenieure, Boppard, Stand: 08.12.2023) 
 

1.4.7 Ver- und Entsorgung des Gebietes 

Das Gebiet an sich verfügt derzeit über keine innere Erschließung. Die Ver- und Entsorgung 

des Plangebietes kann nach derzeitigem Sachstand über die vorhandenen Einrichtungen und 

Leitungsbestände der Versorgungsträger bzw. über eine Verlängerung/Erweiterung der Orts-

rohrnetze vollständig sichergestellt werden. 

Das Niederschlagswasser versickert derzeit vor Ort bzw. läuft breitflächig der Topografie fol-

gend ab. Die derzeitige Entwässerung der Gebäude im Bereich des alten Wasserwerkes erfolgt 

über die eigene Fläche auf das Gelände der Stadtwerke.  

 

1.4.8 Geologische Vorbelastungen 

Die Radonkonzentration beträgt 61,4 kBq/m3 und das Radonpotenzial liegt im Plangebiet bei 

51,93. Das Landesamt für Umwelt empfiehlt: „Sollten Sie ein neues Haus bauen wollen, emp-

fehlen wir Ihnen, ab einer Radonkonzentration in der Bodenluft von mehr als 100.000 Bq/m³ 

oder einem Radonpotenzial über 44 besondere Maßnahmen beim Bau zu erwägen. Dies kön-

nen beispielsweise eine geologische Untersuchung des Baugrunds oder zusätzliche 

abdichtende Maßnahmen des Bauwerks sein.“ Da das Radonpotenzial oberhalb des Wertes 

liegt, für die das Landesamt für Umwelt bauliche Vorkehrungen empfiehlt, ist ein entsprechender 

Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen worden.  

Hinsichtlich der Hangstabilität ist das Gebiet nicht kartiert. 

Die Rutschungsdatenbank enthält ebenfalls keine Einträge. 

Das Gebiet liegt in der Erdbebenzone 14.  

Laut Auskunft des Landesamtes für Geologie und Bergbau in der frühzeitigen Beteiligung der 

Behörden ist das Plangebiet den Bergwerksfeldern "Werner" (Eisen), "Werner II" und "Werner 

 

3 Quelle: Kartenviewer des Landesamtes für Umwelt, letzter Aufruf 09.06.2023 
4 Quelle: Kartenviewer des Landesamtes für Geologie und Bergbau, letzter Aufruf: 09.06.2023 
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VI" (jeweils Kupfer, Schwefelkies) (teilweise) überdeckt. Die Bergrechte werden aufrechterhal-

ten. In dem Bergwerk "Werner" fand ehemals umfangreicher untertägiger Abbau statt. Aus den 

beim Landesamt für Geologie und Bergbau vorhandenen Unterlagen geht jedoch hervor, dass 

im Planungsbereich kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter Bergauf-

sicht erfolgt. Weiterhin teilte das Landesamt für Geologie und Bergbau mit, dass aus einer 

Mutungsübersichtskarte aus dem Jahre 1902 hervorgeht, dass sich das Plangebiet im Bereich 

einer ehemaligen Schwemmsteinfabrik befindet, worüber der Behörde jedoch keine weiteren 

Unterlagen vorliegen. Allgemein machte das Landesamt für Geologie und Bergbau noch darauf 

aufmerksam, dass Hinweise zu ehemaligem Bergbau auf Erze in der Gemarkung Bendorf vor-

liegen. Dabei wurden die Roherze meist in unmittelbarer Nähe der Förderstollen bzw. - schächte 

zu Konzentraten aufbereitet und es fielen stark metallhaltige Aufbereitungsrückstände an, die 

in der Regel ortsnah ungesichert abgelagert wurden. Konkrete Angaben über Kontaminations-

bereiche, Schadstoffspektren u.ä. liegen der Behörde allerdings nicht vor. In diesen 

Ablagerungen können die nutzungsbezogenen Prüfwerte der Bundesbodenschutz-Verordnung 

erfahrungsgemäß deutlich überschritten werden. Wir empfehlen daher, die Anforderungen an 

die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu überprüfen.  

Aufgrund dieses Hinweises der Behörde wurde der Hinweis zu Boden und Baugrund ergänzt.  

Wegen der Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau wurde zusätzlich die 

Inhaberin der Bergrechte um Stellungnahme gebeten.  

 

1.4.9 Denkmalschutz 

Bereiche des Denkmalschutzes und Einzeldenkmäler sind von der Planung nicht betroffen. 

Fundstellen von Bodendenkmälern sind nach derzeitigem Sachstand innerhalb des Plangebie-

tes nicht bekannt. Laut Auskunft der Generaldirektion Kulturelles Erbe befand sich allerdings 

„unmittelbar nordwestlich des Plangebietes […] das römische Kastell von Bendorf mit anschlie-

ßendem Kastelldorf, welches im Zuge der Bimsausbeute vollständig untersucht wurde. Auch im 

Bereich des Plangebietes ist bereits eine Ausbeute der anstehenden Bimsvorkommen durch-

geführt worden. Dadurch sind die potentiell befundenthaltenden Bodenhorizonte bereits 

umgelagert bzw. zerstört. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass sich tiefer reichende Be-

funde wie beispielsweise Brunnen oder Materialentnahmegruben bis unter die ehemalige 

Bimsschicht erstreckten und entsprechend noch nach Abtrag des Oberbodens im Planungsge-

biet aufgedeckt werden. Dieser Sachstand muss durch einen Mitarbeiter unserer Dienststelle 

geprüft werden.“ 

Der Hinweis zur Archäologie geht auf den Sachverhalt und die Vorgehensweise (Bekanntgabe 

des Erdbaubeginns ein (Unterrichtung der örtlich eingesetzten Firmen, Melde-, Erhaltungs- und 

Ablieferungspflicht von archäologischen Funden und Befunden etc.).   
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1.5 Vorhandene örtliche Gebietsprägungen und Bestandsanalyse 

1.5.1 Gebietsrelevante Emissionsanlagen im Umkreis 

Das Plangebiet ist von mehreren Emittenten umgeben. Durch das Plangebiet verläuft die Bun-

desstraße 42. Die B 42 ist an dieser Stelle mit einer Querschnittsbelastung von 40.476 Kfz/24h 

und einem Schwerlastverkehrsanteil von 8 % kartiert (DTV 2015). Zudem ist das Gebiet von 

den Emissionen der Bahnlinie und der angrenzenden Gewerbebetriebe betroffen. 

Es ist zwar ein Gewerbegebiet und Verkehrsflächen festgesetzt, so dass die auf das Plangebiet 

einwirkenden Immissionen von geringer Bedeutung, sind, aber auch innerhalb eines Gewerbe-

gebietes sind Räume mit schutzbedürftigen Nutzungen (z.B. Sozialräume und Büros) zulässig. 

Deshalb wurde eine Schalltechnische Immissionsprognose erstellt, deren Ergebnisse in die Pla-

nung einflossen und die der Begründung als Anlage beigefügt ist. Die Berechnungen ergeben, 

dass die Verkehrsgeräusche tags auf der Höhe eines 3 Geschosses bis 75 dB(A) liegen können, 

unmittelbar an der Bahn noch leicht darüber. In der Nacht stellt sich die Situation nur leicht 

geringer dar. Die Orientierungswerte aus Beiblatt 1 der DIN 18005 für Gewerbegebiete beträgt 

tags 60 dB(A) und nachts 50 dB(A) für Verkehrsgeräusche. Da die berechneten Werte darüber 

liegen, sind Maßnahmen zum Schutz vor Immissionen aus Verkehrslärm unumgänglich.  

 

1.5.2 Standorteignung, Topografie und Baubestand im Plangebiet 

Das Plangebiet ist bis auf die Bundestraße, die auf einem Damm liegt, weitgehend eben. Die 

Bahnstrecke verläuft auf einem niedrigeren Geländeniveau als das nördlich anschließende Ge-

lände der Stadtwerke; dazwischen ist eine Böschung ausgebildet. Abgrabungen, 

Aufschüttungen oder sonstige größere Geländeveränderungen liegen im Rahmen der beste-

henden bzw. vorherigen Nutzungen vor. Innerhalb des Plangebietes befinden sich im 

ehemaligen Wasserwerk mehrere Gebäude. 

Da die im Internet bis ca. Herbst 2023 abrufbare Starkregenkarte keine Darstellungen innerhalb 

von Siedlungsbereichen enthält, wurde zunächst auf das Hochwasserschutzkonzept der Stadt 

Bendorf zurückgegriffen.  

Abbildung 8: Auszug aus der Karte „Übersichtslageplan Süd Sturzflut Gefahrenbereiche“ 
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(Darstellung bearbeitet, ohne Maßstab, Quelle: 5) 
 

Wie aus der Darstellung zu erkennen ist, liegen Randbereiche des Plangebietes innerhalb eines 

„potenziell überflutungsgefährdeten Bereiches (Sturzflut nach Starkregen) mit einem Einzugs-

gebiet ≥ 50 ha und einer Flutung der Tiefenlinie 1,0 m.  

 

Während des Planverfahrens wurde vom Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und 

Mobilität (MKUEM), Abteilung Wasserwirtschaft, ein neues Auskunftssystem in Form von Sturz-

flutkarten online gestellt.  

 

  

 

5 Quelle: Gastring | Ingenieure: Örtliches Hochwasserschutzkonzept für die Stadt Bendorf, Stand 01.02.2018 
Anmerkung: Der Übersichtslageplan Süd Sturzflut Gefahrenbereiche basiert auf der Grundlage der Karte 5 

„Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen“ aus dem Hochwasserinfopaket, das den Trägern der vorbe-

reitenden Bauleitplanung vom Landesamt für Umwelt zur Verfügung gestellt wurde. Hierin ist der Verlauf des 

Großbaches durch das Plangebiet dargestellt, was allerdings nicht dem tatsächlichen Verlauf entspricht. Des-

halb wurde diese Darstellung in obiger Ausschnittdarstellung ausgeblendet und entspricht nicht dem Original.  
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Abbildung 9: Sturzflutgefahrenkarte 

 

((Quelle: https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10361/, o. Maßstab, letzter Aufruf 02.01.2024) 

 
 

Für obigen Auszug wurde die Darstellung von „extremer Starregen gewählt“, d.h. das Scenario 

aus den unterschiedlichen Starkregenereignissen mit den gravierendsten Auswirkungen. Dabei 

ist erkennbar, dass das Gelände des ehemaligen Wasserwerkes nicht bis gering betroffen ist, 

die Freifläche in Richtung der Gebäude der Stadtwerke/des Bauhofes, dagegen deutlich. Bei 

der Fachplanung der Anlagen für die Niederschlagswasser bzw. im Falle des Erfordernisses 

von Überflutungsnachweisen für die gewerblich genutzten Grundstücke sollten diese Informa-

tion in den Berechnungen berücksichtigt werden 

1.5.3 Eigentumsverhältnisse im Plangebiet 

Bis auf ein Flurstück im nordöstlichen Plangebiet sind die Flurstücke im Plangebiet bis auf die 

Bundesstraße 42, die nur nachrichtlich dargestellt ist, und die Bahnanlagen, die ebenfalls nur 

nachrichtlich dargestellt sind, im Eigentum der Stadt.   
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1.6 Darlegung der Planinhalte 

1.6.1 Städtebauliche Planungsziele 

Vor der Erstellung des Vorentwurfs wurden folgende Ziele formuliert: 

Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für bahnaffine Infrastruktur unter be-

sonderer Berücksichtigung von: 

 Machbarkeitsstudie „Neue Station Bendorf“ (Schönhofen Ingenieure PartGmbB vom 

16.04.2021) 

 Projektskizze RheinWalk Bendorf (Förderaufruf für modellhafte regionale investive Pro-

jekte zum Klimaschutz durch Stärkung des Radverkehrs, Stadt Bendorf vom 

29.04.2022) 

 Planung ‚RheinWalk‘ Bendorf vom 08.12.2023 vom Planungsbüro slb_architekten und 

ingenieure aus Boppard 

 Eigentumsverhältnisse 

 Zeitschiene des Förderprogramms und Bauabsichten der Bahn 

 Artenschutz 

 Festsetzungen zum Klimaschutz 
 

Dem Bebauungsplan ist eine Machbarkeitsstudie „Neue Station Bendorf“ des auf die Planung 

von Bahnanlagen und deren Umfeld spezialisierten Ingenieurbüros Schönhofen Ingenieure 

PartGmbB aus Kaiserslautern vorausgegangen.  

„Bendorf liegt an der rechtsrheinischen DB-Strecke 2324 Oberlahnstein – Neuwied – Troisdorf 

– Köln. Die Strecke ist zweigleisig und elektrifiziert und wird von einer Regionalbahn (RB 27 

Koblenz – Köln – Mönchengladbach), die im Stundentakt verkehrt, bedient.  

Bis in die 80er-Jahre verfügte die Stadt über einen Personenbahnhof, der eher dezentral am 

südlichen Ortsrand lag. Dieses Gelände sowie das Gebäude wurden zwischenzeitlich veräußert 

und steht nicht mehr zur Verfügung.  

Im Rahmen der Stationsoffensive (StOff) der DB Station&Service sowie des Landes Rheinland-

Pfalz soll in naher Zukunft dem Wunsch der Stadt Bendorf nach einer Anbindung an den SPNV 

entsprochen werden. Die Möglichkeiten, eine „neue Station Bendorf“ zu schaffen sollen mit der 

vorliegenden Machbarkeitsstudie untersucht werden.“6 

Im Vorfeld der o.g. Machbarkeitsstudie wurden mögliche Standort entlang der Bahnstrecke zwi-

schen dem Rheinstadion und der Hafenstraße betrachtet. Die grundsätzliche Entscheidung für 

das Gelände des ehemaligen Wasserwerkes fiel unter anderem wegen dem Verlauf und den 

Anbindungsmöglichkeiten an den ‚RheinWalk‘, der die Stadtmitte mit den Hafenanlagen über 

eine aufgeständertes Brückenbauwerk verbinden soll, parallel zum Rhein verläuft und durch 

seine Hochlage in Verbindung mit der Abkopplung von motorisieren Individualverkehr, den 

Rhein erlebbar macht. Dabei soll der ‚RheinWalk‘ sowohl als innerstädtische Verbindung für den 

Fahrradalltagsverkehr als auch dem touristischen Verkehr dienen.  

Insgesamt soll der „MobiHUB“ einen Verknüpfungspunkt des ÖPNV mit dem nicht motorisieren 

Individualverkehr bilden und somit zur Fahrradfreundlichkeit der Stadt beitragen sowie dem Mo-

dal Split in Richtung der klimaschonenden Verkehrsmittel verlagern.  

 

6 Schönhofen Ingenieure Part GmbB: Erläuterungsbericht zur Machbarkeitsstudie „Neue Station Bendorf“, Stand 
16.04.2021, Seite 4 
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1.6.2 Erschließung des Plangebiets 

Verkehrliche Erschließung 

Die Verwirklichung der geplanten Infrastruktur innerhalb des Gebietes soll der Verbesserung 

der verkehrlichen Situation in Bendorf und den Zielen, die von Bendorf aus angefahren werden 

bzw. den Quellen, von denen aus Bendorf angefahren wird, dienen. Daher ist eine verkehrliche 

Anbindung des Plangebietes an die vorhandenen Verkehrswege innerhalb von Bendorf von 

ausschlaggebender Bedeutung für den Erfolg und die Akzeptanz der Infrastrukturmaßnahmen.  

Die Lage des Plangebietes ist durch den geplanten Bahnhaltpunkt bzw. den Verlauf der Bahn-

strecke vorgegeben und befindet sich größtenteils südlich der Bundesstraße 42. Die B 42 bildet 

eine Zäsur durch die Stadt Bendorf und stellt nicht nur eine physische Barriere dar, die über-

wunden werden muss, sondern auch eine psychische Barriere, da das Gelände in dem 

vorwiegend gewerblich/industriell geprägten und somit städtebaulich und sozial unattraktiverem 

Teil der Stadt liegt.  

Für die Überwindung dieser Barrieren sind Unterführungen erfahrungsgemäß weniger geeignet 

und akzeptiert als oberirdische Überquerungen. Wesentlicher Bestandteil der Planung ist des-

halb die bauplanungsrechtliche Sicherung des ‚RheinWalks‘. In den Festsetzungen des 

Bebauungsplans wird der ‚RheinWalk‘ als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung zeich-

nerisch aufgenommen. Dabei überlagert die zeichnerische Festsetzung die übrigen 

Festsetzungen (von Südwest nach Nordost: Bahnanlagen, Gewerbegebiet, Busbahnhof, Ge-

werbegebiet, Straßenverkehrsfläche, Verkehrsbegleitgrün, überörtliche Straßenverkehrsfläche, 

Verkehrsbegleitgrün, Straßenverkehrsfläche, öffentliche Grünfläche). Diese Festsetzung in der 

Ebene oberhalb der Festsetzung auf Geländeniveau ist in der Legende zur Planzeichnung er-

läutert. Beginn und somit Fixpunkt des ‚RheinWalks‘ ist dabei die Querung der Bahnanlagen 

entsprechend der Planung des Bahnhaltepunktes und Ende und somit auch Fixpunkt ist der 

Fußweg nördlich der B 42. Das Geländeniveau können die Bahnreisenden über die Rampe im 

Plangebiet beim Busbahnhof oder den südwestlichen Bahnsteig wieder erreichen (siehe auch 

Abbildung 7: Planung und Visualisierung des Rheinwalk (Vorabzug)).  

Ebenfalls als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung ist die Verknüpfungsmöglichkeit 

zwischen Schienen- und Straßen-ÖPNV festgesetzt.  

Beide Flächenreservierungen (‚RheinWalk‘ und Bus/Taxi) bedürfen noch der Konkretisierung 

durch Fachplanungen. Nach der frühzeitigen Beteiligung konnte die Lage und Höhe des ‚Rhein-

Walks‘ konkretisiert werden, was in die Planzeichnung eingeflossen ist. Um für die Fachplanung 

eine gewisse Flexibilität zu erhalten, werden in den textlichen Festsetzungen die für Geh-/ und 

Radwege und Busbahnhöfe typischen Ausstattungsmerkmale, wie Witterungsschutz und Fahr-

gastinformationen ausdrücklich zugelassen, wobei diese Aufzählung nicht anschließend ist. 

Ausschlaggebend für die Zulässigkeit ist der Bezug zur Nutzung als Busbahnhof.  

 

 

Leitungsgebundene Erschließung 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich 3 inaktive Wasserfassungen und ein inaktiver Kon-

trollschacht. Die Brunnen werden sämtlich als solche festgesetzt, so dass deren zukünftige 

Nutzung, z.B. als Nottrinkwasserbrunnen oder für eine spätere Wasserstoffproduktion als 

Brauchwasserbrunnen bauplanungsrechtlich gesichert ist. Bestehende oder künftige zu erwei-

ternden Wasserrechte sind hiervon unbenommen.  
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Eine Löschwasserlieferleistung mit 96 m3/h über mindestens 2 Stunden ist aus dem Trinkwas-

sernetzt gewährleistet  

Die Gebäude innerhalb des Plangebietes werden derzeit als Lager genutzt oder stehen leer. 

Die Anschlüsse an das Ver- und Entsorgungsnetz werden für die neue Nutzung ggfls. rückge-

baut oder verlegt werden müssen. Aus diesem Grund werden die Bestandsleitungen im 

Plangebiet auch nicht über Leitungsrechte gesichert.  

Das Schmutzwasser ist an die vorhandene bzw. ggfls. zu errichtende Kanalisation anzuschlie-

ßen. 

Im südwestlichen Teil des Plangebietes ist das Niederschlagswasser zu bewirtschaften. Dabei 

ist die Konzentration des anfallenden Niederschlagswassers zu minimieren. Der zukünftige An-

schluss der gebietsinternen Entwässerung gedrosselt an die Kanalisierung über die ‚Untere 

Rheinau‘ ist seitens der Stadtwerke grundsätzlich denkbar, muss aber noch hydraulisch geprüft 

werden. Das Ergebnis der diesjährigen hydraulischen Bemessung für das gesamte Bendorfer 

Netz steht derzeit noch aus. 

Die Niederschlagswasserbewirtschaftung ist sowohl unterhalb der Geländeoberfläche, z.B. in 

Stauraumkanälen oder Rigolen unterhalb der Verkehrsflächen als auch als Nebenanlage auf 

den gewerblichen Grundstücken planbar bzw. bauplanungsrechtlich zulässig, z.B. als grund-

stücksbezogene Mulden, Zisternen oder auch Rigolen. Alternativ kann das Rückhaltevolumen 

auch durch die Errichtung eines zentralen Regenrückhalteraumes am Tiefpunkt des Gebietes 

geschaffen werden. Weitere Maßnahmen, u.a. Dachbegrünung, können die Regenrückhalte-

maßnahmen ergänzen. Bei einer Versickerung (breiflächig oder zentral) ist die Schadlosigkeit 

für das Grundwasser und angrenzende Grundstücke sowie insbesondere des Bahnkörpers zu 

beachten. Sofern aufgrund der Bodenverhältnisse oder sonstiger Sachzwänge eine Versicke-

rung im Plangebiet nicht möglich ist und der gedrosselte Überlauf mit dem anfallenden 

Schmutzwasser der vorhandenen Mischwasserkanalisation zugeführt werden muss, ist die Ein-

leitung des Niederschlagswassers in den Mischwasserkanal ist auf 10 l/(s x ha) zu begrenzen. 

 

1.6.3 Geplante Art der Nutzung 

Das Plangebiet soll zu einem Verknüpfungspunkt zwischen verschiedenen Verkehrsarten aus-

gebaut werden. Es sollen in jedem Fall ein Fahrradparkhaus errichtet werden und weitere 

Dienstleistungen, die der Attraktivierung des Standortes dienen, sollen die Möglichkeit zur An-

siedlung erhalten. Wohnnutzung ist planerisch nicht gewollt und daher auch nicht zulässig.  

Da die städtebaulich angestrebten Nutzungen sämtlich in einem Gewerbegebiet zulässig sind, 

wird ein solches festgesetzt. Dabei wird durch die Feingliederung des Gewerbegebiets die künf-

tige Ansiedlung so gesteuert, dass sie den Planungszielen der Stadt entspricht.  

(1) Allgemeine Festsetzungen zum eingeschränkten Gewerbegebiet 

(1a) In dem eingeschränkten Gewerbegebiet sind allgemein zulässig die Nutzungen nach § 8 

Abs. 2 Nr. 1 (tlw.), 2 und 4 und Abs. 3 Nr. 2 (tlw.) BauNVO: 

 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe mit den Ein-

schränkungen der Festsetzung 1.1 (1b)(2) 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

 Anlagen für sportliche Zwecke, 

 Anlagen für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
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(1b) Nicht zulässig sind die Nutzungen nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 (tlw.), 3 und Abs. 3 Nr. 1, 2 (tlw.) 

und 3 BauNVO: 

 Selbstständige Lagerhäuser und Lagerplätze, die keiner Hauptnutzung innerhalb des 

Plangebietes oder unmittelbar angrenzend dienen 

 Tankstellen (außer E-Ladesäulen und Wasserstofftankstellen)  

 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-

triebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 

Baumasse untergeordnet sind  

 Anlagen für kirchliche Zwecke 

 Vergnügungsstätten 

 

(2) Einschränkungen der Art der Nutzung in den Gewerbegebieten  

§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO  

Zulässig sind: 

 Einzelhandelsbetriebe mit Reisebedarf, wie z.B. Kioske 

 

Nicht zulässig sind: 

 Logistikbetriebe, Speditionen und Betriebe des Transport- oder Beförderungsgewerbes 

 Bordellbetriebe und vergleichbare Nutzungen, in denen der gewerbsmäßigen Prostitution 

nachgegangen wird (wie z.B. Anbahnungsgaststätten, Privatclubs, Kontaktsaunen u.ä.) 

 Einzelhandelsbetriebe aller Art, mit Ausnahme von Reisebedarf 

 

Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können an den Endverbraucher gerichtete 

Verkaufsstätten mit innenstadtrelevanten Sortimenten der Eigenproduktion eines im Plan-

gebiet ansässigen Betriebes des Handwerks oder des produzierenden und 

verarbeitenden Gewerbes als untergeordnete Nebenbetriebe ausnahmsweise zugelas-

sen werden.   

Die Verkaufsstätten müssen in unmittelbarem räumlichem und funktionalem Zusammen-

hang mit dem jeweiligen Gewerbe- und Handwerksbetrieb stehen, dem eigentlichen 

Betrieb räumlich angegliedert sein und als dessen Bestandteil erkennbar sein. Die Ver-

kaufsfläche mit innenstadtrelevanten Sortimenten muss der Betriebsfläche des 

produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetriebes deutlich untergeordnet sein, d.h. 

nicht mehr als 10 % der Betriebsfläche einnehmen und eine Verkaufsfläche von max. 

100 m² aufweisen. 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplans ist zur Sicherung der städtebaulichen Ziele der Stadt und 

zur Schaffung von Baurecht notwendig. Die Planung hat, wie oben stichwortartig wiedergege-

ben, das Ziel einen Verknüpfungspunkt zwischen den Verkehrsmitteln des Umweltverbundes 

(Fuß-/Radverkehr, Öffentlicher Personen Nahverkehr) bauplanungsrechtlich zuzulassen. Es ist 

daher nicht vorrangiges Ziel ein Gewerbegebiet für Unternehmen der unterschiedlichsten Art zu 

planen, sondern ein Gewerbegebiet, in dem durch zusätzliche Ansiedlungen der 
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Verknüpfungspunkt ergänzt und attraktiver gestaltet werden kann. Deshalb ist auch eine Ein-

schränkung städtebaulich besonders gerechtfertigt.  

Auf die Ansiedlung von Betrieben, die zur Schaffung und Erhaltung von Arbeits- und Ausbil-

dungsplätzen, beigetragen, wird ebenfalls wert gelegt. Daher werden Gewerbebetriebe aller Art 

zugelassen, die aber Einschränkungen unterliegen.  

Die Planungsziele unter 1.6.1 und die Instrumente für deren Umsetzung überschneiden sich, so 

dass die Begründungen für die einzelnen Nutzungsausschlüsse sich ebenfalls überschneiden.  

Flächen für produzierende Betriebe und Handwerksbetriebe, für Arbeits- und Ausbil-

dungsplatz schaffende Betriebe 

In dem neuen Gewerbegebiet wird obige städtebauliche Leitlinie verfolgt, so dass Anlagen für 

kirchliche Zwecke, Vergnügungsstätten, Bordellbetriebe und vergleichbare Nutzungen, in de-

nen der gewerbsmäßigen Prostitution nachgegangen wird (wie z.B. Anbahnungsgaststätten, 

Privatclubs, Kontaktsaunen u.ä.) ausgeschlossen. Ganz folgerichtig wird das Gewerbegebiet 

für die Betriebe reserviert, die in das Plankonzept passen.  

 

Den einzelnen Ausschlüssen liegen folgende Aspekte zugrunde:  

Zulässigkeit auch in anderen Gebietstypen: 

Insgesamt wird die Zulässigkeit und Nicht-Zulässigkeit einzelner Betriebsarten in der Plankon-

zeption immer auch in Kombination damit betrachtet, ob die Betriebsart unter Umständen auch 

in anderen Baugebietstypen zulässig ist oder nicht. 

So sind z.B. Büro- und Geschäftsgebäude zulässig und somit auch Dienstleistungsbetriebe, 

da hier bekanntermaßen die Arbeits- und Ausbildungsplatzdichte besonders hoch ist. Die hohe 

Arbeits- und Ausbildungsplatzdichte von Dienstleistungsbetrieben ist der Grund für die Zuläs-

sigkeit von Büro- und Geschäftsgebäude bzw. Dienstleistungsbetrieben, obwohl diese auch 

ausnahmsweise in allgemeinen Wohngebieten und allgemein in Mischgebieten zulässig sind. 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes sind auch ausnahmsweise in allgemeinen Wohnge-

bieten und allgemein in Mischgebieten zulässig. Aber auch hier werden Arbeits- und 

Ausbildungsplätze geschaffen und der Ort bzw. die Region können von einem solchen Betrieb 

auch touristisch profitieren. Daher wird diese Betriebsart nicht ausgeschlossen. Zudem würde 

es sich um eine sinnvolle Ergänzung unter touristischen Gesichtspunkten handeln.  

Hinsichtlich des Ausschlusses von Einzelhandelsbetrieben ist es auf Grundlage des Lan-

desentwicklungsprogramms IV und des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der Stadt 

Bendorf planerisches Ziel, den großflächigen Einzelhandel mit nahversorgungs- und innenstadt-

relevanten Sortimenten auf die zentralen Versorgungsbereiche und den großflächigen 

Einzelhandel mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten auf die Ergänzungsstandorte zu kon-

zentrieren. Innerhalb eines Gewerbegebietes ist großflächiger Einzelhandel nicht zulässig, 

sondern nur in eigens dafür festgesetzten Sondergebieten. Kleinflächiger Einzelhandel unter 

800 qm Verkaufsfläche oder Einzelhandel mit mehr als 800 qm Verkaufsfläche mit atypischer 

Betriebsstruktur wäre allerdings auch innerhalb eines Gewerbegebietes zulässig. Der Regionale 

Raumordnungsplan beinhaltet in „Kapitel 1.3.4 Großflächiger Einzelhandel, Nahversorgung“ 

den Grundsatz G42, nach dem in Gemeinden mit zentralen Versorgungsbereichen grundsätz-

lich eine Prüfung und Abwägung erfolgen soll, ob kleinflächiger Einzelhandel mit 

innenstadtrelevanten Sortimenten aus städtebaulichen Gründen in gewerblichen Bauflächen 

eingeschränkt bzw. ausgeschlossen werden soll. Die Stadt Bendorf verfügt über einen zentralen 

Versorgungsbereich, so dass hier eine entsprechende Prüfung erfolgte. Im Ergebnis wird der 

Ausschluss von Einzelhandel (mit Ausnahme von Reisebedarf und Handwerkerprivileg) in die 
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Festsetzungen aufgenommen, um die gewerblichen Bauflächen für die Betriebe vorzuhalten, 

die den obigen Planungszielen der Stadt entsprechen. Von besonderer Bedeutung ist dies künf-

tig, da der ‚RheinWalk‘ den Fußgänger- und Fahrradverkehr gefahrlos in die Innenstadt bringen 

soll. 

Von dem Ausschluss des Einzelhandels ist das sogenannten Handwerkerprivileg ausgenom-

men. Damit wird den Gewerbetreibenden der Verkauf von Eigenprodukten an den 

Endverbraucher im Rahmen eines untergeordneten Nebenbetriebs, mit bestimmter Definition 

der zulässigen Fläche gestattet.  

Wegen der Besonderheit des Verkehrlichen Verknüpfungspunktes ist zusätzlich Einzelhandel 

mit Reisebedarf ausgenommen. Hierzu zählen insbesondere Kioske, wie sie bei Bahnhöfen 

bzw. Busbahnhöfen ausdrücklich erwünscht sind. Die umsteigende Person soll die Möglichkeit 

haben, sich mit Getränken und Speisen oder z.B. Zeitschriften für die Fahrt zu versorgen. Mit 

dem Angebot nur von Reisebedarf ist auch nicht die Zulässigkeit oberhalb der Kleinflächigkeit, 

d.h. ab 800 m2 erforderlich.  

 

Vergnügungsstätten, Bordelle und ähnliches werden direkt im Vorfeld ausgeschlossen, um 

einem potenziellen „Trading-Down“ Effekt überhaupt keine Möglichkeit einzuräumen. Späte-

res Gegensteuern ist stets schwieriger und risikobehafteter als eine frühzeitige klare planerische 

Linie. Insbesondere aufgrund der mit diesen Betrieben einhergehenden Begleiterscheinungen, 

wie Gewaltkriminalität, Drogenhandel etc. ist zum Schutz der Fahrgäste bzw. Verkehrsteilneh-

mer ein Ausschluss nicht nur gerechtfertigt, sondern sogar geboten.  

Produzierende Betriebe oder Handwerksbetriebe benötigen häufig auch Flächen für Lager oder 

Lagerhäuser, weshalb diese Art der Nutzung nicht in Gänze ausgeschlossen werden kann. 

Aufgrund der geringen Größe des Gebietes und weil es ein attraktives Erscheinungsbild erhal-

ten soll, werden aber selbstständige Lagerhäuser und Lagerplätze, die keiner Hauptnutzung 

innerhalb des Plangebietes oder unmittelbar angrenzend dienen, ausgeschlossen. Durch die 

Aufnahme von Lagerplätzen etc. auch für unmittelbar angrenzende Betriebe wie (Stadtwerke 

oder Baustoffhandel) können auch ansässige Betriebe von der Planung profitieren. Logistikbe-

triebe, Speditionen und Betriebe des Transport- oder Beförderungsgewerbes werden aus 

demselben oben genannten Grund ausgeschlossen.  

Diese Einschränkungen der Nutzung werden vorgenommen, obwohl es sich um ein Gelände im 

Eigentum der Stadt bzw. noch der Stadtwerke handelt, damit das Gebiet auch auf lange Sicht, 

d.h. bei einer eventuellen Weiterveräußerung noch die Planungsziele der Stadt erfüllen kann.  

 

1.6.4 Geplantes Maß der Nutzung  

Als Maß der baulichen Nutzung wird in dem Gewerbegebiet eine maximal viergeschossige Be-

bauung mit einer GRZ von 0,8 sowie einer GFZ von 2,4 festgesetzt. Damit liegt die GRZ und 

die GFZ bei den Orientierungswerten des § 17 Abs. 1 BauNVO. Da auch Bürogebäude zulässig 

sind, werden bis zu 4 Vollgeschosse zugelassen. Hierdurch wird bei Geschäfts-, Büro- und Ver-

waltungsgebäuden eine flächensparende Bebauung ermöglicht. 

Eine Gebäudehöhe bzw. Höhe für bauliche Anlagen wird nicht festgesetzt.  
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1.6.5 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die großzügigen Baugrenzen in einem Abstand von 3 m zu den Verkehrsflächen (Bahnanlagen, 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung und Straßenverkehrsfläche) bieten eine hohe 

Flexibilität, um eine gute Ausnutzung der Grundstücke zu sichern. Das Plangebiet soll durch 

eine bewusste Zurückhaltung bei der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche ein ho-

hes Maß an Flexibilität erhalten, die sich bereits in der Umgebung widerspiegelt.  

 

1.6.6 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Um die Ausnutzbarkeit der Grundstücke für die Gewerbetreibenden zu optimieren, wurde die 

überbaubare Grundstücksfläche großzügig abgegrenzt, Daher ist es nicht erforderlich Stell-

plätze, Garagen und Nebenanlagen auch außerhalb der überbaubaren Fläche zuzulassen. 

Hiervon ausgenommen sind lediglich Flächen für die Niederschlagswasserbewirtschaftung und 

bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich un-

terbaut wird. Durch diese Anlagen wird das Stadtbild nicht beeinträchtigt. Inwiefern öffentliche 

Flächen für die Niederschlagswasserbewirtschaftung vorgesehen werden müssen, z.B. für die 

öffentlichen Verkehrsflächen, wird im weiteren Planverfahren geklärt.  

 

1.6.7 Maßnahmen für den Einsatz solarer Strahlungsenergie 

Mit dem im Jahr 2021 verabschiedeten Klimaschutzgesetz hat die Bundesregierung die Klima-

schutzvorgaben verstärkt und strebt eine Treibhausgasneutralität bis zum Jahr 2045 an. Bereits 

bis zum Jahr 2030 soll der CO2-Ausstoß um 65 % im Vergleich zum Jahr 1990 gesenkt werden. 

Um diese Ziele auf Bundesebene einhalten zu können, müssen auch auf Ebene der Städte 

entsprechende Maßnahmen getroffen werden. Auch das Landesklimaschutzgesetz Rheinland-

Pfalz sieht eine Reduzierung der Treibhausgasemissionen schrittweise vor. Bis zum Jahr 2030 

soll in Rheinland-Pfalz der Stromverbrauch vollständig durch erneuerbare Energien gedeckt 

werden. 

Einen wesentlichen Teil zur Erreichung dieser Ziele stellt dabei das Erneuerbare-Energien-Ge-

setz (EEG) dar, das bereits im Jahr 2000 in Kraft trat und seitdem mehrfach novelliert wurde. 

Hier ist u.a. eine Mindestvergütung für in das Stromnetz eingespeisten Solarstrom geregelt. Die 

Errichtung und der Betrieb von Fotovoltaikanlagen soll hierdurch wirtschaftlich attraktiver wer-

den. Eine weitere Erleichterung war der kürzlich eingeführte Entfall der Mehrwertsteuerpflicht 

für privat genutzte Fotovoltaikanlagen.  

Weiterhin wurde das Baugesetzbuch hinsichtlich der Privilegierung für die Nutzung solarer 

Strahlungsenergie durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geän-

dert. Auch diese Änderung soll zu einem rascheren Ausbau regenerativer Energien beitragen.  

Zudem muss aufgrund der aktuellen politischen Entwicklung in Zukunft davon ausgegangen 

werden, dass eine zu starke Abhängigkeit von Energielieferungen aus dem Ausland nicht ziel-

führend ist und dass der eigene Energie- und Strombedarf vermehrt durch eigene Erzeugung 

gedeckt werden muss. 

Um sowohl den Zielen des Klimaschutzes als auch dem Streben nach Energieunabhängigkeit 

gerecht zu werden, wird eine Solarpflicht in den Bebauungsplan aufgenommen.  

Die Maßnahme zum Klimaschutz ist in öffentlichem Interesse.  

Nach der Festsetzung sind bei der Errichtung von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen, 

die über Dächer verfügen sowie deren baulichen Erweiterung bauliche und technische 
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Maßnahmen zur Nutzung von solarer Strahlungsenergie auf mindestens 80 % der Dachfläche 

vorzusehen. Dabei bleiben Regelungen aus dem Energiefachrecht, die über obige Festsetzung 

hinausgehen, unberührt. Sofern sich allerdings Regelungen aus dem Energiefachrecht dahin-

gehend ändern, dass sie weitergehen als die Festsetzung des Bebauungsplans, sind diese 

anzuwenden, ohne dass der Bebauungsplan nochmals einer Änderung bedarf.  

Diese Festsetzung dient dem Belang des Klimaschutzes, der nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a) BauGB 

insbesondere zu berücksichtigen ist. Zusätzlich wird § 1 Abs. 6 Nr. 7f) und auch § 1 Abs. 6 

Nr. 8e) BauGB Rechnung getragen.  

Hierbei wird in der Abwägung auch berücksichtigt, dass die Pflicht zur Errichtung von Anlagen 

für die Nutzung solarer Strahlungsenergie den Erwerbern der Grundstücke bekannt sein wird 

und somit keine unvorhergesehenen Mehrkosten auf die künftigen Eigentümer zukommen.  

Die Festsetzung auf das Mindestmaß von 80 % der Dachflächen sorgt dafür, dass genügend 

Energie für den Eigenbedarf erzeugt und ein ggfls. entstehender Überschuss eingespeist wer-

den kann.  

 

Die Stadt Bendorf liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebiets besondere Klimafunktion des Regio-

nalen Raumordnungsplans Mittelrhein-Westerwald 2017, für die der Grundsatz G 74 gilt:  

„In den Vorbehaltsgebieten besondere Klimafunktion sollen besondere Anforderungen an den 

Klimaschutz gestellt werden. Dabei soll auf eine Verbesserung der klimatischen Bedingungen 

hingewirkt werden. Hierzu sollen 

 Flächen in ihrer Funktion als klimatische Ausgleichsräume erhalten bleiben und Entsiege-

lungsmaßnahmen, Baumpflanzungen, Dach- und Fassadenbegrünung unterstützt werden, 

 für Siedlungsvorhaben klimaökologische Voruntersuchungen durchgeführt und Ausgleichs-

maßnahmen entwickelt, 

 Verbesserungen im Immissionsschutz angestrebt und klimatische Verschlechterungen ver-

mieden und 

 für die Bauleitpläne Klimauntersuchungen durchgeführt werden, um die Informationsgrund-

lagen für den Klimaschutz zu verbessern.“ 

Die Errichtung von Anlagen zur Sonnenenergienutzung können zur Versorgungssicherheit bei-

tragen. Mit der neu aufgenommenen Festsetzung wird daher sowohl den Belangen des 

Klimaschutzes bzw. Immissionsschutzes als auch der Wirtschaft entsprochen.  

Eine Dachbegrünung soll zusätzlich zu den Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 

umgesetzt werden, um die positiven Auswirkungen auf das Kleinklima zu unterstützen und ei-

nem evtl. Aufheizungseffekt durch die Module entgegenzuwirken.  

 

1.6.8 Gestalterische Festsetzungen 

Gestalterische Festsetzungen werden auf das notwenige Maß beschränkt, d.h. es werden Re-

gelungen zu Werbeanlagen und Einfriedungen vorgenommen. Einfriedungen sind entlang der 

öffentlichen Verkehrsflächen bis max. 1,5 m Höhe über Geländeoberkante zulässig. Bepflan-

zungen dürfen darüber hinausgehen.  

Aus gestalterischen Gründen sind ortsuntypische Einfriedungsmaterialien wie Asbestzement-

platten, Schilfrohrmatten, Metall in Form von Profilblechen (z.B. Schutzplanken), Baustahl als 

Einfriedungsmaterial unzulässig. 
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Werbeanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Allerdings gel-

ten Einschränkungen bezüglich bewegter und blinkender Animationen sowie im Bereich von 

Grundstückseinfahrten. Hier dürfen diese erst ab einer Höhe von 2 m angebracht werden. 

Den Gewerbetreibenden soll die Möglichkeit gegeben werden, auf ihre Leistungen aufmerksam 

zu machen. Gleichzeitig sollen Werbeanlagen aber nicht so stark in Erscheinung treten, dass 

sie als störend empfunden werden und vor allem wird durch die Festsetzung auch den Belangen 

der Verkehrssicherheit Rechnung getragen.  

Aus Gründen der Verkehrssicherheit, zum Schutz der nahegelegenen Wohnbebauung und aus 

artenschutzrechtlichen Gründen sind Anlagen zur Erzeugung von Licht- und Laserstrahlen am 

Nachthimmel nicht zulässig. 

Auf weitere gestalterische Festsetzungen wurde bewusst verzichtet, um die Baufreiheit nur in 

dem notwendigen Maß einzuschränken, wie es für eine zurückhaltende städtebauliche Ordnung 

erforderlich ist. 

 

1.6.9 Landschaftsplanerische Festsetzungen 

Die landschaftsplanerischen Festsetzungen tragen den Belangen des Naturschutzes Rech-

nung. Einzelne landschaftsplanerische Ziele wurden als Hinweis bzw. als Empfehlung in den 

Bebauungsplan aufgenommen, da es für deren rechtsverbindliche Aufnahme in den Bebau-

ungsplan mittels einer textlichen Festsetzung an einer Rechtsgrundlage bzw. dem 

Flächenbezug mangelt.  

 

1.6.10 Hinweise  

Die Hinweise haben keinen Rechtscharakter, dienen aber dem Verständnis der Planung, wei-

sen auf andere Gesetze hin, die unabhängig von dem Bebauungsplan einzuhalten sind oder 

sind allgemeine Empfehlungen. 
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1.7 Voraussichtliche Auswirkungen der Planung 

1.7.1 Flächenbilanz 

Tabelle 2: Flächenbilanz 

Bezeichnung Wert (m²) Anteil (%) 
Geltungsbereich 37.509 100,00% 
Gewerbegebiet 13.388 35,69% 
Gemeinbedarfsfläche  
(Sport- und Spielanlagen) 2.648 7,06% 

Flächen für den überörtlichen Verkehr 5.175 13,80% 
B 42 3.289 8,77% 
Böschungsfläche zur B 42 
(Verkehrsgrün) 1.421 3,79% 
Bahnanlagen 464 1,24% 

Industriegleis 275 0,73% 
Bahnfläche 189 0,50% 

Verkehrsflächen 9.047 24,12% 
Straßenverkehrsflächen 2.328 6,21% 

Untere Rheinau 1.523 4,06% 

Radweg 804 2,14% 
Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung 6.719 17,91% 

Brücke (nur Überlagerungsfläche) (1.951)  
Brücke (Rampen, Treppen, Fahr-
radparkhäuser) mit Bodenkontakt 1.107 2,95% 
Busbahnhof 4.133 11,02% 
Gehwege 1.479 3,94% 

Grünflächen 7.252 19,33% 
Grünflächen A1 und A2 1.344 3,58% 
Parkanlage und Bolzplatz incl. Restflä-
che im Rampenbereich 3.262 8,70% 
Spielplatz 1.672 4,46% 

Maßnahmenfläche für Eidechsen 973 2,59% 
 

1.7.2 Maßnahmen zur Verwirklichung 

Soziale Maßnahmen sind nicht notwendig. 

Im Anschluss an das Verfahren kann eine Bodenordnung durch Sonderung durchgeführt wer-

den. Da die überplanten Grundstücke (d.h. nicht nur nachrichtlich dargestellten Grundstücke) 

im Eigentum der Stadt bzw. der Stadtwerke stehen, ist keine Baulandumlegung erforderlich. Ein 

Flurstück im Norden bedarf noch des Erwerbs durch die Stadt. Die Aufteilung und. z.B. Aus-

grenzung der öffentlichen Verkehrsflächen kann über eine Vermessung erfolgen.  
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2 Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 

2.1 Einleitung 

2.1.1 Rechtliche Grundlagen und allgemeine Rahmenbedingungen 

Die Grundlage für die Aufstellung von Bauleitplänen bildet das Baugesetzbuch (BauGB). Die 

Bauleitpläne sollen u. a. dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die 

natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. Bei der Aufstellung der Bauleit-

pläne sind neben anderen öffentlichen und privaten Belangen umweltschützende Belange (§ 1 

Abs. 5, Abs. 6 Nr. 5 und 7 so-wie § 1a BauGB) zu berücksichtigen.  

Für die Belange des Umweltschutzes muss eine Umweltprüfung durchgeführt werden. Von der 

Pflicht zur Umweltprüfung kann nur in Ausnahmefällen, wenn keine Anhaltspunkte für die Be-

einträchtigung der Umwelt bestehen, abgesehen werden.  

In der Umweltprüfung müssen die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 

und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden.  

Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind in der Abwägung der Bauleitplanung zu berücksichti-

gen. Die Eingriffsregelung gem. § 14 ff Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist mit der 

Aufstellung jedes Bauleitplanes abzuarbeiten, dabei ist das Verhältnis zum Baurecht über § 18 

BNatSchG geregelt.  

Demgemäß ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz von Eingriffen in Natur und 

Landschaft nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden. Das Land Rheinland-

Pfalz hat mit den §§ 6 bis 10 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) weitergehende Regelungen 

erlassen.  

Die Eingriffsregelung ist ein Bestandteil des vorliegenden Umweltberichtes.  

Die weiteren Inhalte des Umweltberichtes richten sich nach der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a 

BauGB. Aufgabe des Umweltberichtes ist die Darlegung der landschaftsplanerischen Zielset-

zungen auf der Grundlage der Analyse und Bewertung des Zustandes von Natur und Landschaft 

und deren voraussichtliche Entwicklung unter Berücksichtigung der bestehenden Nutzung. 

Nach § 2 Abs. 4 Satz 1 und des § 2a BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 

Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB im Zuge der kommunalen Bauleitplanung auf allen Planungsebe-

nen (BP und FNP) eine Umweltprüfung durchzuführen, in welcher die voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt und in einem Umweltbericht beschrie-

ben und bewertet werden. 

In welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erfor-

derlich ist, ist für jeden Bauleitplan (d.h. Flächennutzungsplan und Bebauungspläne) von der 

Gemeinde festzulegen (§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB).  

Hierzu werden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB die 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Pla-

nung berührt werden kann, auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert (Scoping). 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein 

anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans ange-

messener Weise verlangt werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). 

Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen (§ 2 Abs. 4 Satz 

4 BauGB). 
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Nach Abschluss des Planverfahrens überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltaus-

wirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere 

unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, 

geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Sie nutzen dabei die im Umweltbericht angegebenen Überwachungsmaßnahmen und die Infor-

mationen der Behörden (§ 4c BauGB). Dazu unterrichten die Behörden die Gemeinde, sofern 

nach den ihnen vorliegenden Erkenntnisse die Durchführung des Bauleitplans erhebliche, ins-

besondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat (§ 4 Abs. 3 

BauGB). 

Inhalt, Ziele, sowie die Beschreibung der Planfestsetzungen und des Standortes sowie der Be-

darf an Grund und Boden können den Unterkapiteln des städtebaulichen Teils entnommen 

werden.  

 

2.1.2 Aufbau und Inhalte des Umweltberichts 

Der Umweltbericht (UB) wird, gemäß oben beschriebener Inhalte, in zwei Teilbereiche  

(1. Phase UB und 2. Phase UB) gegliedert:  

1. Einleitung mit Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplanes und Darstellung 

der Umweltschutzziele; Bestandsaufnahme und Bewertung des bisherigen Status Quo ohne 

die Planung, Prognose zur Entwicklung bei Nichtdurchführung der städtebaulichen Planung.  

2. Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung; Ermittlung der planungs-

bedingten Umweltauswirkungen, geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 

zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen; zusätzliche Angaben zur Methodik, Mo-

nitoring und Zusammenfassung.  

Die Umweltprüfung und deren Beschreibung im Umweltbericht bilden einen gesonderten Teil 

der Begründung zum Bebauungsplan.  

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes muss seitens des Planungsträgers der Umweltbericht 

in der Abwägung berücksichtigt werden. Dabei sind seitens des Planungsträgers alle öffentli-

chen und privaten Belange einer sachgerechten Abwägung zu unterziehen.  

In der Begründung zu dem Bebauungsplan (städtebaulicher Teil Kapitel 1 mit Unterkapiteln) 

wird dargelegt, aus welchen Gründen von den landespflegerischen Zielvorstellungen bzw. Maß-

nahmen aus dem Umweltbericht abgewichen wird. Mit der Erarbeitung und der Beschreibung 

geeigneter Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich des Eingriffes übernimmt 

der vorliegende Umweltbericht als Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan die Auf-

gabe des § 11 BNatSchG.  

Die Umsetzung der Maßnahmen wird über die Festsetzungen des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 

1 Nr. 15, 20 und 25 sowie § 9 Abs. 1a BauGB) gesichert. Des Weiteren kann eine Sicherung 

der Umsetzung über städtebauliche Verträge gem. § 11 BauGB erfolgen. Der Ausgleich des 

Eingriffes kann gem. § 1a BauGB und § 200a BauGB auch an anderer Stelle als der des Ein-

griffs erbracht werden.  

Die Finanzierung der Maßnahmen kann über die §§ 135 a bis c erfolgen. 
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2.1.3 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes, 

Bedarf an Grund und Boden 

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans ist der Wille der Stadt Bendorf, in dem Bereich 

des ehemaligen Wasserwerkes einen neuen Verknüpfungspunkt Bahn/Bus/Rad zu errichten. 

Das Vorhaben steht im engen Zusammenhang mit der geplanten Anlage eines Bahnhaltepunk-

tes, der die Stadt Bendorf erstmalig an das Bahnnetz anbindet. Die Lage des Bahnhaltepunktes 

ist vorgegeben, so dass sich eine Alternativenprüfung für den Standort erübrigt. Damit der Bahn-

haltpunkt entsprechend attraktiv wird und angenommen wird, ist es erforderlich, die notwendige 

Infrastruktur für die Erreichbarkeit des Bahnhaltepunktes bzw. zur Fortsetzung der Fahrt zu 

schaffen. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf eine gute Anbindung an den Radverkehr und den 

bereiften ÖPNV. Damit die Anfahrt des bzw. Weiterfahrt vom Bahnhaltpunkt von Radfahren ak-

zeptiert und genutzt wird, soll zum gefahrlosen Abstellen des Fahrrades ein Fahrradparkhaus 

errichtet werden. Eine solche Infrastruktur hat in Zeiten der höherpreisigen Fahrräder bzw. Pe-

delecs und E-Bikes eine gewichtigere Bedeutung als vor einigen Jahren. 

Im nordöstlichen Teil des Geltungsbereiches, d.h. stadtseits der Bundestraße 42, befand sich 

bereits im Vorentwurf für die frühzeitigen Beteiligungen ein Teil der dort liegenden Freifläche 

innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans. Dieser beschränkte sich allerdings auf 

die Lage der Fuß-/Radwegebrücke bzw. deren Auffahrt. Mit der vorliegenden Entwurfsfassung 

wird der Großteil dieses Freibereiches mit in den Geltungsbereich aufgenommen, um dort Bau-

planungsrecht für die Anlage von Spiel- und Sportanlagen zu schaffen.   

Das Plangebiet hat einen Flächenumfang von etwa 3,75 Hektar.  

 

2.1.4 Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung sowie des 

inhaltlichen Umfangs 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung sind von der Gemeinde für jeden Bauleitplan 

festzulegen, soweit eine Ermittlung der Umweltbelange für die Abwägung erforderlich ist.  

Ziel der Umweltprüfung und somit Maßstab für deren Erforderlichkeit ist die Ermittlung der vo-

raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung. Das heißt, der erforderliche 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung reicht nur soweit, als durch die Planung 

überhaupt erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind, und zwar bezogen auf jeden der 

in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB aufgeführten Umweltbelange. 

Im Zuge der Planung wurden aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und der Eigenart der zu-

künftig geplanten Nutzung neben empirischen Ansätzen vor allem folgende fachgutachterlichen 

Grundlagenermittlungen, vorliegende Fachpläne und sonstige Datenquellen ausgewertet: 

 Digitales Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz 

(www.naturschutz.rlp.de) 

 Digitales Informationssystem der Wasserwirtschaftsverwaltung Rheinland-Pfalz 

(www.wasserportal.rlp-umwelt.de) 

 Geologische Radonkarte Rheinland-Pfalz (https://gda-wasser.rlp-umwelt.de/GDAWas-

ser/client/gisclient/index.html?&applicationId=86183) 

 Digitaler Kartendienst des Landesamts für Umwelt RLP (www.map-final.rlp-umwelt.de/Kar-

tendienste) 

 Planung vernetzter Biotoppsysteme, Landkreis Mayen-Koblenz (Stand: 2020) 

 Örtliches Hochwasserschutzkonzept der Stadt Bendorf. Bearbeitung: Gastring Ingenieure. 

Stand: Febr. 2018 
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 Hochwasservorsorge durch Flussgebietsentwicklung – Stadt Bendorf. Bearbeitung: BGH 

plan GmbH (Auftraggeber: Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz). Stand: Juni 2017 

 RheinWalk Bendorf – Projektskizze. Förderaufruf für modellhafte regionale investive Pro-

jekte zum Klimaschutz durch Stärkung des Radverkehrs im Rahmen der nationalen 

Klimaschutzoffensive (NKI). Stadt Bendorf. April 2022 

 Machbarkeitsstudie „Neue Station Bendorf“ (Erläuterungsbericht mit Anlagen). Bearbei-

tung: Schönhofen Ingenieure. April 2021 

 „Bendorf kann!“- Bewerbung zur Landesgartenschau 2026 in Rheinland-Pfalz. Stadt Ben-

dorf. Oktober 2021 

 Planung ‚RheinWalk‘ Bendorf vom 08.12.2023 vom Planungsbüro slb_architekten und in-

genieure aus Boppard 

 Schalltechnische Immissionsprognose zum Bebauungsplan „MobiHub – Untere Rheinau“ 

in Bendorf. Bearbeitung: Pies Consulting Lärm- und Immissionsschutz. Dezember 2023 

 Fachbeitrag Artenschutz: Prüfung insbesondere zu Vögeln, Reptilien und zur Quartiereig-

nung für Bilche und Fledermäuse sowie zu ausgewählten Insektengruppen (Altholzkäfer, 

Ödlandschrecken, Tagfalter) für den Bebauungsplan „MobiHUB – Untere Rheinau“ der 

Stadt Bendorf. Bearbeitung: Beratungsgesellschaft Natur dbR, Dipl.-Biol. Malte Fuhrmann. 

Stand: Februar 2024 

 Anregungen und Bedenken aus den Verfahren gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 

BauGB 

 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB konnten von den beteiligten 

Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange konkrete Abschätzungen zu Umfang und 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung mitgeteilt werden.  

Der Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zur vorliegenden Planung wurde nach 

§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB unter Berücksichtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB auf-

geführten Belange wie folgt festgelegt: 

 

Tabelle 3: Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung: 
BauGB Umweltbelang Voraussichtliche 

erhebliche Aus-
wirkungen/  
Gegenstand der 
Umweltprüfung 

Detaillierungsgrad und Prüfmethode 
im Rahmen der Umweltprüfung 

§ 1 (6) Nr. 7a Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, 
Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und das Wirkungsgefüge zwischen 
ihnen sowie die Landschaft und die 
biologische Vielfalt 

ja Bewertung der Umweltbelange im Rah-
men des Umweltberichts unter 
Verwendung von vorliegenden fachlichen 
Grundlagendaten und Fachplanungen, 
Durchführung faunistischer Untersuchun-
gen, Erstellung eines 
artenschutzrechtlichen Beitrags 

§ 1 (6) Nr. 7b Erhaltungsziele und der Schutzzweck 
der Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung und der Europäischen Vo-
gelschutzgebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes 

nein - 

§ 1 (6) Nr. 7c Umweltbezogene Auswirkungen auf 
den Menschen und seine Gesundheit 
sowie die Bevölkerung insgesamt 

ja Erstellen einer schalltechnischen Immis-
sionsprognose; 
Im Übrigen wird auf Nr. 7a verwiesen. 

§ 1 (6) Nr. 7d Umweltbezogene Auswirkungen auf 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

ja Es wird auf Nr. 7a verwiesen. 
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BauGB Umweltbelang Voraussichtliche 
erhebliche Aus-
wirkungen/  
Gegenstand der 
Umweltprüfung 

Detaillierungsgrad und Prüfmethode 
im Rahmen der Umweltprüfung 

§ 1 (6) Nr. 7e Vermeidung von Emissionen sowie 
der sachgerechte Umfang mit Abfäl-
len und Abwässern 

ja Es wird auf Nr. 7a verwiesen. 
 

§ 1 (6) Nr. 7f Nutzung erneuerbarer Energien sowie 
die sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie 

ja Es wird auf Nr. 7a verwiesen. 
 

§ 1 (6) Nr. 7g Darstellungen von Landschaftsplänen 
sowie von sonstigen Plänen, insbe-
sondere des Wasser-. Abfall- und 
Immissionsschutzrechtes 

ja Es wird auf Nr. 7a verwiesen. 

§ 1 (6) Nr. 7h Erhaltung der bestmöglichen Luftqua-
lität in Gebieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von 
bindenden Beschlüssen der Europäi-
schen Gemeinschaften festgelegten 
Immissionsgrenzwerte nicht über-
schritten werden. 

nein - 

§ 1 (6) Nr. 7i Wechselwirkungen zwischen den ein-
zelnen Belangen des Umweltschutzes 
nach den Buchstaben a, c und d 

ja Darstellung der voraussichtlichen Wech-
selbeziehung und Wirkungsgefüge 
zwischen den Schutzgütern durch eine 
Wirkungsmatrix 

§ 1 (6) Nr. 7j unbeschadet des § 50 Satz 1 des 
Bundes-Immissionsschutz-gesetzes, 
die Auswirkungen, die aufgrund der 
Anfälligkeit der nach dem Bebauungs-
plan zulässigen Vorhaben für 
schwere Unfälle oder Katastrophen 
zu erwarten sind, auf die Belange 
nach den Buchstaben a bis d und i 

ja Es wird auf Nr. 7a verwiesen. 
 

 

 

2.1.5 Darstellung der für die konkrete Planung bedeutsamen Ziele des Umwelt-

schutzes in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen und deren 

Berücksichtigung bei der Planaufstellung 

In der nachfolgenden Aufstellung sind die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen fest-

gelegten Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, aufgeführt; die 

Art ihrer Berücksichtigung bei der Aufstellung wird erläutert. 

Hinweis: Nach dem Informationsschreiben „Eingriffsregelung gemäß §§ 13 ff. BNatSchG, Praxis-

leitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“ des Ministeriums für 

Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-Pfalz vom 20.01.2022 wird die Anwendung 

des „Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“ auch in 

Bauleitplanverfahren dringend empfohlen. Das entsprechende Bilanzierungs- bzw. Bewertungsver-

fahren kommt entsprechend bei vorliegendem Bebauungsplan zur Anwendung. 
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Tabelle 4: Fachgesetzliche und fachplanerische Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung: 
Schutzgut Gesetzliche Vorgaben, 

Vorschriften, Richtlinien 
 

Inhalte, Ziele Anwendung, Beachtung 

Boden Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) und Lan-
desnaturschutzgesetz von 
Rheinland-Pfalz 
(LNatSchG) 
 
Bundes-Bodenschutzge-
setz (BBodSchG) 
 
 

 Böden sind so zu erhalten, dass 
sie ihre Funktion im Naturhaushalt 
erfüllen können 

 
 
 

 Sicherung und Wiederherstellung 
der nachhaltigen Funktionen des 
Bodens 

 Abwehr schädlicher Bodenverän-
derungen 

Berücksichtigung von Maßnahmen zur 
Vermeidung, Minderung und zur Kom-
pensation von Beeinträchtigungen: 
 Hinweise zum Bodenschutz 
 Hinweise zur Minderung der Flä-

chenversiegelung 
 Festsetzungen zur Anteilsbepflan-

zung auf den Baugrundstücken  
  Zuordnung einer Teilfläche aus dem 

Ökokonto `Kieselberg` der Stiftung 
für Natur und Umwelt im Landkreis 
Mayen-Koblenz zur Kompensation  
verbleibender Beeinträchtigungen 
des Schutzguts  
 

Wasser  Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) 
Landeswassergesetz 
(LWG) 
 
Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
 
 
 

 Gewässer sind als Bestandteile 
des Naturhalts und als Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen zu 
sichern. 

 Verunreinigungen sind zu vermei-
den, Gebot des sparsamen 
Umgangs mit Wasser 

 Beschleunigung des Wasserab-
flusses ist zu vermeiden. 

Berücksichtigung von Maßnahmen zur 
Erhaltung des Gebietswasserhaushal-
tes, zur Vermeidung von 
Abflussverschärfungen: 
 Hinweise zur Rückhaltung und Ver-

sickerung von Niederschlagswasser 
 Hinweise zur Minderung der Flä-

chenversiegelung 
 Vorgaben zur Begrünung von Flach-

dächern und flach geneigten 
Dächern 
 

Pflanzen, 
Tiere,  
Lebens-
räume 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
 
 

Sicherung der biologischen Vielfalt, 
Sicherung der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts 
 Erhalt und Entwicklung der biolo-

gischen Vielfalt, der Vielfalt der 
Lebensräume und Lebensgemein-
schaften 

 naturschutzrechtliche Eingriffsre-
gelung 

 artenschutzrechtliche Vorgaben 
des § 44 BNatSchG 

Berücksichtigung von Maßnahmen zur 
Erhaltung und Verbesserung der Bio-
topfunktion sowie zur Kompensation 
verbleibender Beeinträchtigungen: 
 Sicherung eines vorhandenen Ge-

hölzstreifens entlang der Straße 
„Untere Rheinau“ 

 Erhalt der Grünstreifen mit Baum-
bestand entlang der Bundesstraße 
42 

 Anlage eines mit Laubbäumen und 
Sträuchern zu bepflanzenden 
Parks 

 Vorgaben zur Bepflanzung des ge-
planten Spielplatzes und der 
geplanten Sportanlage 

 Festsetzungen zur Anteilsbepflan-
zung auf den Baugrundstücken im 
Baugebiet 

 Vorgaben zur Begrünung von 
Flachdächern und flach geneigten 
Dächern 

 Vorgaben zur Durchgrünung von 
Stellplatzanlagen 

 Festsetzung zur Bepflanzung von 
Einrichtungen zur Niederschlags-
wasserbewirtschaftung 

 Ausschluss von Anlagen zur Erzeu-
gung von Licht- und Laserstrahlen 
am Nachthimmel 

 Durchführung faunistischer Unter-
suchungen, Erstellung eines 
artenschutzrechtlichen Beitrags 
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Schutzgut Gesetzliche Vorgaben, 
Vorschriften, Richtlinien 
 

Inhalte, Ziele Anwendung, Beachtung 

 Festlegung von Vermeidungs- und 
einer vorgezogenen Ausgleichs-
maßnahme zur Abwendung 
artenschutzrechtlicher Verbotstat-
bestände  

 Zuordnung einer Teilfläche aus 
dem Ökokonto `Kieselberg` der 
Stiftung für Natur und Umwelt im 
Landkreis Mayen-Koblenz zur 
Kompensation verbleibender Be-
einträchtigungen des Schutzguts  
 

 Biotoppauschalschutz 
nach § 30 BNatSchG bzw. 
§ 15 LNatSchG 
 

 
 Schutz bestimmter Biotope vor 

Zerstörung und erheblicher oder 
nachhaltiger Beeinträchtigung 
 

 Biotope nach § 30 BNatSchG bzw. 
§ 15 LNatSchG werden nicht tan-
giert. 
 

 FFH-/ Vogelschutzrichtli-
nie 
 

 Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen, 

 Wiederherstellung oder Wahrung 
eines günstigen Erhaltungszu-
stands der natürlichen 
Lebensräume und der Arten von 
gemeinschaftlichem Interesse.  
 

 Natura 2000-Gebiete sind nicht be-
troffen. 

 Fachplanerische Grundla-
gen: 
 Flächennutzungspla-

nung Bendorf 
 

 Darstellung der sich aus der beab-
sichtigten städtebaulichen 
Entwicklung ergebende Art der 
Bodennutzung nach den voraus-
sehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde in den Grundzügen 
für das ganze Gemeindegebiet 

 Das Plangebiet ist im Flächennut-
zungsplan zum Großteil als 
„Öffentliche Grünfläche“ mit der 
Zweckbestimmung „Park“ darge-
stellt, als „Fläche für 
Versorgungsanlagen“ mit der 
Zweckbestimmung „Wasserver-
sorgung/Wasserwerk“, als 
„Landwirtschaftliche Nutzfläche“ 
mit der Zielrichtung „Dauergrün-
land“ und „Fläche für 
Bahnanlagen“.  

 

 Die Darstellung im Flächennut-
zungsplan stimmt mit den 
geplanten Darstellungen im Be-
bauungsplan nur teilweise überein. 
Der FNP muss daher in einem Pa-
rallelverfahren geändert werden. 

  Planung vernetzter Bio-
topsysteme (VBS) 
Rheinland-Pfalz, Kreis 
Mayen-Koblenz (2020) 

 

 Darstellung der überregionalen 
und regionalen Ziele des Arten- 
und Biotopschutzes unter beson-
derer Berücksichtigung des 
Biotopverbunds 

 Die Zielekarte der VBS trifft im 
Plangebiet die Darstellungen 
„Siedlung (biotoptypenverträgliche 
Nutzung)“ „Wiesen und Weiden 
mittlerer Standorte (biotoptypen-
verträgliche Nutzung)“ sowie 
„Strauchbestände (biotoptypen-
verträgliche Nutzung)“. Außerdem 
wird die „Entwicklung von Quellen 
und Quellbächen“ dargestellt. 
 

 Umsetzung der Vorgaben der Zie-
lekarte ist bei Beibehaltung der 
Planungsabsicht nicht möglich. 
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Schutzgut Gesetzliche Vorgaben, 
Vorschriften, Richtlinien 
 

Inhalte, Ziele Anwendung, Beachtung 

Land-
schaftsbild 
 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
 

 Sicherung der Landschaft in ihrer 
Vielfalt, Schönheit und Eigenart 
im Hinblick auf die Erlebnis- und 
Erholungsfunktion für den Men-
schen 

 
 

Berücksichtigung von Maßnahmen zur 
möglichst verträglichen Einbindung des 
Plangebiets und zur Kompensation ver-
bleibender Beeinträchtigungen: 
 Festsetzungen zur Anteilsbepflan-

zung auf den Baugrundstücken  
 Vorgaben zur Begrünung von Flach-

dächern und flach geneigten 
Dächern 

 Vorgaben zur Durchgrünung von 
Stellplatzanlagen 

 Vorgaben zum Erhalt der strukturier-
ten Randeingrünung entlang der 
Straße „Untere Rheinau“ 

 Festsetzung zur Bepflanzung von 
Einrichtungen zur Niederschlags-
wasserbewirtschaftung 

 Festsetzungen zur Gestaltung von 
Werbeanlagen sowie von Stützmau-
ern und Einfriedungen 

 Ausschluss von Anlagen zur Erzeu-
gung von Licht- und Laserstrahlen 
am Nachthimmel 

   Zuordnung einer Teilfläche aus dem 
Ökokonto `Kieselberg` der Stiftung 
für Natur und Umwelt im Landkreis 
Mayen-Koblenz zur Kompensation 
verbleibender Beeinträchtigungen 
des Schutzguts  

 
Klima, Luft Baugesetzbuch (BauGB) 

 
 
 
Klimaschutzgesetz (KSG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) 
 
 

 Berücksichtigung der Belange des 
Klimaschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 
7a) BauGB und § 1 Abs. 6 Nr. 8e) 
BauGB 

 Gewährleistung der Erfüllung der 
nationalen Klimaschutzziele sowie 
der Einhaltung der europäischen 
Zielvorgaben zum Schutz vor den 
Auswirkungen des weltweiten Kli-
mawandels 

 
 
 
 Vermeidung von Beeinträchtigun-

gen des Klimas 
 Gebiete mit günstigen klimati-

schen Wirkungen sowie 
Luftaustauschbahnen sind zu er-
halten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Tier, Pflanzen, Boden, 
Wasser, Atmosphäre, Kultur- und 
Sachgüter 

 Festsetzung von Maßnahmen für 
den Einsatz solarer Strahlungsener-
gie 

 Schaffung der bauplanungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die 
Entwicklung des „MobiHUB“ als 
Verknüpfungspunkt des ÖPNV mit 
dem nicht motorisieren Individual-
verkehr und als Beitrag zur 
Fahrradfreundlichkeit der Stadt bzw. 
zur Förderung klimaschonender 
Verkehrsmittel  
 

Berücksichtigung von Maßnahmen 
zum Ausgleich von Lufttemperatur und 
Luftfeuchte, Erhalt bzw. partielle Erhö-
hung der Evapotranspirationsrate 
 Vorgaben zur Begrünung von Flach-

dächern und flach geneigten 
Dächern 

 Festsetzungen zur Anteilsbepflan-
zung auf den Baugrundstücken  

 Vorgaben zur Durchgrünung von 
Stellplatzanlagen 

 Vorgaben zur Erhalt der strukturier-
ten Randeingrünung entlang der 
Straße „Untere Rheinau“ 
 

 Erstellen einer schalltechnischen 
Immissionsprognose 

 Festlegung passiver Schallschutz-
maßnahmen in Form von 
Lärmpegelbereichen 
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Schutzgut Gesetzliche Vorgaben, 
Vorschriften, Richtlinien 
 

Inhalte, Ziele Anwendung, Beachtung 

(Lärmschutzverordnung (TA-
Lärm), Immissionswerte für 
Schadstoffe (BImSchV)) 

 
 

 Ausschluss von Anlagen zur Erzeu-
gung von Licht- und Laserstrahlen 
am Nachthimmel 

 Reduzierung von Emissionen durch 
Förderung klimaschonender Ver-
kehrsmittel bzw. des nicht 
motorisierten Individualverkehrs 
(Die von außen in das Gebiet ein-
wirkenden Immissionen sind 
weniger von Relevanz, da Gewer-
begebiete und Verkehrsflächen 
festgesetzt werden.) 
 

Mensch und 
Gesundheit 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
 
 
 
 
Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
Klimaschutzgesetz (KSG) 
 

 Sicherung der landschaftlichen 
Vielfalt, Schönheit und Eigenart in 
seiner Bedeutung als Erlebnis- 
und Erholungsraum für den Men-
schen 

 
 Schutz des Menschen vor Ge-

sundheitsbeeinträchtigungen und 
Belästigungen i.S.d. § 3 (1) BIm-
SchG 

 

 

 

 

 

 

 Berücksichtigung der Belange des 
Klimaschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 
7a) BauGB und § 1 Abs. 6 Nr. 8e) 
BauGB 

 Gewährleistung der Erfüllung der 
nationalen Klimaschutzziele sowie 
der Einhaltung der europäischen 
Zielvorgaben zum Schutz vor den 
Auswirkungen des weltweiten Kli-
mawandels 

 

 Berücksichtigung von Maßnahmen 
zur möglichst verträglichen Einbin-
dung des Plangebiets; siehe Pkt. 
„Landschaftsbild“  

 
 

 Erstellen einer schalltechnischen 
Immissionsprognose 

 Festlegung passiver Schallschutz-
maßnahmen in Form von 
Lärmpegelbereichen 

 Reduzierung von Emissionen durch 
Förderung klimaschonender Ver-
kehrsmittel bzw. des nicht 
motorisierten Individualverkehrs 

 Ausschluss von Anlagen zur Erzeu-
gung von Licht- und Laserstrahlen 
am Nachthimmel 

 
 Festsetzung von Maßnahmen für 

den Einsatz solarer Strahlungsener-
gie 

 Schaffung der bauplanungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die 
Entwicklung des „MobiHUB“ als 
Verknüpfungspunkt des ÖPNV mit 
dem nicht motorisieren Individual-
verkehr und als Beitrag zur 
Fahrradfreundlichkeit der Stadt bzw. 
zur Förderung klimaschonender 
Verkehrsmittel  

 
Kultur- und 
Sachgüter 

Denkmalschutzgesetz des 
Landes Rheinland-Pfalz 
(DSchG) 

 Erhalt und Pflege von Kulturdenk-
mälern, außerdem deren 
wissenschaftliche Erforschung 
und das Einbeziehen der Ergeb-
nisse dieser Forschung in die 
öffentliche Bildung und Erziehung. 

 Aufnahme eines Hinweises zur 
rechtzeitigen Abstimmung des Be-
ginns der Erdarbeiten mit der 
Direktion Landesarchäologie  
 

 

2.1.6 Räumlicher Umfang der Umweltprüfung 

Aufgrund der Lage des Plangebietes im Bereich bzw. Anschluss an bestehende Siedlungsflä-

chen, des gut abgrenzbaren Flächenumfangs des Plangebiets und der prognostizierbaren 

städtebaulichen Zielrichtung der Planung beschränkt sich der räumliche Umfang der Umwelt-

prüfung auf das Vorhabengebiet und das unmittelbar angrenzende Umfeld.  
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2.2 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umwelt-

zustands 

Hinweis: Nach dem Informationsschreiben „Eingriffsregelung gemäß §§ 13 ff. BNatSchG, Pra-

xisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“ des Ministeriums für 

Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-Pfalz vom 20.01.2022 wird die Anwen-

dung des „Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“ 

auch in Bauleitplanverfahren dringend empfohlen. Das entsprechende Bilanzierungs- bzw. Be-

wertungsverfahren kommt entsprechend bei vorliegendem Bebauungsplan zur Anwendung. 
 

Der vorgesehene Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich im Südwesten des Sied-

lungsgebiets der Stadt Bendorf.  

Das Plangebiet hat zum derzeitigen Verfahrensstand (Fassung für die Offenlage nach §§ 3 (2) 

und 4 (2) BauGB) einen Flächenumfang von etwa 3,75 Hektar.  

Die südwestliche Grenze des Plangebiets wird durch die Bahnstrecke Oberlahnstein-Köln 

(rechte Rheinstrecke) gebildet. Im Nordosten reicht das Plangebiet bis zur Ringstraße. 

Der größte Teil des vorgesehenen Geltungsbereichs wird von einen weitgehend ungenutzten, 

durch Grünflächen und Gebäude gekennzeichneten Gelände der Stadtwerke eingenommen; es 

handelt sich um das Areal des ehemaligen Wasserwerks.  

Außerdem befinden sich ein Abschnitt der Bundesstraße 42, Teilbereiche der Bahnanlagen so-

wie der Gemeindestraßen `Obere Rheinau` und `Untere Rheinau` im Plangebiet. Im nördlichen 

Teil werden zudem gehölzbestandene Brachflächen, ein Bolzplatz und ein Fußweg zwischen 

den Straßen `Obere Rheinau` und `Ringstraße` tangiert. 

 

Topografie, Relief 

Die planungsrelevanten Flächen befinden sich in der Talebene des Rheins. Das Gelände ist 

entsprechend weitgehend eben, wurde aber partiell anthropogen verändert. Die Bahnstrecke 

verläuft auf einem niedrigeren Geländeniveau als das nördlich anschließende Gelände der 

Stadtwerke; dazwischen ist eine Böschung ausgebildet. Die B 42 verläuft in leichter Dammlage. 

Die Geländehöhe liegt bei etwa 70 m über NN. 

Naturräumlich gesehen liegt das Gebiet im Randbereich der „Neuwieder Rheintalweitung“. 

 

Bauplanungsrechtliche Einordnung 

Das Plangebiet ist nach Einordnung durch die Kreisverwaltung Mayen-Koblenz als baupla-

nungsrechtlicher Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB anzusehen. 
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Abbildung 10: westlicher Teil des Wasserwerk-Geländes mit Gebäuden und Hofflächen 
(Blickrichtung Nordosten Südwesten) 

  
 

Abbildung 11: östlicher Teil des Wasserwerk-Areals mit großer Rasenfläche und Gehölzstrukturen 
(Blickrichtung Nordwesten Südosten) 

 

 

Abbildung 12: Straße `Untere Rheinau`, B 42 und Gehölzstreifen am Rand des Stadtwerke-Areals 
(Blickrichtung Südosten Nordwesten) 
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Abbildung 13: südlicher Randbereich des Plangebiets mit Bahngelände  

 
 

Abbildung 14: Fußweg und Brachflächen im Norden des Plangebiets zwischen „Obere Rheinau“ und 
Ringstraße (im Hintergrund: Geschosswohnbauten an der Ringstraße) 

 

 

Abbildung 15: Bolzplatz nahe der Ringstraße  
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2.2.1 Schutzgut Pflanzen, Tiere, Lebensräume 

2.2.1.1 Beschreibung Schutzgut Pflanzen, Tiere, Lebensräume 

Biotop-/Nutzungstypen  

Der größte Teil des vorgesehenen Geltungsbereichs wird von einem durch Rasenflächen, Ge-

hölzstrukturen, Gebäude und Hofflächen gekennzeichneten Gelände der Stadtwerke 

eingenommen, welches sich zwischen der Straße „Untere Rheinau“ und der Bahnstrecke befin-

det. Es handelt sich um das Areal des ehemaligen Wasserwerks, welches eingefriedet und fast 

vollständig von linearen Gehölzstrukturen eingefasst ist. 

Außerdem befinden sich ein Abschnitt der Bundesstraße 42, Teilbereich der Bahnanlagen so-

wie der Gemeindestraßen `Obere Rheinau` und `Untere Rheinau` im Plangebiet. Im nördlichen 

Teil werden zudem gehölzbestandene Brachflächen, ein Bolzplatz und ein Fußweg tangiert. 

Östlich des Plangebiets befindet sich der Betriebshof der Stadtwerke (südlich der B 42) bzw. 

Brachflächen (nördlich der B 42). 

Westlich des vorgesehenen Geltungsbereichs liegen das Betriebsgelände eines Stahlhandels 

(südlich der B 42) bzw. Brachflächen und Gärten (nördlich der B 42). 

Nördlich des Plangebiets befinden sich durch Wohnbebauung gekennzeichnete Siedlungsflä-

chen. 

Südlich des Projektgebiets beginnt das Gelände des Rheinhafens. 

 

Folgende Biotop-/Nutzungstypen können im Plangebiet und dessen räumlichen Umfeld diffe-

renziert werden (Die Einteilung erfolgt gemäß dem Kartierschlüssel zur 

Biotoptypenkartieranleitung für Rheinland-Pfalz. Stand der Kartierung ist Mai 2023 bzw. Dezem-

ber 2023.): 

 

 Rasen (HM4); 

Ein wesentlicher Teil des ehemaligen Wasserwerke-Geländes südlich der Straße `Untere 

Rheinau` ist durch eine große Rasenfläche (ca. 6.000 m² Fläche) gekennzeichnet. Diese wird 

randlich von Gehölzstreifen eingefasst. Außerdem befinden sich einzelne Laubbäume und eine 

Gehölzinsel innerhalb der Rasenfläche. 

Zudem befinden sich um Umfeld der leerstehenden Gebäude Rasenbereiche. 

Die Pflege des Rasens erfolgt durch periodische Mulchmahd während der Vegetationsperiode 

im Turnus von 4-6 Wochen. 

Die Vegetation besteht aus verbreiteten Arten der Scherrasengesellschaft. Typische Arten sind 

Gänseblümchen, Wiesenlabkraut, Klettenlabkraut, Gundermann, Sauerampfer, Löwenzahn, 

Wiesen-Bärenklau, Spitzwegerich, Persischer Ehrenpreis, Kriechender Hahnenfuß, Giersch, 

Kleine Braunelle, partiell Wiesenschaumkraut 
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Abbildung 16: Rasenflächen im Gelände des ehemaligen Wasserwerks 

 

 Rasen (HM4)/ Bolzplatz (SL6); 

Im Norden des Plangebiets befindet sich an der Ringstraße ein etwa 1.300 m² großer Bolzplatz. 

Es handelt sich um einen Rasenplatz mit einer artenarmen Trittrasenvegetation. Auch hier er-

folgt die Pflege des Rasens durch regelmäßige Mulchmahd während der Vegetationsperiode. 

Durch die Nutzung als Fußballfeld bestehen partiell Trittschäden. 

Abbildung 17: Bolzplatz nahe der Ringstraße 

 
 

 Gehölzstreifen (BD3) 

Das Gelände des ehemaligen Wasserwerks wird fast vollständig von Gehölzbeständen aus 

Laubgehölzen eingefasst. Außerdem befindet sich ein Gehölzstreifen aus Laubgehölzen und 

Fichten am westlichen Rand der großen Rasenfläche. 

Die Gehölzbestände weisen unterschiedliche Charakteristika auf: 

- Zwischen der Straße `Untere Rheinau` und den Gebäuden des ehemaligen Wasserwerks 

befindet sich ein etwa 20 m breiter Gehölzbestand aus Laubbäumen, einzelnen Kiefern und 

Sträuchern mit waldartiger Schichtung. Der Bestand ist ungleichaltrig und weist auch Alt-

bäume mit Stammdurchmessern von über 50 cm auf. Ein Bergahorn weist einen 

Stammdurchmesser von rund 80 cm auf.  

Typische Arten sind Bergahorn, Stieleiche, Kiefer, Vogelkirsche, Feldahorn, Weißdorn, 

Schneeball, Hasel, Schwarzer Holunder, Efeu. Die Krautschicht ist weitgehend deckend aus-

geprägt. 

Zusatzstrukturen sind liegendes Totholz sowie Ausfaulungen an einem Baum. 
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Abbildung 18: Gehölzbestand zwischen der Straße `Untere Rheinau` und den Gebäuden des 
ehemaligen Wasserwerks 

 
 

- Auf der Böschung zwischen dem Gelände des ehemaligen Wasserwerks und der Bahnstre-

cke stockt ein Gehölzbestand, welcher vorwiegend aus Sträuchern und dünnstämmigeren 

Laubbäumen besteht. In einem Bereich stocken Säulenpappeln. 

In den lichteren Bereich weist die Krautschicht eine weitgehend deckende Vegetation aus 

Efeu auf. 

Charakteristische Arten sind Hasel, Vogelkirsche, Bergahorn, Salweide, Säulenpappel, 

Brombeere, Roter Hartriegel, Efeu, Waldrebe. 

Abbildung 19: Gehölzstrukturen auf der Böschung zur Bahnstrecke 

  
 

Im Übergang zu dem westlich anschließenden Industriebetrieb (Stahlhandel) befindet sich 

ein etwa von Sträuchern und dünnstämmigen Laubbäumen aufgebauter, relativ schmaler 

Gehölzstreifen. Typisch sind Roter Hartriegel, Efeu, Hasel, Brombeere, Bergahorn, Vogelkir-

sche. 

Abbildung 20: Gehölzstreifen am Westrand des Geländes des ehemaligen Wasserwerks 
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- Am westlichen Rand der großen Rasenfläche stockt ein linearer Gehölzbestand aus Laub-

gehölzen und Fichten.  

Hinsichtlich des Entwicklungsstands überwiegt geringes Baumholz und Stangenholz. Eine 

Eiche weist einen Stammdurchmesser von rund 40 cm auf.  

Typische Arten sind Fichte, Stieleiche, Vogelkirsche, Bergahorn, Feldahorn, Sandbirke, 

Brombeere, Hasel, Schwarzer Holunder, Waldrebe, Efeu. 

Abbildung 21: Gehölzstreifen mit Fichten  

 
 

- Im Übrigen stocken im Anschluss an die große Rasenfläche Gehölzstrukturen, welcher vor-

wiegend aus Sträuchern und einzelnen Laubbäumen bestehen.  

Hinsichtlich des Entwicklungsstands überwiegt Stangenholz und geringes Baumholz. Der 

Bestand enthält auch einen alten Apfelbaum (Stammdurchmesser ca. 45 cm) mit Baumhöh-

len. 

Charakteristische Arten sind Roter Hartriegel, Brombeere, Hundsrose, Hasel, Schwarzer Ho-

lunder, Eingriffeliger Weißdorn, Efeu, Waldrebe, Bergahorn, Sandbirke, Feldahorn, 

Vogelkirsche. 

Abbildung 22: Gehölzstreifen zwischen großer Rasenfläche unter „Unterer Rheinau“/ alter 
Obstbaum 

  
 

 Einzelbäume (BF3) 

Hierunter fallen Einzelbäume außerhalb geschlossener Gehölzbestände: 

Auf der großen Rasenfläche im östlichen Teil des Stadtwerke-Geländes stocken einige Einzel-

bäume. Es handelt sich um 3 Eichen und 2 Walnussbäume im mäßigen Bestandsalter 

(Stammdurchmesser ca. 20 – 25 cm). 

 

Außerdem befinden sich inmitten einer befestigten Fläche nahe dem Hauptgebäude im Stadt-

werke-Gelände zwei dickstämmige Bäume: Es handelt sich um eine Linde und eine Eiche mit 
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Stammdurchmessern von jeweils über 50 cm. Die dickstämmige Eiche weist ein Habitatpoten-

zial für Altholzkäferlarven, v.a. für Hirschkäferlarven, auf. 

Abbildung 23 dickstämige Linde und Eiche  

 
 

Zwischen dem Fußweg und dem Bolzplatz im Norden des Plangebiets befindet sich ein Berg-

ahorn höheren Bestandsalters (Stammdurchmesser: rd. 50 cm) in Solitärstand. Dieser weist 

kleine Ausfaulungen bei Schnittverletzungen und an der Stammbasis auf. 

Abbildung 24: Bergahorn nahe dem Bolzplatz 

 
 

Zudem stocken auf dem Grünstreifen (siehe „HC3“) auf der Böschung zwischen `Unterer 

Rheinau` und B 42 zwei Feldahornbäume und eine Hainbuche im mäßigen Bestandsalter. 

 

 Obstbäume (BF4) 

Auf einer Rasenfläche im Westen des Wasserwerke-Geländes stocken einige Obstbäume. Es 

handelt sich um zwei Hochstämme im mäßigen Bestandsalter, zwei Neupflanzungen sowie eine 

halbstämmige Kirsche mit ca. 40 cm Stammdurchmesser. 
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Abbildung 25: Obstbäume auf Rasenfläche im Wasserwerke-Gelände 

 
 

 Baumreihe (BF1) 

Auf einem Grünstreifen zwischen der B 42 und der Straße „Untere Rheinau“ stockt eine Baum-

reihe aus Bergahorn-Bäumen. Die hochstämmigen Bäume weisen Stammdurchmesser von 

rund 40 bis 50 cm auf. Zwei Bäume weisen Ausfaulungen im Bereich von Schnittwunden auf. 

Abbildung 26: Baumreihe zwischen B 42 und `Oberer Rheinau` 

 
 

 Gebüsche mittlerer Standorte (BB9); 

Im Nordteil des Plangebiets befinden sich zwischen der Straße `Untere Rheinau` und der Ring-

straße gehölzbestandene, vorwiegend dickichtartige Brachflächen. 

Vermutlich handelt es sich zumindest partiell um ehemalige Gärten. 

Es dominiert ein niedriger, zumeist dickichtartiger Strauchaufwuchs (vorw. Brombeere), in wel-

chem sich in unterschiedlicher Dichte dünnstämmige wie auch mittelalte Laubbäume, vereinzelt 

auch ältere Exemplare, befinden. Teilflächen sind frei von Baumbestand. 

Typische Arten sind Brombeere, Schwarzer Holunder, Roter Hartriegel, Waldrebe, Hasel, Li-

guster, Hundsrose, Kirsche, Bergahorn, Spitzahorn, Walnuss, Sandbirke, Efeu, Bärlauch, 

Stinkender Storchschnabel, Brennessel. 

Insbesondere die Kirschbäume sind zumeist mehrstämmig und weisen einen dichten Efeube-

wuchs auf. 

Hinsichtlich des Entwicklungsstands bei den Bäumen überwiegt Stangenholz und geringes 

Baumholz; einige wenige Bäume weisen Stammdurchmesser um die 50 cm auf. 

An den Gehölzrändern sind schmale, nitrophytisch geprägte Säume ausgeprägt. 
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In dem Bestand befinden sich auch einzelne Zusatzstrukturen wie abgebrochene Bäume bzw. 

Astabbrüche, Ausfaulungen/ kleine Höhlungen, abstehende Rinde, liegendes Totholz u.ä. 

Bereichsweise wurde Müll abgelagert. 

Abbildung 27: gebüschartige Brachflächen zwischen Ringstraße und `Obere Rheinau` 

 

 Gartenbrache (HJ4); 

Nahe der Straße „Obere Rheinau“ hat das Plangebiet Anteil an einem Gartengrundstück, wel-

ches einen Brachecharakter aufweist, wenn auch offenbar eine sporadische Nutzung zu 

Freizeitzwecken erfolgt. Eine gärtnerische Nutzung (Anbau von Gemüse o.ä.) findet nicht statt. 

Innerhalb des Geländes stockt ein mehrstämmiger Bergahorn, welcher kleine Ausfaulungen im 

Bereich von Schnittverletzungen aufweist. Die Vegetation besteht im Übrigen aus vorwiegend 

nitrophytischen Ruderalarten. Randlich befindet sich eine Gartenhütte aus Holz. 

Abbildung 28: Garten mit Brachecharakter 
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 Gebüschstreifen (BB1); 

Hierunter fällt ein linearer Gehölzbestand aus Laubgehölzen auf der Böschung zwischen `Un-

terer Rheinau` und B 42.  

Typische Arten sind Feldahorn, Roter Hartriegel, Hundsrose, Hainbuche. Es handelt sich um 

dünnstämmige Bäume. 

 

 Straßenrand (HC3) 

Auf den Böschungen zur B 42 sowie entlang der Straße ̀ Untere Rheinau` befinden sich schmale 

Grünstreifen, welche teils mit Bäumen bestanden sind (vgl. „BF1“ und „BF3“) und periodisch 

gemäht werden. Die Vegetation besteht aus verbreiteten Gräsern und einigen Ruderalarten. 

Abbildung 29: Straßenrand auf einer Böschung an der B 42 

 
 

 Gebäude (HN1) 

Im östlichen Teil des alten Wasserwerk-Areals befinden sich mehrere Gebäude. Das eigentliche 

ehemalige Wasserwerk wird als Lager von einem ortsansässigen Verein genutzt. Ansonsten 

sind die Gebäude ungenutzt: 

- Bei dem größten Gebäude handelt es sich um das eigentliche Wasserwerk, welches in den 

1890er Jahren erbaut wurde. Das Gebäude mit einer Gesamtgrundfläche von ca. 500 m² ist 

bis auf einen Schlauchturm eingeschossig und weist ein Satteldach auf. Überwiegend han-

delt es sich um eine Fachwerkkonstruktion mit Ziegelausfachung, teilweise um eine 

Massivbauweise, teils um eine Holzkonstruktion. Der Baukörper wird als Lager genutzt. 

Abbildung 30: altes Wasserwerk 

 

- Ein weiteres eingeschossiges Gebäude mit einem angeschleppten Anbau weist eine Grund-

fläche von rund 160 m² auf. Das Bauwerk ist mit Ziegelmauerwerk ausgeführt. Es handelt 
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sich um ein ehemaliges Pumpenhaus aus dem 19. Jahrhundert. In dem Gebäude befindet 

sich ein Brunnen, welcher vom Trinkwassernetz getrennt ist. 

- Außerdem befindet sich ein weiteres Gebäude (ca. 70 m² Grundfläche), in welchem ein in-

aktiver Brunnen untergebracht ist, im Gelände. 

 

 Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad (HT1) 

Hierunter fallen bituminös befestigte bzw. betonierte Hofflächen im Umfeld der leerstehenden 

Gebäude im Gelände der Stadtwerke.  

 

 Lagerplatz, unversiegelt (HT3) 

Im östlichen Randbereich tangiert das Plangebiet eine wasserdurchlässig befestigte, stark ver-

dichtete und vegetationslose Lagerfläche der Stadtwerke. 

Abbildung 31:  Lagerfläche  

 
 

 Lagerplatz, versiegelt (HT4) 

Im Anschluss an die befestigte Lagerfläche (siehe „HT3“) befindet sich eine versiegelte (beto-

nierte) Lagerfläche, teils mit Schüttboxen. 

Außerdem wird eine Hoffläche westlich des alten Wasserwerk-Gebäudes als Lagerfläche von 

einem Bauunternehmen genutzt. 

 

 Bahnlinie (HD3) oq1/ oq 

Im Süden wurde ein Abschnitt eines Industriegleises sowie ein Teilbereich der rechtsrheini-

schen Bahnstrecke Oberlahnstein-Köln in den vorgesehenen Geltungsbereich aufgenommen. 

Das Gleisbett aus Grobschotter ist vegetationslos.  

 

 Ruderaler trockener Saum bzw. Hochstaudenflur, linienförmig (KB1) 

In den Randbereichen der Bahnlinie und teilweise zwischen den Gleiskörpern treten lineare 

Begleitsäume in Form lückenhafter, gräserbetonter Ruderalfluren auf. Im südlichen Randbe-

reich der Bahnanlagen – bereits außerhalb des Plangebiets - hat sich partiell Brombeergestrüpp 

entwickelt. Periodisch werden zumindest partiell von der Deutschen Bahn Pflegemaßnahmen 

durchgeführt.  
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Abbildung 32: Bahngelände  

 

 Bundes-, Landes-, Kreisstraße (VA2); 

Die Bundesstraße 42 quert das Plangebiet. Sie verläuft in leichter Dammlage und ist vierstreifig 

ausgebaut. 

 

 Gemeindestraße (VA3); 

Hierunter fallen die bituminös befestigten Straßen „Untere Rheinau“ und „Obere Rheinau“. 

 

 Rad-/Fußweg (VB5) 

Ein gepflasterter Fußweg verbindet die Straße „Obere Rheinau“ mit der „Ringstraße“. 

 

 Städtischer Bauhof (SD33) (außerhalb);  

Hierunter fällt der Betriebshof der Stadtwerke im östlichen Anschluss an das Plangebiet. 

 

 Gewerbe- und Industrieflächen (SC0) (außerhalb);  

Westlich des vorgesehenen Geltungsbereichs liegt das Betriebsgelände eines Stahlhandels 

(südlich der B 42). Das Gelände ist mit großvolumigen Werkshallen, welche Gebäudehöhen 

von bis ca. 16 m aufweisen, bebaut. Die nicht überbauten Betriebsflächen stellen sich als ver-

siegelte Hof-/Stellflächen dar. 

Außerdem befinden sich südlich der Bahnstrecke Industrieflächen im Bereich des Rheinhafens. 

 

 Gemischte Bauflächen/ Wohnbauflächen (SB0) (außerhalb);  

Nördlich der Ringstraße ist das Siedlungsgebiet durch Wohnbebauung mit Häusern unter-

schiedlicher Dimensionen (Mehrparteienhäuser, Reihenhäuser, Einzelhäuser) geprägt. 

Prägnant im Siedlungsbild sind zwei rund 28 m hohe Geschosswohnbauten an der Ecke Ring-

straße/ Keltenstraße. 

 

 

Die heutige potenzielle natürliche Vegetation (hpnV) im Gebiet ist der Stieleichen-Hainbu-

chenwald (Stellario-Carpinetum). 

 

 

Tierwelt  

Vor dem Hintergrund einer artenschutzrechtlichen Prüfung des Bebauungsplanvorhabens wur-

den in der Vegetationsperiode 2023 eine Habitatstrukturpotenzialanalyse sowie faunistische 

Untersuchungen durch Biologen durchgeführt.  
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Die Ergebnisse werden in dem Beitrag „Fachbeitrag Artenschutz: Prüfung insbesondere zu Vö-

geln, Reptilien und zur Quartiereignung für Bilche und Fledermäuse sowie zu ausgewählten 

Insektengruppen (Altholzkäfer, Ödlandschrecken, Tagfalter) für den Bebauungsplan „MobiHUB 

– Untere Rheinau“ der Stadt Bendorf“7 ausführlich erläutert. Nachfolgend werden die Ergeb-

nisse zusammengefasst: 

Vogelfauna 

Aus der eigenständigen Erfassung im Plangebiet sowie aus Angaben im Datenbestand LANIS 

des Landesamts für Umwelt Rhld.-Pf. ließen sich aus 48 Vogelbeobachtungen insgesamt 20 

Vogelarten differenzieren. Bei den Brutvögeln innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-

plans handelt es sich fast ausschließlich um allgemein verbreitete Arten (Amsel, Blaumeise, 

Buntspecht, Eichelhäher, Elster, Grünfink, Hausrotschwanz, Kohlmeise, Mönchsgrasmücke, 

Ringeltaube, Rotkehlchen, Singdrossel und Zilpzalp).  

Mit dem Star wurde aber auch eine Art der rheinland-pfälzischen Vorwarnliste mit ungünstigem 

Erhaltungszustand in Rheinland-Pfalz kartiert. Der Brutplatz des Stars lag allerdings außerhalb 

des Plangebiets. Das Plangebiet stellt aber einen Teil seines Brutreviers dar und wird zum Nah-

rungserwerb genutzt. 

Der streng geschützte Turmfalke würde überfliegend gesichtet, zudem wurde, nach Eintragung 

in der LANIS-Datenbank, vor zumindest einigen Jahren der streng geschützte Rotmilan am 

Rheinufer beobachtet. Diese beiden Greifvogelarten können sicherlich auch Teilflächen des 

Plangebietes zur Jagd nutzen, ein weiterer Bezug zu den Flächen im Plangebiet ist nach gut-

achterlicher Einschätzung aber nicht erkennbar. 

Fledermäuse 

Die alten Gebäude in dem Wasserwerksgelände weisen zahlreiche Spalten im offen zugängli-

chen Dachgebälk und den Fachwerkfassaden auf, welche für kleine Fledermausarten als 

Quartier dienen könnten. Es konnten aber keine konkreten Besatzhinweise erbracht werden 

und auch auf dem Dachboden des größten Gebäudes fanden sich keine Kotreste von Fleder-

mäusen. Eine Quartiereignung ist zudem in Bäumen mit Stammlöchern oder in dunklen 

Taschen hinter abstehender Borke gegeben. Aber auch dazu fanden sich bei den Baumkontrol-

len keine Besiedlungshinweise. 

Zweimal im Jahresverlauf wurde zwei Batcorder installiert, welche Rufe vorbeifliegender Fle-

dermäuse aufzeichneten. Die Häufigkeit der Aufzeichnungen ließ aber auf eine nur auf eine 

geringe Flugintensität schließen. Es ließ sich auch kein bimodales Verteilungsmuster der Ruf-

aufzeichnungen zu den abend- und morgendlichen Dämmerungszeiten, wie es in der Nähe zu 

einem Quartier oder entlang tradierter Flugstrecken auftreten kann, feststellen. Es liegt somit 

kein akustischer Hinweis auf ein besetztes Quartier in der Nähe zu den beiden Batcorderstan-

dorten vor. 

Das durch die Batcorder aufgezeichnete Artenspektrum umfasst 5 – 6 Arten: Kleiner Abendseg-

ler, Großer Abendsegler, Zwergfledermaus, Rauhautfledermaus sowie die akustisch nicht 

unterscheidbare Kleine/Große Bartfledermaus.  

Das Plangebiet bietet somit sicherlich Nahrungsmöglichkeiten für Fledermäuse. Aufgrund der 

Größe und der geringen Rufaufzeichnungsdichte lässt das Plangebiet nach gutachterlicher Ein-

schätzung aber keine hohe Nutzungsintensität erwarten und wird keine essenzielle Bedeutung 

für Fledermäuse aufweisen.  

 

7 Bearbeitung: Beratungsgesellschaft Natur dbR, Dipl.-Biol. Malte Fuhrmann. Stand: Februar 2024 
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Reptilien und Amphibien 

Im südlichen Bereich der Bahnanlagen (außerhalb des Plangebiets) wurde im Sommer 2023 

eine Mauereidechse gesichtet. Das großflächige Gleisschotterbett sowie zahlreiche Mäuse-

gänge in den angrenzenden Böschungskanten und Rohbodenaufrissen in Erdhügeln können 

als günstige Versteckplätze für diese streng geschützte Reptilienart angesehen werden. 

Die weiteren Kontrollen im Zeitraum Mai bis September 2023 ergaben allerdings keine zusätz-

lichen Reptilienfunde. Weder wurden weitere Mauereidechsen beobachtet oder Zauneidechsen 

entdeckt noch Schlangen festgestellt. 

Für Amphibien sind im gesamten Plangebiet und weiterem Umfeld keine geeigneten Laichge-

wässer vorhanden. 

Kleinsäuger (Bilche) 

Auf einem Fensterbrett des ehemaligen Pumpenhauses wurden Kotspuren des besonders ge-

schützten Gartenschläfers gefunden. 

Heuschrecken, Schmetterlinge und Altholzkäfer 

Im Rahmen der eigenständigen Geländeinspektionen wurden keine gesetzlich geschützten In-

sektenarten erfasst. Aus der Datenbank LANIS sind aber Vorkommen aus allen drei der oben 

benannten Insektenordnungen im näheren Umfeld abzulesen: 

Für den besonders geschützten Hirschkäfer gibt es mehrere Fundpunkte aus den Jahren 2011 

bis 2013 in ca. 400 bis 1.000 m Entfernung zum Planungsgebiet. 

Im Wurzelballen einer dickstämmigen Eiche auf dem bisherigen Wasserwerksgelände am 

Westrand des Plangebiets kann ein Vorkommen von Hirschkäferlarven oder Larven anderer 

Altholzkäfer nicht vollständig ausgeschlossen werden. 

An Heuschrecken wurden in den 1990er Jahren in 1,2 bis 2,3 km Entfernung Weinhähnchen 

kartiert. Die Lebensraumansprüche dieser in Rheinland-Pfalz stark gefährdeten Art dürften im 

Planungsgebiet am ehesten im südlichen Bereich entlang der Bahnstrecke anzunehmen sein. 

Hier ist auch ein Vorkommen von Blauflügeligen Ödlandschrecken nicht auszuschließen, ob-

wohl sich dies bei den Kartierungsgängen nicht bestätigen ließ. 

Nachweise aus der Gruppe der Schmetterlinge betreffen den Segelfalter, ebenfalls in den 

1990er Jahren in 2,9 km Entfernung kartiert, sowie den auch tagaktiven Nachtfalter Russischer 

Bär mit einem Fund aus 2012 in 2,6 km Entfernung zum Plangebiet. Insbesondere sind es wie-

derum Bahngleise und ihre Ränder, die als bevorzugte Biotope anzusehen sind. 

 

 

Schutzgebietsausweisungen 

Das Plangebiet tangiert keine Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts. 

Das Naturschutzgebiet „Insel Graswerth“ ist etwa 450 m entfernt. 

 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet ist das FFH-Gebiet „Mittelrhein“ (DE-5510-301), wel-

ches etwa 450 m entfernt ist. Es überlagert sich dort mit dem Naturschutzgebiet „Graswerth“ 

und umfasst zudem einen Abschnitt des Rheins. 

Schutzwürdig sind Habitate für Wanderfische und Laichplätze autochthoner Fischarten sowie 

Ufer- und Auenlebensräume.  

Bei den kennzeichnenden Arten des FFH-Gebiets „Mittelrhein“ handelt es sich ausschließlich 

um Fische bzw. um eine Muschelart. 

Die Erhaltungsziele für das FFH-Gebiet lauten: „Erhaltung oder Wiederherstellung von 
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- naturnahen Ufer- und vielfältigen Sohlstrukturen als Laich- und Rasthabitate für Fischarten, 

- einer guten Wasserqualität als durchgehende Wanderstrecke für Fische, 

- von natürlichem Auwald auf Rheininseln.“ 

 

Die Gebietskulisse des FFH-Gebiets „Brexbach- und Saynbachtal“ (DE-5511-302) liegt etwa 

590 m westlich des vorgesehenen Geltungsbereichs. Das Schutzgebiet ist linear im Bereich des 

Saynbachs auswiesen. 

Charakteristisch für das etwa 2.014 ha umfassende Schutzgebiet sind naturnahe Bachtäler, 

überwiegend steil eingeschnitten, mit Felsen und Hangwäldern, sowie umgebende Buchenwäl-

der und Mähwiesen. 

Schutzwürdig sind insbesondere Felsen und naturnahe Hangwälder, naturnahe Fließgewässer-

lebensräume mit weitgehend natürlicher Dynamik und Fischhabitaten für Lachs und Groppe, 

Fledermaushabitate in Hang- und Buchenwäldern. 

Die Erhaltungsziele lauten: „Erhaltung oder Wiederherstellung 

- der natürlichen Gewässer- und Uferzonendynamik, der typischen Gewässerlebensräume 

und -gemeinschaften sowie der Gewässerqualität und Durchgängigkeit der Fließgewässer 

für Wanderfische und als Lebensraum autochthoner Fischarten, von Bachmuschel und 

Steinkrebs, 

- von Wald, 

- von nicht intensiv genutztem Grünland und von möglichst unbeeinträchtigten Felslebensräu-

men, 

- von Fledermauswochenstuben und vielfältigen Jagdhabitaten für Fledermäuse.“ 
 
Das nächstgelegene Vogelschutzgebiet („Engerser Feld“) beginnt erst rund 3,1 km westlich des 

Plangebiets. 

 
Abbildung 33: FFH-Gebiete im räumlichen Umfeld des Plangebiets, o.M. 

 

 

  

„Brexbach- und Saynbachtal“ 

„Mittelrhein“ 
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Schutzwürdige Biotope gemäß Biotopkataster Rheinland-Pfalz:  

Schutzwürdige Biotope laut Biotopkataster Rheinland-Pfalz sind nicht betroffen und befinden 

sich auch nicht im näheren Umfeld des Plangebiets. 

Regionaler und landesweiter Biotopverbund 

Der Teil des Plangebiets entlang der Bahntrasse befindet sich in einem „Vorbehaltsgebiet regi-

onaler Biotopverbund“ laut Regionalem Raumordnungsplan. 

 

Die Zielekarte der „Planung vernetzter Biotopsysteme“ (VBS, Stand: 2020) für den Landkreis 

Mayen-Koblenz trifft im Plangebiet die Darstellungen „Siedlung (biotoptypenverträgliche Nut-

zung)“ „Wiesen und Weiden mittlerer Standorte (biotoptypenverträgliche Nutzung)“ sowie 

„Strauchbestände (biotoptypenverträgliche Nutzung)“.  

Außerdem wird die „Entwicklung von Quellen und Quellbächen“ dargestellt8. 
 

Abbildung 34: Ausschnitt aus der Zielekarte der „Planung vernetzter Biotopsysteme“, o.M. 

 

 

  

 

8 Bei der Darstellung eines Quellbachs handelt es sich offensichtlich um eine falsche Darstellung des Großbachs, 
welcher etwa 150 m östlich des Plangebiets verläuft. 
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2.2.1.2 Bewertung Schutzgut Pflanzen, Tiere, Lebensräume 

Integrierte Biotopbewertung der Eingriffsfläche 

Tabelle 5: Bewertungsrahmen des Schutzguts „Pflanzen, Tiere, Lebensräume“ und seiner Funk-
tionen unter Berücksichtigung des „Praxisleitfaden zur Ermittlung des 

Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“: 

Schutzgut Biotoptyp Code Biotopwert-
punkte  
gemäß Bio-
topwertliste  

Wertstufe 

Biotope  
(Lebensräume): 

    

 Gebüsche mittlerer Standorte, 
sonstiges Gebüsch frischer Standorte 
 

BB9 13 hoch 

 
 

Gebüschstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 
 

BB1 15 hoch 

 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
junge Ausprägung 
 

BD3 11 mittel 

 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 
 

BD3 15 hoch 

 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern alter Ausprägung 
 

BD3 18 sehr hoch 

 Baumreihe, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 
 

BF1 
 

15 hoch 

 Baumreihe, autochthone Arten, 
alte Ausprägung 
 

BF1 
 

18 hoch 

 Einzelbaum, autochthone Arten, 
junge Ausprägung 
 

BF3 
 

11 mittel 

 Einzelbaum, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 
 

BF3 
 

15 hoch 

 Einzelbaum, autochthone Arten, 
alte Ausprägung 

BF3 
 

18 sehr hoch 

 Obstbaum, 
junge Ausprägung 
 

BF4 11 mittel 

 Obstbaum, 
mittlere Ausprägung 
 

BF4 
 

15 hoch 

 Straßenrand, 
mit artenarmer Krautschicht 
 

HC3 7 gering 

 Bahnlinie, vegetationslos  HD3 
oq1 
 

1 sehr gering 

 Gartenbrache 
 

HJ4 11 mittel 

 Trittrasen, Rasenplatz, Parkrasen 
 

HM4 5 gering 

 Gebäude  
 

HN1 0 sehr gering 

 Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 
 

HT1 0 sehr gering 
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Schutzgut Biotoptyp Code Biotopwert-
punkte  
gemäß Bio-
topwertliste  

Wertstufe 

Biotope  
(Lebensräume): 

    

 Lagerplatz, unversiegelt, 
geschotterter Belag oder wassergebun-
dene Decke 
 

HT3 3 sehr gering 

 Lagerplatz, versiegelt HT4 
 

0 sehr gering 

 Ruderaler trockener Saum bzw. Hoch-
staudenflur, linienförmig 
 

KB1 8 mittel 

 Bundes-, Landes-, Kreisstraße 
 

VA2 0 sehr gering 

 Gemeindestraße 
 

VA3 0 sehr gering 

 Rad- und Fußweg, 
versiegelter oder sonstiger gepflasterter 
Weg 
 

VB5 
me2 

0 sehr gering 

 

Schutzgut Funktion 
 

Bewertung 

Pflanzen Vielfalt von Pflanzenarten einschließlich der innerartlichen Viel-
falt 
 

mittel 

Tiere Vielfalt von Tierarten einschließlich der innerartlichen Vielfalt 
 

mittel-hoch 

 

Erläuterung des Bewertungsrahmens „Pflanzen“: 

hervorragend (6): Standorte von Pflanzenarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine hervorra-
gende Bedeutung insbesondere aufgrund ihrer Gefährdung haben  
sehr hoch (5): Standorte von Pflanzenarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine sehr hohe 
Bedeutung insbesondere aufgrund ihrer Gefährdung haben  
hoch (4): Standorte von Pflanzenarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine hohe Bedeutung 
insbesondere aufgrund ihrer Gefährdung haben  
mittel (3): Standorte von Pflanzenarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine mittlere Bedeutung 
haben, z. B. im Falle von aktuell noch ungefährdeten Pflanzenarten mit spezifischen Standortansprüchen ge-
ring (2): Standorte von Pflanzenarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine geringe Bedeutung 
haben  
sehr gering (1): Standorte von Pflanzenarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine sehr geringe 
oder keine Bedeutung haben  
 
Erläuterung des Bewertungsrahmens „Tiere“: 

hervorragend (6): Lebensräume mit Vorkommen von Tierarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt 
eine hervorragende Bedeutung insbesondere aufgrund ihrer Gefährdung haben  
sehr hoch (5): Lebensräume mit Vorkommen von Tierarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine 
sehr hohe Bedeutung insbesondere aufgrund ihrer Gefährdung haben  
hoch (4): Lebensräume mit Vorkommen von Tierarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine hohe 
Bedeutung insbesondere aufgrund ihrer Gefährdung haben  
mittel (3): Lebensräume mit Vorkommen von Tierarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine 
mittlere Bedeutung haben, z. B. im Falle von aktuell noch ungefährdeten Tierarten mit spezifischen Lebens-
raumansprüchen.  
gering (2): Lebensräume mit Vorkommen von Tierarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt eine 
geringe Bedeutung haben  
sehr gering (1): Lebensräume mit Vorkommen von Tierarten, die für die Sicherung der biologischen Vielfalt 
eine sehr geringe oder keine Bedeutung haben  
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2.2.2 Schutzgut Boden 

2.2.2.1 Beschreibung Schutzgut Boden 

Bei den im Gebiet anstehenden Böden handelt es sich um Braunerden aus lössarmem, grus-

führendem Sand (Holozän) über Laacher-See-Tephra (Alleröd)9. 

Die nutzbare Feldkapazität ist mit 90-140 mm im mittleren Bereich. Das Nitratrückhaltermögen 

wird als gering eingestuft. 

Es handelt sich um einen Standort mit geringem Wasserspeicherungsvermögen und mit 

schlechtem bis mittleren natürlichen Basenhaushalt. 

Der natürliche Boden- bzw. Schichtenaufbau wurde im Gebiet anthropogen verändert. Im Be-

reich des Plangebietes wurde bereits eine Ausbeute der anstehenden Bimsvorkommen 

durchgeführt. Dadurch wurden die Bodenhorizonte bereits umgelagert bzw. zerstört. 

Große Teile des Plangebiets sind zudem bereits überbaut bzw. befestigt. 
 

2.2.2.2 Bewertung Schutzgut Boden  

Tabelle 6: Bewertungsrahmen des Schutzguts „Boden“ und seiner Funktionen unter Berücksichti-
gung des „Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“: 

Schutz-
gut 

Funktion Bewertung 

Boden Natürliche Bodenfunktionen,  
Natürliche Bodenfruchtbarkeit, Filter- und Pufferfunktion, 
Regler- und Speicherfunktion Wasser 
 

sehr gering 
- mittel 

 Vielfalt von Bodentypen und Bodenformen sowie von Geotopen als 
Ausdruck des natürlichen und kulturellen Erbes 
 

mittel 

 

  Erläuterung des Bewertungsrahmens „Natürliche Bodenfunktionen .....“: 

hervorragend (6): Böden mit hervorragender Ausprägung natürlicher Bodenfunktionen, z.B. besondere tief-
gründige, gut entwickelte Lössböden ohne Stauwassereinfluss  

sehr hoch (5): Böden mit sehr hoher Ausprägung natürlicher Bodenfunktionen, z.B. tiefgründige, schwach stei-
nige, lehmige Tonböden  

hoch (4): Böden mit hoher Ausprägung natürlicher Bodenfunktionen  

mittel (3): Böden mit mittlerer Ausprägung natürlicher Bodenfunktionen  

gering (2): Böden mit geringer Ausprägung natürlicher Bodenfunktionen, insbesondere durch Baumaßnahmen 
stark veränderte Böden  

sehr gering (1): Fläche versiegelt oder befestigt 
 

  Erläuterung des Bewertungsrahmens „Vielfalt von Bodentypen .....“: 

hervorragend (6): Ausprägungen von Böden und Geotopen mit hervorragender wissenschaftlicher, naturge-
schichtlicher, kulturhistorischer oder landeskundlicher Bedeutung sowie vom völligen Verschwinden bedrohte 
Bodentypen und Bodenformen.  

sehr hoch (5): Ausprägungen von Böden und Geotopen mit sehr hoher wissenschaftlicher, naturgeschichtli-
cher, kulturhistorischer oder landeskundlicher Bedeutung sowie stark gefährdete Bodentypen und Bodenformen  

hoch (4): Ausprägungen von Böden und Geotopen mit hoher wissenschaftlicher, naturgeschichtlicher, kultur-
historischer oder landeskundlicher Bedeutung sowie gefährdete Bodentypen und Bodenformen  

mittel (3): Ausprägungen von Böden und Geotopen mit einer mittleren wissenschaftlichen, naturgeschichtli-
chen, kulturhistorischen oder landeskundlichen Bedeutung  

gering (2): Ausprägungen von Böden und Geotopen mit geringer bis fehlender wissenschaftlicher, naturge-
schichtlicher, kulturhistorischer oder landeskundlicher Bedeutung  

sehr gering (1): Ausprägungen von Böden und Geotopen sehr geringer bis keiner wissenschaftlichen, natur-
geschichtlichen, kulturhistorischen oder landeskundlichen Bedeutung  

 

9 Quelle: Digitales Informationssystem des Landesamts für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (www.lgb-rlp.de) 
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2.2.3 Schutzgut Wasser 

2.2.3.1 Beschreibung Schutzgut Wasser 

Der Rhein (Gewässer I. Ordnung) verläuft etwa 270 m südlich des planungsrelevanten Areals. 

Der Großbach (Gewässer 3. Ordnung) fließt etwa 150 m östlich des Plangebiets. 

Überschwemmungsgebiete werden laut digitalem Informationsdienst der Wasserwirtschaftsver-

waltung Rheinland-Pfalz nicht tangiert, befinden sich aber laut der Kartendarstellung unmittelbar 

südlich des Plangebiets. 
 
Abbildung 35  Festgesetzte Überschwemmungsgebiete (blau schraffiert) sowie nachrichtliche 

Überschwemmungsgebiete (grün schraffiert)10, o.M. 

 

 

Laut der Karte „Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen“ des Beitrags „Hochwasservor-

sorge durch Flussgebietsentwicklung – Stadt Bendorf“ liegen Randbereiche des Plangebietes 

innerhalb eines „potenziell überflutungsgefährdeten Bereiches (Sturzflut nach Starkregen) mit 

einem Einzugsgebiet ≥ 50 ha und einer Flutung der Tiefenlinie 1,0 m. 

Aus der aktuellen „Sturzflutkarte Rheinland-Pfalz“11 ist abzuleiten, dass bei einem extremen 

Starkregenereignis das Gelände des ehemaligen Wasserwerkes nicht bis gering betroffen ist, 

die Freifläche in Richtung der Gebäude der Stadtwerke/des Bauhofes, dagegen deutlich. Zu-

dem ist das Gelände zwischen der Ringstraße und der B 42 bei einem extremen 

Starkregenereignis deutlich betroffen. 

 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes mit Rechtsverordnung, 

Mineralwassereinzugsgebiet oder Heilquellenschutzgebiet. 

 

10 www.wasserportal.rlp-umwelt.de 
11 www.wasserportal.rlp-umwelt.de 
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Im Bereich des ehemaligen Wasserwerks befinden sich drei inaktive Brunnen, welche derzeitig 

vom Trinkwassernetz getrennt sind. Zum Zeitpunkt der Erstellung des Flächennutzungsplans 

(2003) lag das Plangebiet zugunsten der Entnahme von Trinkwasser aus diesen Brunnen noch 

in einem Wasserschutzgebiet, im Bereich der Brunnen war eine Wasserschutzzone I ausgewie-

sen. Die Wasserrechte der Brunnen sind im Jahr 2000 ausgelaufen und wurden danach 

regelmäßig verlängert. Eine Überprüfung bzw. Neuabgrenzung des Wasserschutzgebietes 

führte allerdings, insbesondere aufgrund der umgebenden Nutzung dazu, dass das Wasser-

schutzgebiet nicht neu festgesetzt wurde. Seit Mitte 2017 erfolgt die Trinkwasserversorgung der 

Stadt Bendorf über die Stadtwerke Neuwied.  

Die Grundwasserneubildung im Plangebiet ist mit ca. 40 mm/a als gering einzuordnen. Die 

Grundwasserüberdeckung wird als ungünstig eingestuft. 

 

2.2.3.2 Bewertung Schutzgut Wasser  

Tabelle 7: Bewertungsrahmen des Schutzguts „Wasser“ und seiner Funktionen unter Berück-

sichtigung des „Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in 
Rheinland-Pfalz“: 

Schutzgut Funktion Bewertung 
Wasser Funktionen für den Naturhaushalt, die sich aus der Qua-

lität und Quantität der Oberflächengewässer 
einschließlich der natürlichen Selbstreinigungsfähigkeit 
der Fließgewässer ergeben 
 

- 

 Funktionen für den Naturhaushalt, die sich aus der Qua-
lität und Quantität des Grundwassers ergeben 
 

mittel 

 Hochwasserschutzfunktion und Funktionen im Nieder-
schlags-Abflusshaushalt (Retentionsfunktion) 
 

gering 

 

 

2.2.4 Schutzgut Klima/ Luft 

2.2.4.1 Beschreibung Schutzgut Klima/ Luft 

Bendorf liegt im Klimabezirk `Südwestdeutschland` und gehört zum Klimabereich `Mittelrheini-

sches Becken`. Die mittleren Niederschlagswerte betragen rund 650 mm/a. Die 

Jahresmitteltemperatur liegt bei circa 9,5° C.  

Das Neuwieder Becken mit seiner Randzone wird als „klimatischer Wirkraum“ eingestuft und 

gehört zu den Räumen und Siedlungsflächen, die thermisch stark belastet sind und eine 

schlechte Durchlüftung aufweisen. 

Bendorf befindet sich in einem Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktion gemäß Regiona-

lem Raumordnungsplan 2017. Als Vorbehaltsgebiete für besondere Klimafunktion sind im 

Raumordnungsplan die thermisch stark belasteten Räume sowie die klimatisch sensiblen Tal-

lagen festgelegt. In diesen Räumen bestehen besondere Anforderungen an den Klimaschutz. 

Die klimatischen Bedingungen dürfen sich hier nicht verschlechtern. 

Die kleinklimatischen Verhältnisse im Planungsgebiet sind differenziert zu betrachten: Die be-

reits weitgehend versiegelten bzw. überbauten Flächen weisen eine erhöhte Wärmeabstrahlung 

auf. Die gehölzbestandenen Freiflächen zeichnen sich dagegen durch gewisse klimameliorative 
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Gunstwirkungen (Frischluftbildung, Luftreinhaltung u.a.) aus, nehmen vermutlich jedoch nur lo-

kalen Einfluss auf die standörtlichen Klimaverhältnisse. 

Der Talraum des Rheins fungiert als Luftaustauschbahn.  

Emissionen/ Immissionen 

siehe Schutzgut „Mensch“ 

 

2.2.4.2 Bewertung Schutzgut Klima/ Luft 

 Tabelle 8: Bewertungsrahmen des Schutzguts „Klima“ und seiner Funktionen unter Berücksich-
tigung des „Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-
Pfalz“: 

Schutzgut 
 

Funktion Bewertung 

Klima klimatische und lufthygienische Ausgleichsfunktionen 
 

gering 

 Klimaschutzfunktionen durch Treibhausgassenken/ -spei-
cher 
 

sehr gering-mittel 

 

Erläuterung des Bewertungsrahmens „klimatische und lufthygienische Ausgleichsfunktionen“: 
hervorragend (6): mit Wirkung für den stark belasteten Siedlungsraum: besonders leistungsfähige Kalt- oder 
Frischluftentstehungsgebiete in Verbindung mit Kaltluftabfluss- oder Luftleitbahnen oder besonders leistungs-
fähige Freiräume und Freiflächen  
sehr hoch (5): mit Wirkung für den stark belasteten Siedlungsraum: leistungsfähige Kalt- oder Frischluftentste-
hungsgebiete in Verbindung mit Kaltluftabfluss- oder Luftleitbahnen oder leistungsfähige Freiräume und 
Freiflächen  
hoch (4): mit Wirkung für den mäßig belasteten Siedlungsraum: leistungsfähige Kalt- oder Frischluftentste-
hungsgebiete in Verbindung mit Kaltluftabfluss- oder Luftleitbahnen oder leistungsfähige Freiräume und 
Freiflächen  
mittel (3): mit Wirkung für den unbelastetem/gering belasteten Siedlungsraum: leistungsfähige Kalt- oder 
Frischluftentstehungsgebiete in Verbindung mit Kaltluftabfluss- oder Luftleitbahnen oder leistungsfähige Frei-
räume und Freiflächen jeweils  
gering (2): weniger leistungsfähige Kalt- oder Frischluftentstehungsgebiete in Verbindung mit Kaltluftabfluss 
oder Luftleitbahnen oder weniger leistungsfähige Freiräume und Freiflächen oder kein Bezug zu einem Sied-
lungsraum  
sehr gering (1): fehlende Kalt- oder Frischluftentstehungsgebiete oder fehlende Freiräume und Freiflächen 
Erläuterung des Bewertungsrahmens „Klimaschutzfunktionen durch Treibhausgassenken/ -speicher“: 
Die Klassifizierung der Klimaschutzfunktion erfolgt nach den Kohlenstoffvorräten in „Corg-Vorräte in t/ha“ bis 
max. 200 cm Bodentiefe. 
hervorragend (6): > 200 t/ha; Moore  
sehr hoch (5): > 150 – 200 t/ha; entwässerte/degradierte Moore, Auenböden, Kolluvisole, Gleye  
hoch (4): > 100-150 t/ha; Tschernoseme, Parabraunerden, Rigosole, Pseudogleye  
mittel (3): > 50 – 100 t/ha; Braunerden, Regosole  
gering (2): >0 - 50 t/ha; teilversiegelte Flächen, Ranker, Syroseme; Standorte mit geringen Senkenpotenzialen, 
z. B. extensive Ackerstandorte geringer Bodenzahlen 
sehr gering(1): 0 t/ha; versiegelte Flächen 
 
 

2.2.5 Schutzgut Landschafts-/Siedlungsbild 

2.2.5.1 Beschreibung Schutzgut Landschafts-/Siedlungsbild  

Nach den Darstellungen des „Landschaftsinformationssystems Rheinland-Pfalz“ befindet sich 

das Plangebiet innerhalb des Landschaftsraums „Neuwieder Rheintalweitung“. Der dicht besie-

delte Landschaftsraum in der fast ebenen Talweitung erfährt durch Bebauung und 

Verkehrsanlagen eine urbane Prägung. 
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Der größte Teil des Plangebiets ist gegenüber dem zentralen städtischen Siedlungsbereich/ 

Innenstadtbereich von Bendorf durch die Bundesstraße 42 räumlich getrennt und leitet über zu 

dem durch Gewerbe- und Industrieflächen sowie dem Hafen gekennzeichneten Stadtgebiet am 

Rhein. 

Es handelt es sich dabei um die Freiflächen des ehemaligen Wasserwerks. Das Areal ist durch 

Rasenflächen, welche partiell mit Bäumen bestanden sind, sowie Gehölzstreifen aus Laubbäu-

men und Sträuchern gekennzeichnet. Im westlichen Teil ist das Gelände mit historischen 

Gebäuden bebaut. 

Das Wasserwerke-Gelände ist abgezäunt und nicht für die Öffentlichkeit zugänglich. Es weist 

eine isolierte Lage zwischen Bundesstraße und Bahnstrecke auf und ist durch die randlichen 

Gehölzstrukturen fast vollständig visuell abgeschirmt. 

Das Areal ist im Stadtbild wenig präsent und vom Innenstadtbereich aus aufgrund der Barriere-

wirkung der B 42 schlecht erreichbar. 

Im Norden hat das Plangebiet Anteil an einem rund 2 ha großen Grünflächenkomplex aus ge-

hölzbestandenen, teils dickichtartigen Brachflächen, Gärten, kleinen Wiesen und einem 

Bolzplatz zwischen den Straßen ̀ Obere Rheinau` und ̀ Ringstraße`. Dieses Gelände stellt einen 

Puffer zwischen der Bundesstraße 42 und dem Innenstadtbereich dar. 

Im Übrigen umfasst das Plangebiet Teilbereiche der mehrgleisigen Bahnstrecke und einen Ab-

schnitt der vierstreifigen Bundesstraße 42, welche beide Zäsuren im Siedlungsgebiet darstellen. 

 

2.2.5.2 Bewertung Schutzgut Landschafts-/Siedlungsbild   

Tabelle 9: Bewertungsrahmen des Schutzguts „Landschaftsbild“ und seiner Funktionen unter 
Berücksichtigung des „Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in 
Rheinland-Pfalz“: 

Schutzgut Funktion Bewertung 

Landschafts-
bild 

Vielfalt von Landschaft als Ausdruck des natürlichen und kul-
turellen Erbes 

 

mittel 

 Funktionen im Bereich des Erlebens und Wahrnehmens von 
Landschaft einschließlich landschaftsgebundener Erholung 

 

gering 

  Erläuterung des Bewertungsrahmens „Vielfalt von Landschaft ...“: 
hervorragend (6): eine Landschaft von europaweiter Bedeutung aufgrund ihres Gesamtcharakters oder auf-

grund einer hervorragenden Ausprägung charakteristischer Merkmale der jeweiligen Landschaftskategorie, wie 

sie z. B. im Biosphärenreservat oder UNESCO-Weltkulturerbe zu erwarten sind.  

sehr hoch (5): eine Landschaft von sehr hoher Bedeutung aufgrund ihres Gesamtcharakters oder aufgrund 

einer sehr hohen Ausprägung charakteristischer Merkmale der jeweiligen Landschaftskategorie wie sie z. B. in 

Landschaftsschutzgebieten, Naturparken und historischen Kulturlandschaften der Regionalplanung zu erwarten 

sind.  

hoch (4): eine Landschaft von hoher Bedeutung aufgrund ihres Gesamtcharakters oder aufgrund einer hohen 

Ausprägung charakteristischer Merkmale der jeweiligen Landschaftskategorie  

mittel (3): eine Landschaft mit einer mittleren Ausprägung mehrerer wertbestimmender Merkmale der in Spalte 

3 genannten Landschaftskategorien  

gering (2): eine Landschaft mit wenigen wertbestimmenden Merkmalen der in Spalte 3 genannten Landschafts-

kategorien  

sehr gering (1): eine Landschaft mit sehr wenigen oder keinen wertbestimmenden Merkmalen der in Spalte 3 

genannten Landschaftskategorien  

   Erläuterung des Bewertungsrahmens „Funktionen im Bereich des Erlebens und Wahrnehmens...“: 
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hervorragend (6): Landschaftsbildeinheit mit herausragender Bedeutung für das Erleben und Wahrnehmen 

von Natur und Landschaft, z. B. Seen, Moore  

sehr hoch (5): Landschaftsbildeinheit mit sehr hoher Bedeutung für das Erleben und Wahrnehmen von Natur 

und Landschaft, z. B. großflächige, weitgehend ungestörte Waldgebiete mit charakteristischen Waldtypen und 

weiteren Elementen wie Felsen oder naturnahen Bachläufen; Räume in weiträumigen offenen, ackerbaulich 

geprägten Kulturlandschaften mit Grünlandauen und weiteren für den konkreten Raum typischen Landschafts-

elementen  

hoch (4): Landschaftsbildeinheit mit hoher Bedeutung für das Erleben und Wahrnehmen von Natur und Land-

schaft, z. B. Räume in semi-urbanen Landschaften mit Landschaftselementen, die deren Eigenart betonen und 

zur landschaftsgebundenen Erholung besonders geeignet sind; Gebiete in strukturreichen Mittelgebirgen mit 

typischem Wechsel von Ackerbau, Grünland und Wald einschließlich gliedernder Gehölze  

mittel (3): Landschaftsbildeinheit mit mittlerer Bedeutung für das Erleben und Wahrnehmen von Natur und 

Landschaft, z. B. monostrukturierte Wälder oder reliefarme Ackerlandschaften ohne Strukturierung durch Ge-

wässer oder Gehölze  

gering (2): Landschaftsbildeinheit mit geringer Bedeutung für das Erleben und Wahrnehmen von Natur und 

Landschaft, z. B. urbane/semi-urbane Landschaften mit geringem Freiraumanteil und mit geringer städtebauli-

cher Attraktivität  

 

 

2.2.6 Schutzgut Mensch und Gesundheit 

2.2.6.1 Beschreibung Schutzgut Mensch und Gesundheit 

Aufgrund der anthropozentrischen Betrachtungsweise im Rahmen der Analyse und Bewertung 

der sonstigen Schutzgüter wird für eine Betrachtung des Umweltzustands unter dem Punkt 

„Mensch und Gesundheit“ auf diese sonstigen Schutzgütern verwiesen. 

Nachfolgend wird auf Aspekte eingegangen, die vorrangig im Zusammenhang mit dem Schutz-

gut „Mensch und Gesundheit“ stehen. 

Emissionen/ Immissionen 

Bei dem Plangebiet um ein stark verkehrsgeräuschbelastetes Gebiet. Durch das Plangebiet 

verläuft die Bundesstraße 42. Die Bundesstraße ist an dieser Stelle mit einer Querschnittsbe-

lastung von 40.476 Kfz/24h und einem Schwerlastverkehrsanteil von 8 % kartiert (DTV 2015). 

Zudem ist das Gebiet von den Emissionen der Bahnlinie und der angrenzenden Gewerbebe-

triebe betroffen.  
Zur Berücksichtigung immissionsschutzrechtlicher Belange wurde eine schalltechnische Immis-

sionsprognose erstellt. 

Erholungsfun6ktion, Freizeitnutzung 

Das Gelände des ehemaligen Wasserwerks als größter Teil des Plangebiets ist abgezäunt und 

nicht für die Öffentlichkeit zugänglich. Zudem ist dieses Areal vom Innenstadtbereich aus auf-

grund der Barrierewirkung der Bundesstraße 42 schlecht erreichbar. Ansonsten umfasst der 

vorgesehene räumliche Geltungsbereich vorrangig Teilbereiche von Straßen und der Bahnstre-

cke. 

Somit weist das eigentliche Plangebiet überwiegend keine Bedeutung für die Freizeit-/ Erho-

lungsnutzung auf. Eine Ausnahme bildet der touristisch bedeutsame „Rhein-Radweg (EuroVelo 

15)“ (rechtsrheinische Strecke), welcher das Plangebiet in einem allerdings weniger attraktiven 

Abschnitt im Bereich der Straße „Unteren Rheinau“ quert. Vom Innenstadtbereich aus ist der 

„Rhein-Radweg“ aufgrund der Barrierewirkung der Bundesstraße 42 nur schwierig erreichbar. 
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Im nördlichen Teil des Plangebiets befindet sich zudem ein kleiner Bolzplatz (Rasen-Fußball-

feld).  

Radonbelastung 

Gemäß der Geologischen Radonkarte Rheinland-Pfalz beträgt das Radonpotenzial im Gebiet 

51,9; die Radonkonzentration in der Bodenluft liegt bei 61.400 Bq/m³. 

Gefährdung durch Starkregen und Überflutungen 

Gemäß der Karte „Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen“ des Beitrags „Hochwasser-

vorsorge durch Flussgebietsentwicklung – Stadt Bendorf“ liegen zumindest Teilflächen des 

Plangebiets innerhalb eines „potenziell überflutungsgefährdeten Bereiches (Sturzflut nach 

Starkregen)“. 

Auch aus der aktuellen „Sturzflutkarte Rheinland-Pfalz“12 ist abzuleiten, dass bei einem extre-

men Starkregenereignis zumindest Teile des Plangebiets betroffen sind. 

Land- und Forstwirtschaft 

Land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind nicht betroffen.  

 

2.2.6.2 Bewertung Schutzgut Mensch und Gesundheit  

Tabelle 10: Eignungs- und Bewertungskriterien Schutzgut Mensch 

Eignungs-/ Bewertungskriterien Ausprägung Schutzbedürftigkeit  

 Erholungsfunktion 
 

gering-mittel mittel 

 Ungestörtheit von Immissionen  
  

gering gering 

 Forst- und Landwirtschaft 
 

- - 

 

 

2.2.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine Bereiche des Denkmalschutzes oder Einzeldenk-

mäler. Fundstellen von Bodendenkmälern sind nach derzeitigem Sachstand innerhalb des 

Plangebietes nicht bekannt. 

Laut Auskunft der Generaldirektion Kulturelles Erbe befand sich allerdings „unmittelbar nord-

westlich des Plangebietes […] das römische Kastell von Bendorf mit anschließendem 

Kastelldorf, welches im Zuge der Bimsausbeute vollständig untersucht wurde. Auch im Bereich 

des Plangebietes ist bereits eine Ausbeute der anstehenden Bimsvorkommen durchgeführt wor-

den. Dadurch sind die potentiell befundenthaltenden Bodenhorizonte bereits umgelagert bzw. 

zerstört. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass sich tiefer reichende Befunde wie beispiels-

weise Brunnen oder Materialentnahmegruben bis unter die ehemalige Bimsschicht erstreckten 

und entsprechend noch nach Abtrag des Oberbodens im Planungsgebiet aufgedeckt werden. 

[…]“ 

 

 

12 www.wasserportal.rlp-umwelt.de 
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2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurch-

führung der Planung 

Grundsätzlich wird bei einer ausbleibenden Umnutzung des Plangebiets die bioökologische 

Funktion der Baumbestände und der sonstigen Gehölzstrukturen mit zunehmendem Reifegrad 

tendenziell ansteigen. 

Die Rasenflächen werden vermutlich weiterhin als solche entsprechend gepflegt. Diesbezüglich 

ist keine relevante Veränderung des Umweltzustands zu erwarten. 

 

2.4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 

der Planung 

Die Intensität der vorhabenbedingten Wirkungen bei den Schutzgütern „Pflanzen, Tiere, Le-

bensräume“, „Boden“, „Wasser“, „Klima, Luft“ und “Landschaftsbild“ wird gemäß dem 

„Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz“ durch die drei 

Wirkungsstufen gering, mittel und hoch ausgedrückt.  

Für die Bewertung der Wirkintensität bei Biotopen ist davon auszugehen, dass die Wirkstufe III 

(hoch) immer dann gegeben ist, wenn im Vergleich der Situation vor und nach dem Eingriff ein 

anderer Biotoptyp vorliegt (unmittelbare Wirkung). Dies stellt den Regelfall dar. 

 

2.4.1 Voraussichtliche Umweltauswirkungen 

Nachfolgend werden die voraussichtlichen Umweltauswirkungen bei Realisierung des Bebau-

ungsplans schutzgutbezogen erläutert. 

Eine Kumulierung mit Auswirkungen von etwaigen Vorhaben benachbarter Plangebiete ist nicht 

zu erwarten. 

 

Pflanzen, Tiere, Lebensräume 

Im Zuge der Verwirklichung des Bebauungsplans wird voraussichtlich der größte Teil der Vege-

tationsstrukturen innerhalb des Plangebiets beansprucht, d.h. überbaut, befestigt oder in nicht 

überbaubare Grundstücksflächen umgewandelt. 

Eingriffsrelevant sind bis zu: 

- ~ 9.000 m² Rasen 

- ~ 8.300 m² Gehölzstreifen aus überwiegend Laubgehölzen, davon ~ 1.080 m² Gehölzbe-

stand mit Baumbestand im höheren bis hohen Bestandsalter 

- ~ 6.700 m² Gebüsch aus Laubgehölzen 

- ~ 380 m² Gartenbrache mit einem großkronigen Laubbaum 

- ~ 150 m² ruderale Begleitsäume  

- ~ 180 m² Straßenrand 

- 8 Stück Einzelbäume, davon 3 Laubbäume im hohen Bestandsalter  

- 5 Stück Obstbäume, davon 1 großkroniger Obstbaum  

Zudem müssen Gebäude mit Grundflächen von insgesamt rund 730 m² abgebrochen werden. 

Mit dem Verlust dieser Strukturen gehen die entsprechenden Lebensraumfunktionen für Tiere 

verloren, außerdem können Individuen bei der Räumung des Baufelds getötet oder verletzt wer-

den. Nähere Angaben zu den Auswirkungen auf vorkommende Tierarten sind dem 

artenschutzrechtlichen Beitrag zu entnehmen. Zusammenfassend ist Folgendes zu nennen: 
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- Verluste an Fortpflanzungs- und Überwinterungsplätzen von Reptilien (Nachweis der streng 

geschützten Mauereidechse), ggf. auch von besonders geschützten Insektenarten, durch al-

lerdings nur kleinräumige Überbauung von Gleisschotterflächen und Verschattung 

benachbarter Saumbiotope an Böschungen 

- Verluste an Nahrungshabitaten für Singvogelarten, Fledermäuse und Bilche durch Gehölzro-

dungen und Überbauung von Grünflächen 

- Gefahr der Verletzung, Tötung und Störung von Reptilien (Mauereidechsen und eventuell 

auch weiterer Arten) beim Bau einer Fuß- und Radwegebrücke über die Bahngleise  

 

- Gefahr der Verletzung, Tötung und Störung von Fledermäusen und Gebäudenischenbewoh-

nern (Vögel und Kleinsäuger) bei Abbruch der Bestandsgebäude im Wasserwerksgelände, 

einer Gartenlaube nördlich der B 42 sowie bei Fällung von Bäumen mit Höhlungen usw. 

- Gefahr von Tötungen oder Verletzungen bei Vögeln durch Kollisionen an großen, spiegelnden 

Fensterfronten oder Gebäudefassaden 

- Vergrämungseffekte auf Brutvögel durch Bewegungsunruhe, Beleuchtungen und Lärment-

wicklungen  

 Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen hinsichtlich des Schutzguts „Biotope“: hoch 

 Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen hinsichtlich des Schutzguts „Pflanzen“: hoch 

 Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen hinsichtlich des Schutzguts Tiere“: hoch 

 

Boden 

Im Zuge der Verwirklichung des Projekts soll eine Bodenneuversiegelung möglichst minimiert 

werden.  

Dennoch sind Beeinträchtigungen des Bodenpotenzials durch die Baumaßnahmen auf vormals 

offenen Bodenflächen nicht vermeidbar, womit folgende Auswirkungen verbunden sind: 

 Verlust der ökologischen Bodenfunktionen durch Neuversiegelung bzw. Überbauung  

 Einschränkung/ Verlust wesentlicher Bodenfunktionen durch (wasserdurchlässige) Befesti-

gung von Flächen   

Der maximal zulässige Umfang der Flächenneuversiegelung/-befestigung beträgt unter Berück-

sichtigung der vorgesehenen Grundflächenzahlen (GRZ), der festgesetzten Verkehrsflächen 

sowie sonstiger Vorgaben zur zulässigen Flächenbefestigung insgesamt rund 20.000 m².  

 
 Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen hinsichtlich des Schutzguts „Boden“: hoch 

(auf bislang nicht befestigten Flächen) bzw. gering (bereits befestigte Flächen) 

 

Wasser 

Im Zusammenhang mit der zulässigen Neuversiegelung (siehe Punkt „Boden“) geht die Versi-

ckerungsfähigkeit des Bodens für Niederschlagswasser verloren. Der oberflächliche Abfluss 

erhöht sich entsprechend. 

Zur Eingriffsminimierung sind Anlagen zur Bewirtschaftung des Niederschlagswassers als Ne-

benanlagen zulässig. Sonstige geeignete Maßnahmen wie Dachbegrünung können die 

Rückhaltemaßnahmen ergänzen. 

Im Bereich des ehemaligen Wasserwerks befinden sich drei Brunnen, welche derzeitig vom 

Trinkwassernetz getrennt sind. Einer dieser Brunnen soll weiterhin als Nottrinkwasserbrunnen 
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dienen. Die beiden anderen Brunnen werden nicht mehr für eine Notwasserversorgung benötigt. 

Die baulichen Anlagen sollen aber erhalten und gesichert werden, um diese beispielweise für 

eine spätere Wasserstoffproduktion als Brauchwasserbrunnen nutzen zu können. Im Bebau-

ungsplan sollen die Brunnen als Bestand einfließen. 

 

 Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen hinsichtlich des Schutzguts „Wasser“: mittel 

 

Klima/ Luft 

Während der Bauphase sowie teilweise auch nutzungsbedingt werden Geräusch- und Schad-

stoffemissionen einschließlich Treibhausgasemissionen auftreten.  

Zudem müssen Gehölzbestände beseitigt werden, welche derzeitig gewisse klimameliorative 

Leistungen (Frischluftbildung, Luftreinhaltung u.a.) erbringen. 

In der Gesamtschau dient die Einrichtung des „Mobi-Hubs“ jedoch dem Klimaschutz durch För-

derung klimafreundlicher Mobilitätsformen (insbesondere Stärkung des Radverkehrs) und 

leistet einen Beitrag zur Mobilitätswende zugunsten ökologisch vorteilhafterer Verkehrsmittel 

des Umweltverbundes (Fuß- & Radverkehr, öffentlicher Verkehr).  

Laut der „Projektskizze. Förderaufruf für modellhafte regionale investive Projekte zum Klima-

schutz durch Stärkung des Radverkehrs im Rahmen der nationalen Klimaschutzoffensive“ ist 

mit folgenden Treibhausgaseinsparungen zu rechnen: 

Insgesamt lassen sich durch die Verlagerung auf den Radverkehr (und die Bahn) 

 8.852 + 1.809 + 270 + 135 = 11.066 Pkw-Kilometer pro Tag einsparen. 

Mit der Annahme, dass das Fahrrad an 160 Tage im Jahr genutzt wird, beträgt die Gesamt-

zahl der eingesparte Pkw-km:  

 11.066 km x 160 Tage = 1.770.560 Pkw-km pro Jahr.  

Zur Berechnung der Einsparung der Treibhausgasemissionen wird der Emissionsfaktor für 

Pkw von 208,5 g CO2 pro Pkw-km genutzt: 

 CO2-Einsparung pro Jahr: 1.770.560 Pkw-km/a x 208,5 g CO2/Pkw-km = 369,16 t CO2/a  

Die Baumaßnahmen des Projektes sollen im Laufe des Jahres 2027 abgeschlossen sein. Es 

wird damit gerechnet, dass der angenommene Umstieg vom motorisierten Indivídualverkehr auf 

das Fahrrad und den schienengebundenen Verkehr innerhalb von mindestens zwei weiteren 

Jahren nach Projektabschluss zum Großteil erfolgt ist. Die Treibhausgaseinsparungen werden 

daher voraussichtlich ab Mitte des Jahres 2029 in der kalkulierten Höhe wirksam (Quelle: Rhein-

Walk Bendorf – Projektskizze. Förderaufruf für modellhafte regionale investive Projekte zum 

Klimaschutz durch Stärkung des Radverkehrs im Rahmen der nationalen Klimaschutzoffensive 

(NKI). April 2022). 

Darüber hinaus im Bebauungsplan soll eine „Solarpflicht“ festgesetzt werden: Demnach sind 

bei der Errichtung von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen, die über Dächer verfügen, 

sowie deren baulichen Erweiterungen bauliche und technische Maßnahmen zur Nutzung von 

solarer Strahlungsenergie auf mindestens 80 % der Dachfläche vorzusehen.  

Eine Dachbegrünung soll zusätzlich umgesetzt werden, um die positiven Auswirkungen auf das 

Kleinklima zu unterstützen und einem etwaigen Aufheizungseffekt durch die Module entgegen-

zuwirken.  
 

 Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen hinsichtlich des Schutzguts „Klima/ Luft“: - 
(positive Auswirkungen) 
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Landschafts-/Siedlungsbild 

Durch die baubedingt erforderliche flächenhafte Beseitigung von Vegetationsstrukturen ein-
schließlich Gehölzbestand werden sich zunächst nachteilige Auswirkungen auf das 
unmittelbare örtliche Erscheinungsbild ergeben. 
Der vorrangig betroffene Bereich des ehemaligen Wasserwerks ist aufgrund seiner Lage zwi-
schen Bundesstraße und Bahnstrecke und der einfassenden Gehölzstrukturen im Stadtbild 
dabei bislang wenig präsent und vom Innenstadtbereich aus aufgrund der Barrierewirkung der 
B 42 schlecht erreichbar. 

Dagegen ist der ebenfalls von der Planung betroffene, unbebaute Nordteil des Plangebiets mit 

gehölzbestandenen, teils dickichtartigen Brachflächen und einem Bolzplatz zwischen den Stra-

ßen `Obere Rheinau` und `Ringstraße` im Siedlungsbild durchaus präsent und stellt derzeitig 

eine Pufferzone zwischen der Bundesstraße 42 und dem Innenstadtbereich dar. Diese Fläche 

muss voraussichtlich komplett geräumt werden, um Raum für die Neuentwicklung von Freizeit-

, Spiel- und Sportmöglichkeiten und „RheinWalk“ zu schaffen. 

In der Gesamtschau kann jedoch - bei Berücksichtigung einer funktionsgerechten grünplaneri-

schen und architektonischen Gestaltung - das Siedlungsbild im Rahmen der 

Konzeptverwirklichung aufgewertet werden. Insbesondere der „RheinWalk“ kann durch die 

Kombination aus Design, Bepflanzung und innovativen Baustoffen für einen großen Wiederer-

kennungswert sorgen. 

 

 Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen hinsichtlich des Schutzguts „Landschafts-/ 
Siedlungsbild“:  mittel 

 

Mensch und Gesundheit 

Erholungsfunktion, Wohnumfeldqualität 

In der Gesamtschau werden die vorgesehen Maßnahmen die Wohnumfeld-Qualität durch 

Schaffung eines Bahn-Haltepunkts mit attraktiver sicherer Anbindung zur Innenstadt (barriere-

freie Fußgänger- und Fahrradbrücke), eines Bushaltepunkts und insgesamt durch Förderung 

alternativer Mobilitätsformen sowie durch Neuentwicklung von Freizeit-, Spiel- und Sportmög-

lichkeiten aufwerten. 

Auch weitere Dienstleistungen (z.B. Gastronomie), die der Attraktivierung des Standortes die-

nen, erhalten die Möglichkeit zur Ansiedlung. 

Durch den „RheinWalk“ wird zukünftig eine direkte und gefahrlose Anbindung von der Innen-

stadt zum neuen MobiHUB und auch zu den Hafenanlagen und zum „Rheinradweg“ möglich 

sein. Der „RheinWalk“ kann somit sowohl als innerstädtische Verbindung für den Fahrradall-

tagsverkehr als auch dem touristischen Verkehr dienen. 

Emissionen/ Immissionen 

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur Mobilitätswende zugunsten ökologisch vorteilhafterer 

Verkehrsmittel des Umweltverbundes (Fuß- & Radverkehr, öffentlicher Verkehr) und kann somit 

beitragen, Emissionen durch den motorisierten Individualverkehr zu reduzieren (siehe auch 

„Klima/Luft“). 

Zur Berücksichtigung immissionsschutzrechtlicher Belange wurde eine schalltechnische Immis-

sionsprognose erstellt.  

Aufgrund der geplanten Nutzung als Gewerbegebiet ohne die Zulässigkeit von betriebsbezoge-

nem Wohnen sowie der hohen Verkehrsgeräuschimmissionen im Plangebiet und der 
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beiderseitigen Einwirkung der Verkehrsgeräuschimmissionen, sind aktive Maßnahmen in Form 

von Lärmschutzwänden usw. nicht zielführend.  

Aus diesem Grunde wurden passive Schallschutzmaßnahmen in Form von Lärmpegelberei-

chen innerhalb des Plangebietes ausgearbeitet. 

Radonbelastung 

Gemäß der Geologischen Radonkarte Rheinland-Pfalz13 beträgt das Radonpotenzial im Gebiet 

51,9; die Radonkonzentration in der Bodenluft liegt bei 61.400 Bq/m³. 

Das Bundesamt für Strahlenschutz empfiehlt, ab einer Radonkonzentration in der Bodenluft von 

mehr als 100 000 Bq/m³ oder einem Radonpotenzial über 44 besondere Maßnahmen beim 

Neubau eines Wohnhauses zu erwägen. Dies können beispielsweise eine geologische Unter-

suchung des Baugrunds oder zusätzliche abdichtende Maßnahmen des Bauwerks sein. 

Da das Radonpotenzial im Gebiet über 44 liegt, ist grundsätzlich von einer erhöhten Gefährdung 

auszugehen. Allerdings sind im Plangebiet keine Wohnnutzungen vorgesehen. 

6Gefährdung durch Starkregen und Überflutungen 

Gemäß der Karte „Gefährdungsanalyse Sturzflut nach Starkregen“ des Beitrags „Hochwasser-

vorsorge durch Flussgebietsentwicklung – Stadt Bendorf“ liegen Teilflächen des Plangebiets 

innerhalb eines „potenziell überflutungsgefährdeten Bereiches (Sturzflut nach Starkregen). 

Auch aus der aktuellen „Sturzflutkarte Rheinland-Pfalz“14 ist abzuleiten, dass bei einem extre-

men Starkregenereignis zumindest Teile des Plangebiets betroffen sind. Diesbezüglich besteht 

grundsätzlich ein erhöhtes Gefährdungspotenzial. 

Die Gefährdung kann gemindert werden, indem die Errichtung von Neubauten in einer an mög-

lichen Überflutung angepassten Bauweise erfolgt, Abflussrinnen von Bebauung freigehalten 

und geeignete Maßnahmen (wie z.B. Notwasserwege) ergriffen werden, so dass ein möglichst 

schadloser Abfluss des Wassers durch die Bebauung gewährleistet wird. 

Land- und Forstwirtschaft 

Land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind nicht betroffen.  

Sonstiges 

Die geplante Anbindung zur Innenstadt (barrierefreie Fußgänger- und Fahrradbrücke) wertet 

die Verkehrssicherheit auf, da Konflikte zwischen dem nicht-motorisierten Verkehr und dem mo-

torisierten Verkehr vermieden werden und eine direkte und sichere Querung der Bundesstraße 

42 ermöglicht wird. 

 

Kultur- und Sachgüter 

Im direkten Umfeld des Plangebiets sind archäologische Fundstellen (römisches Kastell mit an-

schließendem Kastelldorf) bekannt. 

Laut Einschätzung der Generaldirektion Kulturelles Erbe ist nicht auszuschließen, dass bei Erd-

arbeiten im Planungsgebiet tiefer reichende Befunde wie beispielsweise Brunnen oder 

Materialentnahmegruben nach Abtrag des Oberbodens aufgedeckt werden. 

Die zeitliche Planung des Projektes, insbesondere der Baubeginn, ist deshalb mit der Direktion 

Landesarchäologie, Außenstelle Koblenz abzustimmen. Der Generaldirektion kulturelles Erbe, 

 

13 Quelle: https://gda-wasser.rlp-umwelt.de/GDAWasser/client/gisclient/index.html?&applicationId=86183 
14  www.wasserportal.rlp-umwelt.de 
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Direktion Landesarchäologie ist die Möglichkeit einer bauvorbereitenden Untersuchung einzu-

räumen. Dadurch können Beeinträchtigungen vermieden werden. 

 

2.4.2 Auswirkungen auf die Fläche 

Der Bebauungsplan betrifft eine Fläche von insgesamt 37.509 m². Es handelt sich dabei vor-

rangig um ein derzeitig ungenutztes Areal. Somit entspricht die Planung dem Grundsatz eines 

sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden durch die Wiedernutzbarmachung 

von Flächen. 

 

2.4.3 Auswirkungen hinsichtlich der Anfälligkeit für schwere Unfälle/ Katastrophen  

Der nächste Störfallbetrieb gemäß 12. BImSchV befindet sich gemäß dem „Verzeichnis der Be-

triebsbereiche“ in etwa 250 m Entfernung. Dabei handelt es sich um einen Großhandel mit 

Mineralölerzeugnissen mit Pflichten der oberen Klasse.  

Aufgrund der relativ geringen Entfernung besteht diesbezüglich eine erhöhte Anfälligkeit für 

schwere Unfälle. 

Gemäß dem digitalen Informationsdienst des Landesamts für Geologie und Bergbau Rheinland-

Pfalz liegt das Plangebiet innerhalb der Erdbebenzone 1. 

Bei Teilbereichen des Plangebiets handelt es sich um überflutungsgefährdete Bereiche bei ext-

remen Starkregenereignissen. Diesbezüglich besteht eine erhöhte Anfälligkeit gegenüber 

Naturkatastrophen. 

 

2.4.4 Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange nach § 44 Abs. 1 i.V.m. 

Abs. 5 BNatSchG 

Artenschutzrechtliche Aspekte werden vertiefend im Rahmen eines „Fachbeitrag Artenschutz: 

Prüfung insbesondere zu Vögeln, Reptilien und zur Quartiereignung für Bilche und Fledermäuse 

sowie zu ausgewählten Insektengruppen (Altholzkäfer, Ödlandschrecken, Tagfalter) für den Be-

bauungsplan „MobiHUB – Untere Rheinau“ der Stadt Bendorf“15...“ betrachtet. 

Dieser Beitrag kommt zu dem Ergebnis, dass der Verwirklichung des Bebauungsplans keine 

artenschutzrechtlichen Belange entgegenstehen, sofern folgende Vermeidungsmaßnahmen 

bzw. vorgezogene Ausgleichsmaßnahme Beachtung finden: 

 vorgezogene Realisierung einer Ausgleichmaßnahme (CEF-Maßnahme) für Mauereidech-

sen, Entwicklung eines insgesamt mind. 600 m² großen Ersatzhabitats mit Steinschüttungen, 

Sandlinsen und weiteren Habitatelementen (Dieses muss bereits vor der Räumung von Flä-

chen mit Lebensraumpotenzial für Eidechsen fertiggestellt werden.) 

 zeitliche Beschränkung der Beräumung von Flächen mit Habitatpotenzial für Eidechsen auf 

die Monate September/ Oktober oder 15. März bis 15. April und fachkundige Begleitung bei 

der Beräumung/Überbauung lückenreicher Schotterbereiche (für eine Rettungsumsiedlung 

mit vorheriger Baustellen-Einzäunung) 

 zeitliche Befristung von Gehölzbeseitigungen und Gehölzrückschnitt (ausschließlich im Zeit-

raum vom 01. Oktober eines Jahres bis zum 28. Februar des Folgejahres) 

 

15 Bearbeitung: Beratungsgesellschaft Natur dbR, Dipl.-Biol. Malte Fuhrmann. Stand: Februar 2024 
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 Prüfung der Bestandsgebäude und Höhlenbäume unmittelbar vor Abbruch bzw. Fällung auf 

Besatz durch gesetzlich geschützte Tiere durch eine ökologische Umweltbaubegleitung 

(ÖBB) 

 Bereitstellung von Ersatzangeboten für Vogelnist- und Fledermausversteckplätze durch Auf-

hängung von Holzbetonkästen (8x Höhlenbrüterkästen, 8x Nischenbrüterkästen, 8x 

Fledermauskästen) 

 Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten durch Verwendung 

transluzenter Materialien oder flächiges Aufbringen von Markierungen (Punktraster, Streifen) 

an allen spiegelnden Gebäudeteilen (z. B. große Fenster und spiegelnde Fassadenfronten) 

mit der Vorgabe einer Begrenzung der Spiegelwirkung auf max. 15 % Außenreflexionsgrad 

 Reduktion von anlagenbedingter Nutzungseinbußen von Gebüschen und Bäumen durch 

Ausgleichspflanzungen innerhalb der Plangebietsfläche 

Neben diesen zwingenden Maßnahmen zur Abwendung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-

stände besteht nach gutachterlicher Auffassung ein Bedarf an weiteren Ausgleichsmaßnahmen 

für besonders geschützte Arten, vorliegend für Bilche und Hirschkäfer. Hierzu gehören das An-

bringen von Ersatzkästen für Bilche und das Anlegen einer so genannten „Hirschkäferwiege“. 

Zudem werden weitere fördernde Maßnahmen für besonders geschützte Arten empfohlen. 

Die aufgeführten Maßnahmen werden in den Vorgaben des Bebauungsplans berücksichtigt. 

 

2.4.5 Verträglichkeit mit umliegenden Natura 2000-Gebieten 

Natura 2000-Gebiete werden von der Planung nicht tangiert. 

Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet ist das FFH-Gebiet „Mittelrhein“ (DE-5510-301), wel-

ches etwa 450 m entfernt ist. Es überlagert sich dort mit dem Naturschutzgebiet „Graswerth“ 

und umfasst zudem einen Abschnitt des Rheins. 

Schutzwürdig sind Habitate für Wanderfische und Laichplätze autochthoner Fischarten sowie 

Ufer- und Auenlebensräume. Bei den kennzeichnenden Arten des FFH-Gebiets „Mittelrhein“ 

handelt es sich ausschließlich um Fische bzw. um eine Muschelart. 

Von räumlich-funktionalen Wechselbeziehungen zwischen dem Plangebiet und dem Schutzge-

biet ist nicht auszugehen. Erhebliche Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets „Mittelrhein“ durch 

die Verwirklichung der vorliegenden Bauleitplanung werden ausgeschlossen. 

Das FFH-Gebiet „Brexbach- und Saynbachtal“ (DE-5511-302) liegt etwa 590 m westlich des 

vorgesehenen Geltungsbereichs. Das Schutzgebiet ist linear im Bereich des Saynbachs aus-

wiesen. Charakteristisch für das Schutzgebiet sind naturnahe Bachtäler mit Felsen und 

Hangwäldern sowie umgebende Buchenwälder und Mähwiesen. Schutzwürdig sind insbeson-

dere Felsen und naturnahe Hangwälder, naturnahe Fließgewässerlebensräume mit weitgehend 

natürlicher Dynamik und Fischhabitaten für Lachs und Groppe, Fledermaushabitate in Hang- 

und Buchenwäldern. 

Innerhalb des Plangebiets treten keine FFH-Lebensraumtypen auf, eine Zerstörung oder Be-

einträchtigung ist auszuschließen. 

Durch die zu erwartenden Baumaßnahmen werden auch keine Vegetationsstrukturen tangiert, 

welche für gebietsrelevante Tierarten als Lebensraum essentiell bedeutsam sind. 

Aufgrund der Distanz zwischen Planungsgebiet und FFH-Gebiet ist auch nicht zu befürchten, 

dass sich durch baubedingte Störungen oder Störungen relevante Beeinträchtigungen etwaiger 

lokaler Populationen von kennzeichnenden Tierarten im FFH-Gebiet ergeben könnten. 
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Erhebliche Beeinträchtigungen des FFH-Gebiets „Brexbach- und Saynbachtal“ durch die Rea-

lisierung des vorliegenden Bebauungsplans werden somit ebenfalls ausgeschlossen. 

 

2.5 Wirkungsgefüge und Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 

Schutzgütern 

Wechselwirkungen beschreiben die vielfältigen Beziehungen zwischen Mensch, Tier, Pflanzen, 

Boden, Wasser, Klima, Luft und Landschaft, Kultur- und Sachgüter. 

Die Umwelt versteht sich darin als System im Sinne eines Wirkungsgefüges:  

„Wechselwirkungen im Sinne § 2 UVPG sind die in der Umwelt ablaufenden Prozesse. Die Ge-

samtheit der Prozesse - das Prozessgefüge- ist Ursache des Zustands der Umwelt wie auch 

ihrer weiteren Entwicklung. Die Prozesse unterliegen einer Regulation durch innere Steuerungs-

mechanismen (Rückkopplungen) und äußere Einflussfaktoren.“ 

Danach sind im Rahmen der Umweltprüfung auch diejenigen Umweltveränderungen zu be-

trachten, die mittelbare und indirekte Auswirkungen auch auf Komponenten der Umwelt 

auslösen, soweit sie aufgrund zu erwartender Projektauswirkungen von erheblicher oder ent-

scheidungsrelevanter Bedeutung sein können. 

Aufgrund der Komplexität ökosystemarer Wirkungszusammenhänge können in einer Umwelt-

prüfung nur mögliche entscheidungsrelevante Wechselbeziehungen aufgezeigt werden. Eine 

Bewertung ist nach bisherigem Kenntnisstand (es fehlen handhabbare Bewertungsmaßstäbe) 

nicht möglich (vgl. dazu “Arbeitsanleitung Wechselwirkungen in der UVP“). 

Die nachfolgende Wirkungsmatrix macht die voraussichtlichen relevanten Wechselwirkungen 

innerhalb der verschiedenen Schutzgüter erkennbar. Nicht dargestellt sind die jeweils wirksa-

men Prozesse. 
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Tabelle 11: Wirkungsmatrix: Darstellung von voraussichtlichen Wechselbeziehungen zwischen den Schutz-
gütern 
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Wirkungszusammenhang besteht:  

<    = Wirkungsintensität gering >    = Wirkungsintensität hoch 

    = Wirkungsintensität mittel <<  = Wirkungsintensität sehr gering 

>>  = Wirkungsintensität sehr hoch -     = kein Wirkungszusammenhang 
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2.6 Gebietsspezifische Zielsetzungen und Hinweise - Maßnahmen, mit de-

nen festgestellte erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

vermieden, verhindert, verringert oder soweit möglich ausgeglichen 

werden sollen 

Der größte Teil des Plangebiets wird von einem durch Rasenflächen, Gehölzstrukturen, Ge-

bäude und Hofflächen gekennzeichneten Gelände eingenommen. Es handelt sich um das Areal 

des ehemaligen Wasserwerks, welches fast vollständig von Gehölzstrukturen eingefasst ist. Im 

nördlichen Teil werden zudem gehölzbestandene Brachflächen tangiert. 

Insbesondere die Gehölzbestände, in denen sich vereinzelt auch Bäume mit tierökologisch re-

levanten Kleinstrukturen (Ausfaulungen, kleine Baumhöhlen usw.) sowie eine dickstämmige 

Eiche mit Habitatpotenzial für Altholzkäferlarven befinden, sind aufgrund ihrer multifunktionalen 

Gunstwirkungen grundsätzlich erhaltenswert. 

Aufgrund der Charakteristik des Vorhabens und des entsprechenden Flächenbedarfs ist eine 

flächenhafte Festsetzung von zu erhaltenden Vegetationsbeständen innerhalb des Plangebiets 

aber nur auf Teilflächen umsetzbar: Durch entsprechende Festsetzung gesichert werden kann 

ein Teil der vorhandenen Gehölzstrukturen südlich der Straße „Untere Rheinau“. Außerdem 

können die straßenbegleitenden, baumbestandenen Grünstreifen entlang der B 42 entspre-

chend ausgewiesen und gesichert werden. 

Grundsätzlich sollten in den neu entstehenden Freiflächen des im Bebauungsplan ausgewiese-

nen Baugebiets standortgerechte Vegetationsstrukturen neu entwickelt werden. In diesem 

Zusammenhang soll vorgesehen werden: 

- die Festsetzung eines Gestaltungsrahmens für die nicht überbauten bzw. nicht befestigten 

Grundstücksflächen und ein Gebot zur Anpflanzung standortgerechter Laubgehölze im zu-

künftigen Gewerbegebiet, 

- die Durchgrünung von Stellplatzanlagen durch Anpflanzung von Laubbaum-Hochstämmen, 

- die Begrünung von Flachdächern und flach geneigten Dächern, 

- die standortgerechte Begrünung von Anlagen zur Bewirtschaftung des Niederschlagswas-

sers 

Im Nordteil des Plangebiets ist zudem die Anlage einer parkähnlichen, großteils baumbestan-

denen öffentlichen Grünfläche vorgesehen. Die sonstigen geplanten öffentlichen Grünflächen 

(Spielplatz) bzw. Flächen für Sport- und Spielanlagen sind zumindest auf Teilflächen durch An-

pflanzung standortgerechter Laubgehölze zu begrünen. 

Diese Vorgaben dienen, neben der Neuschaffung von Habitatangeboten insbesondere für von 

den Gehölzverlusten betroffene Singvogelarten und für jagende Fledermäuse (artenschutz-

rechtlich relevante Maßnahme), auch dem Kleinklima, der Aufwertung des Siedlungsbilds, der 

gestalterischen Einbindung und der Bereitstellung von attraktiven Freiräumen im Stadtgebiet. 

 

Zur Abwendung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind unter Berücksichtigung der Er-

gebnisse des Fachbeitrags Artenschutz zwingend Vermeidungsmaßnahmen bzw. eine 

vorgezogene Ausgleichsmaßnahme umzusetzen, siehe Kap. 2.4.4. Dazu zählen die vorgezo-

gene Realisierung einer Ausgleichmaßnahme (CEF-Maßnahme) für Mauereidechsen, zeitliche 

Beschränkungen bei der Beräumung von Flächen mit Habitatpotenzial für Eidechsen sowie bei 

Gehölzbeseitigungen und Gehölzrückschnitt, Besatzkontrollen bei Bestandsgebäuden und 

Höhlenbäumen, das Anbringen von Ersatzkästen, Ausgleichspflanzungen sowie Vorgaben zur 

Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten.  
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Neben diesen zwingenden Maßnahmen zur Abwendung artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-

stände besteht nach gutachterlicher Auffassung ein Bedarf an weiteren Ausgleichsmaßnahmen 

für besonders geschützte Arten, vorliegend für Bilche und Hirschkäfer. Hierzu gehören das An-

bringen von Ersatzkästen für Bilche und das Anlegen einer so genannten „Hirschkäferwiege“.  

Die Konzentration des von versiegelten Flächen anfallenden Niederschlagswassers ist zu mini-

mieren. Im Gebiet sind deshalb Rückhaltungen für das Niederschlagswasser anzulegen bzw. 

das Niederschlagswasser ist möglichst über die belebte Bodenzone zu versickern. Geeignet 

sind beispielsweise dezentrale Anlagen wie flache Grasmulden oder profilierte Gräben, welche 

in die örtlichen Gegebenheiten eingebunden sind. Anlagen zur Bewirtschaftung des Nieder-

schlagswassers sollen als Nebenanlagen zulässig sein. Alternativ kann das Rückhaltevolumen 

auch durch die Errichtung eines zentralen Regenrückhalteraumes geschaffen werden. Sonstige 

geeignete Maßnahmen wie Dachbegrünung können die Rückhaltemaßnahmen ergänzen. 

Da für zumindest Teilflächen des Gebiets eine potenzielle Gefahr einer Abflusskonzentration wäh-

rend eines Starkregenereignisses besteht, sollte die Errichtung von Neubauten in einer an 

möglichen Überflutung angepassten Bauweise erfolgen, Abflussrinnen von Bebauung freigehal-

ten und geeignete Maßnahmen (wie z.B. Notwasserwege) ergriffen werden, so dass ein 

möglichst schadloser Abfluss des Wassers durch die Bebauung gewährleistet wird. 

Die Festsetzung einer „Solarpflicht“ (Festlegung von baulichen und technischen Maßnahmen 

zur Nutzung von solarer Strahlungsenergie bei der Errichtung von Gebäuden und sonstigen 

baulichen Anlagen, die über Dächer verfügen) trägt zur Erfüllung der Klimaschutzziele bei. 

Eine Dachbegrünung soll zusätzlich umgesetzt werden, um die positiven Auswirkungen auf das 

Kleinklima zu unterstützen und einem etwaigen Aufheizungseffekt durch die Module entgegen-

zuwirken.  

Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Plangebiets 

Die zu erwartenden nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt-Schutzgüter können nicht inner-

halb des vorgesehenen Geltungsbereichs des Bebauungsplans kompensiert werden. 

Für die Schutzgüter „Boden“, „Biotope“, „Tiere“ und „Pflanzen“ besteht zudem ein schutzgutbe-

zogener Kompensationsbedarf. Diese Kompensation kann grundsätzlich im Sinne einer 

Multifunktionalität mit dem Kompensationsbedarf aus der integrierten Biotopbewertung kombi-

niert werden. 

Somit sind funktionsgerechte Kompensationsmaßnahmen auf einer externen Fläche umzuset-

zen und zuzuordnen.  

Der Stadt Bendorf stehen aber keine geeigneten Flächen zur Verfügung. 

Deshalb soll eine 15.555 m² große Teilfläche aus dem von der zuständigen Naturschutzbehörde 

anerkannten Ökokonto ̀ Kieselberg` der Stiftung für Natur und Umwelt im Landkreis Mayen-

Koblenz zugeordnet werden. 

Am ̀ Kieselberg` bei Rhens besteht ein Biotopkomplex mit Acker, Streuobstwiese, Grünland und 

einer Kiesgrube. Es soll dort ein abwechslungsreiches Biotopmosaik als wertvoller Lebensraum 

für Vögel, Amphibien, Reptilien, Schmetterlinge, Wildbienen und zahlreiche weitere Insektenar-

ten entwickelt werden.  

Auf der Teilfläche, welche den Eingriffen aus vorliegendem Bebauungsplan zugeordnet werden 

soll, werden folgende landschaftspflegerische Maßnahmen wiederkehrend  durchgeführt: Um-

wandlung der Ackerfläche in artenreiches Grünland (Zielbewertung A) mit einzelnen 

Gehölzstrukturen u.a. durch die Einsaat mit geeignetem regionalem Saatgut, durch den Verzicht 

auf jegliche Düngung und durch den Verzicht auf Einsatz von Pflanzenschutzmittel sowie durch 

die Anpflanzung von Obstbaumgruppen und Hecken sowie Einzelgehölzen. 
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Als schutzgutbezogene Kompensationsmaßnahmen für den Boden sind die Extensivierungs- 

und Bepflanzungsmaßnahmen innerhalb der Ökokontofläche funktional gut geeignet. 

Durch die Umwandlung von Acker in artenreiches Grünland sowie die Anpflanzung von Obst-

baumgruppen, Hecken und Einzelgehölzen kann eine schutzgutbezogene Kompensation für die 

Schutzgüter „Biotope“ und „Pflanzen“ erbracht werden. 

Als schutzgutbezogene Kompensation für das Schutzgut „Tiere“ sind die aus artenschutzrecht-

licher Sicht vorgesehenen Maßnahmen innerhalb des Plangebiets funktional gut geeignet. 

Zur rechtlichen Sicherung ist eine vertragliche Vereinbarung zwischen der Stiftung Natur und 

Umwelt und der Stadt Bendorf geschlossen worden, aus welcher hervorgeht, dass die Stiftung 

die entsprechenden Flächen bereitstellt (§ 1a Abs. 3. Satz 4 BauGB). 

 

2.7 Empfehlungen für die grünordnerischen Festsetzungen, Maßnahmen 

zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkun-

gen sowie die Begründung (städtebaulicher Teil) 

Nachfolgend werden Empfehlungen für die Formulierung der grünordnerisch bzw. landschafts-

planerisch relevanten Maßnahmen aufgeführt, die zur Vermeidung, Minderung und zum 

Ausgleich von Beeinträchtigungen beitragen. 

Dargestellt werden sowohl Maßnahmen, die als Festsetzungen in den Bebauungsplan über-

nommen werden sowie solche, die als Hinweise aufgenommen werden sollen.  

 

Empfehlungen für die grünordnerisch bzw. landschaftsplanerisch relevanten Festset-

zungen: 

 Allgemeine Festsetzungen über Standort und Sortierung der Pflanzungen 

Für alle zu pflanzenden Bäume und Sträucher werden folgende Mindestsortierungen vorge-

schrieben: 

- Bäume I. Ordnung, Hochstamm   3 x v., m.B. 16 - 18 cm StU 
- Bäume II. Ordnung, Hochstamm   3 x v., m.B. 14 - 16 cm StU 
- Heister:       v. Hei., mit Ballen, 150-200 cm Höhe 
- Sträucher:      v. Str., 4 Triebe, 60-100 cm Höhe 

StU   =  Stammumfang 
3 x v    =  dreimal verpflanzt 
m.B.     =  mit Ballen 
v. Hei.   = verpflanzte Heister 
v. Str.    = verpflanzte Sträucher 

Bei Baumpflanzungen muss die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchlässigen 

Belag versehene Fläche pro Baum mindestens 6 m² betragen. Es muss jeweils ein durchwur-

zelbarer Raum mit einer Grundfläche von mindestens 16 m² und einer Tiefe von mindestens 0,8 

m zu Verfügung stehen. 

Ausgefallene Gehölze sind in der nächsten Pflanzperiode zu ersetzen 

 

 Anteilsbepflanzung auf den privaten Grundstücken  

Die nicht überbauten bzw. befestigten Grundstücksflächen (die zur Einhaltung der GRZ erfor-

derlich sind) sind als Grünflächen anzulegen bzw. zu erhalten und zu mindestens 60 % mit 

standortgerechten Laubgehölzen gemäß der anliegenden Pflanzenliste zu überstellen.  
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Die Maßnahme ist spätestens in der Pflanzperiode, die auf die anteilige Bezugsfertigkeit des 

jeweiligen Betriebsgeländes folgt, umzusetzen.  

Die vorgesehene Nutzung der Freiflächen und der Bepflanzung ist in einem Freiflächengestal-

tungs- und Bepflanzungsplan darzustellen und dem jeweiligen Bauantrag beizufügen.  

 

 Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage und Bolzplatz“ 

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage und Bolzplatz“ ist als struk-

turreiche, zu mindestens 30 % baumbestandene Grünanlage, in welcher die Anlage eines 

Bolzplatzes bzw. Fußball-Minispielfelds zulässig ist, anzulegen und zu pflegen.  

Zulässig sind Einrichtungen, welche der Nutzung als Bolzplatz dienen sowie die Ausstattung 

der öffentlichen Grünfläche mit zweckgebundenen Elementen wie Fußwegen, Sitzgelegenhei-

ten, Sitzplätzen, Bewegungstrainern usw. Bauliche Anlagen zum Immissionsschutz sind 

zulässig.  

Flächenbefestigungen, auch wasserdurchlässige, dürfen insgesamt einen Flächenanteil von 

1.300 m2 nicht überschreiten. 

Die unbefestigten Freiflächen sind durch Anpflanzung von Laubbäumen und Sträuchern sowie 

Anlage von Wiesen- bzw. Rasenflächen und Staudenbeeten dauerhaft zu begrünen. Dabei sind 

mindestens 12 Laubbäume und 120 Sträucher gemäß der beigefügten Pflanzenliste anzupflan-

zen.  

An einem sonnenexponierten Standort innerhalb der Grünfläche ist eine „Hirschkäferwiege“ ge-

mäß den „Hinweisen zum Artenschutz“ (siehe Hinweis 4.5) anzulegen. 

Hinweis: 

Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der Freizeitlärmrichtlinie oder der TA-Lärm gegenüber 

der angrenzenden Bebauung ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. 

 

  Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ 

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ ist die Anlage ei-

nes inklusiven Spielareals für Kinder bis zu einem Alter von 12 Jahren zulässig. 

Zulässig sind Einrichtungen, welche der Nutzung als Spielbereich dienen, entsprechende Ge-

ländemodellierungen sowie Fußwege, Sitzgelegenheiten, Sitzplätze usw. 

Flächenbefestigungen, auch wasserdurchlässige, dürfen insgesamt einen Flächenanteil von 50 

% nicht überschreiten. 

Die verbleibenden Freiflächen sind dauerhaft zu begrünen, wobei mindestens 6 ungiftige hoch-

stämmige Bäume gemäß beigefügter Pflanzenliste anzupflanzen sind und auf mindestens 70 

% der Randlinien der Grünfläche eine Eingrünung mit ungiftigen Laubgehölzen gewährleistet 

sein muss. 

 

 Öffentliche Grünfläche „A“ mit Erhalt von Bäumen und Sträuchern  

Die Vegetation innerhalb der im Plan entsprechend gekennzeichneten Flächen ist zu erhalten. 

Vom Erhaltungsgebot kann ausschließlich im Einzelfall abgewichen werden, wenn dies aus 

Gründen der Verkehrssicherung erforderlich ist. Sollte eine Entnahme erforderlich werden, ist 

pro entnommenen Einzelbaum eine Neupflanzung von mindestens 2 hochstämmigen standort-

gerechten Laubbäumen gemäß der Pflanzenliste an einem geeigneten Standort im Plangebiet 

vorzunehmen. 
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Innerhalb der Fläche „A1“ ist die Errichtung von Zufahrten zu einem Parkhaus an maximal 3 

Stellen mit jeweils bis zu 6,0 m zulässig.  

Innerhalb der Flächen „A2“ ist die Errichtung von Zufahrten an jeweils 1 Stelle mit jeweils bis zu 

6,0 m oder an jeweils 2 Stellen mit jeweils bis zu 3,0 m zulässig. 

 

 Vorgaben für die Gemeinbedarfsfläche für Sport- und Spielanlagen 

Innerhalb der Fläche für Sport- und Spielanlagen sind Sport- und Spielanlagen aller Art zulässig. 

Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der Freizeitlärmrichtlinie oder der TA-Lärm gegenüber 

der angrenzenden Bebauung ist im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen. Bauliche Anla-

gen zum Immissionsschutz sind zulässig.  

Flächenbefestigungen dürfen insgesamt einen Flächenanteil von 80 % nicht überschreiten. 

Die verbleibenden Freiflächen sind dauerhaft zu begrünen, wobei mindestens 4 hochstämmige 

Bäume und 50 Sträucher gemäß beigefügter Pflanzenliste anzupflanzen sind 

 

 Durchgrünung von Stellplatzanlagen 

Oberirdische Stellplatzanlagen sind mit Pflanzstreifen für Bäume zu gliedern. 

Für jeweils 5 Stellplätze ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum der beigefügten Pflan-

zenliste mit einer unbefestigten Baumscheibe von mindestens 6 m² anzupflanzen und dauerhaft 

zu pflegen.  

 

 Dachbegrünung 

Gebäude mit Flachdächern und flachgeneigten Dächern bis 10° Dachneigung sind zu mindes-

tens 70 % als Gründach auszuführen. Die Begrünungspflicht gilt gleichzeitig zu der Solarpflicht.  

 

 Bepflanzung von Versickerungsflächen  

Innerhalb des Plangebietes sind Anlagen zur Bewirtschaftung des Niederschlagswassers als 

Nebenanlagen zulässig. Diese Anlagen dienen der Unterbringung von Einrichtungen für Samm-

lung, Rückhaltung und Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser gemäß den 

wasserrechtlichen Vorgaben.  

Die Einrichtungen zur Niederschlagswasserbewirtschaftung sind landschaftsgerecht in Erdbau-

weise auszuführen. Die nicht unmittelbar für die Rückhalte-/ Versickerungseinrichtungen 

benötigten Bereiche sind als extensiv zu pflegende Wiesenflächen bzw. Gehölzflächen anzule-

gen.  

Die Ausführung und Gestaltung der Einrichtungen zur Rückhaltung und Versickerung erfolgt auf 

der Grundlage einer Fach-/ Detailplanung im Rahmen des erforderlichen wasserrechtlichen Ver-

fahrens 

 

 Maßnahmen für den Einsatz von solarer Strahlungsenergie  

Bei der Errichtung von Gebäuden aller Art und sonstigen baulichen Anlagen, die über Dächer 

verfügen (z.B. Überdachung des Busbahnhofes oder von Fahrradabstellanlagen), sowie deren 

baulicher Erweiterung sind bauliche und technische Maßnahmen zur Nutzung von solarer Strah-

lungsenergie auf mindestens 80 % der Dachfläche vorzusehen.  
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Regelungen aus dem Energiefachrecht oder aufgrund von städtebaulichen Verträgen, die über 

obige Festsetzung hinausgehen, bleiben unberührt. 

 

 Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Licht- und Laserstrahlen am Nachthim-

mel  

Anlagen zur Erzeugung von Licht- und Laserstrahlen am Nachthimmel sind im gesamten Be-

bauungsplangebiet unzulässig. 

 

 Externe Kompensationsfläche - Zuordnung einer Teilfläche aus dem Ökokonto `Kie-

selberg` 

Zur Kompensation verbleibender Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und des Landschafts-

bilds durch den vorliegenden Bebauungsplan wird eine Teilfläche von 15.555 m² aus dem 

Ökokonto `Kieselberg` der Stiftung für Natur und Umwelt im Landkreis Mayen-Koblenz zuge-

ordnet, die in der beigefügten Plandarstellung aufgelistet und kartographisch dargestellt ist: 

Gemarkung /  
Lagebezeichnung 

Flur Parzelle 
Fläche, die in Anspruch genommen 
wird, in qm 

Rhens 15 59/1 7.000 

 15 58/1 8.555 

    

Gesamt:   15.555 

 
Im Einzelnen werden auf der o.a. Fläche folgende Maßnahmen durchgeführt: 

Umwandlung der Ackerfläche in artenreiches Grünland (Zielbewertung A) mit einzelnen Gehölz-

strukturen u.a. durch die Einsaat mit geeignetem regionalem Saatgut, durch den Verzicht auf 

jegliche Düngung und durch den Verzicht auf Einsatz von Pflanzenschutzmittel sowie durch die 

Anpflanzung von Obstbaumgruppen und Hecken sowie Einzelgehölzen 

Zur rechtlichen Sicherung ist eine vertragliche Vereinbarung zwischen der Stiftung Natur und 

Umwelt und der Stadt Bendorf geschlossen worden, aus welcher hervorgeht, dass die Stiftung 

die entsprechenden Flächen bereitstellt. 

 

 Hinweise zum Artenschutz (notwendige Maßnahmen zur Abwendung artenschutz-

rechtlicher Verbotstatbestände): 

zeitliche Befristung von Gehölzbeseitigungen und Gehölzrückschnitt:  

Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche oder andere Gehölze dürfen ausschließlich im Zeit-

raum vom 01. Oktober eines Jahres bis zum 28. Februar des Folgejahres beseitigt, 

abgeschnitten oder auf den Stock gesetzt werden. Auf § 39 Abs. 5 BNatSchG wird verwiesen. 

Vorgaben für die Beräumung von Flächen mit Habitatpotenzial für Eidechsen 

Die Beräumung von Flächen mit Habitatpotenzial für Eidechsen (siehe Abbildung 9 im Fachbei-

trag Artenschutz) ist ausschließlich während der Monate September/ Oktober oder im Zeitraum 

vom 15. März bis 15. April zulässig. 
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Bei der Beräumung bzw. Überbauung lückenreicher Schotterbereiche ist darüber hinaus eine 

fachkundige Umweltbaubegleitung für eine Rettungsumsiedlung mit vorheriger Baustellen-Ein-

zäunung einzusetzen. Die Anordnung der mobilen Reptilien-Schutzzäune ist in Karte 1 des 

Fachbeitrags Artenschutz dargestellt. 

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

(Ersatzhabitat für Eidechsen)  

Innerhalb der „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 

und Landschaft“ sind insgesamt mindestens 600 m² Fläche als Ersatzhabitat für Eidechsen zu 

entwickeln und dauerhaft zu sichern.  

Innerhalb des Ersatzhabitats sind Steinschüttungen, Sandlinsen sowie sonstige Habitatele-

mente wie Astschnitthaufen anzulegen.  

Das Ersatzhabitat muss bereits vor der Räumung und Auszäunung von Flächen mit Lebens-

raumpotenzial für Eidechsen in Größe und Qualität so umgesetzt sein, dass das 

Lebensraumpotenzial für die Zielart Mauereidechse erfüllt ist. 

Für die Präzisierung und den zeitlichen Bauablauf der Ausgestaltung des Ersatzhabitats für Ei-

dechsen ist eine fachliche Begleitung durch eine ökologische Umweltbaubegleitung (ÖBB) zu 

etablieren. 

Die Funktionsfähigkeit der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme ist rechtzeitig vor Räumung 

und Auszäunung von Flächen mit Lebensraumpotenzial für Eidechsen gegenüber der Unteren 

Naturschutzbehörde zu attestieren. 

Bei der Erstellung der Steinschüttungen gelten folgende Vorgaben: 

 Die Steinschüttungen müssen mind. 1 m in den Boden eingesenkt sein, um als Winterquar-

tiere für Eidechsen dienen zu können und ca. 1 m über das Geländeniveau herausragen. 

Sie müssen über eine Breite von ca. 2 m verfügen und nierenförmig sein mit einer Länge 

von mindestens 5 m. Als Schüttmaterial dienen gebrochene Steine mit einer Kantenlänge 

von 100 – 300 mm. Für den sichtbaren Teil der Schüttung können ggf. auch kleinere Steine 

(ca. 100 – 200 mm) verwendet werden. Dort wird kleinräumig nährstoffarmes Substrat auf-

gebracht.  

 Der Wasserabfluss der Steinschüttungen ist sicherzustellen, da nasser Boden von Repti-

lien zur Überwinterung gemieden wird.  

 Die Nordseite der Steinschüttungen ist mit Erdreich, ggf. mit anstehendem Material, das 

durch das Ausheben der Grube für die Steinschüttung angefallen ist, zu hinterfüllen. Bei 

Bedarf kann das Erdreich mit wenigen niedrigen Sträuchern (z. B. 3 bis 5 Hundsrosen, 

Schwarzdorn, Weißdorn) bepflanzt werden, um Möglichkeiten zur Thermoregulation der 

Reptilien zu bieten. 

 Im Umfeld der Steinschüttungen sind mehrere Sandlinsen als Eiablageplätze anzulegen. 

Diese sollten aus Flusssand (unterschiedliche Körnung) bestehen und können mit Löss, 

Lehm oder Mergel gemischt werden. Die Flächengröße sollte jeweils etwa 1 bis 2 m² be-

tragen, die Tiefe ca. 70 cm. Die Eiablageplätze müssen gut besonnt sein, damit die Eier 

sich schnell genug entwickeln können. Um einen möglichst ausgewogenen Feuchtigkeits-

haushalt zu erhalten, sind die Sandlinsen kleinräumig auszubilden.  

 Um die Bereiche der Steinriegel offen zu halten, sind diese zweimal jährlich zu mähen, im 

zeitigen Frühjahr und im Herbst (im Zeitraum zwischen dem 15.10. eines Jahres und dem 

31.3. des Folgejahres). Die Schnitthöhe beträgt mindestens 10 cm. Das Mähgut muss ent-

fernt werden. 
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Ersatzangebote für Vogelnist- und Fledermausversteckplätze 

Als kurzfristig wirkende Ersatzangebote für verloren gehende Vogelnist- und Fledermausver-

steckplätze sind folgende Ersatzkästen aus Holzbeton anzubringen: 

- 8 Höhlenbrüterkästen, 

- 8 Nischenbrüterkästen,  

- 8 Fledermauskästen. 

Die Ersatzkästen sind unter Anleitung einer ökologischen Umweltbaubegleitung an geeigneten 

Standorten innerhalb des Plangebiets oder in einem Umkreis von maximal 100 m zur Plange-

bietsgrenze anzubringen. Die Kästen sind einmal jährlich zu reinigen und bei Bedarf zu 

ersetzen. 

Prüfung der Bestandsgebäude und Höhlenbäume durch eine ökologische Umweltbaubeglei-

tung (ÖBB)  

Zur Prüfung der Bestandsgebäude und Höhlenbäume unmittelbar vor Abbruch bzw. Fällung auf 

einen etwaigen Besatz durch gesetzlich geschützte Tiere ist eine ökologische Umweltbaube-

gleitung einzurichten. 

Das Ergebnis der Überprüfungen ist der Unteren Naturschutzbehörde rechtzeitig vor Durchfüh-

rung der Abriss-/Fällmaßnahmen mitzuteilen. 

Vorgaben für spiegelnde Gebäudefronten:  

An allen spiegelnden Gebäudeteilen (Fenster mit einer Fläche von über 2 m², spiegelnde Fas-

sadenfronten) sind ausschließlich transluzente („halbtransparente“) Materialien zu verwenden 

oder geeignete Markierungen wie Punktraster und Streifen flächig anzubringen, so dass die 

Spiegelwirkung auf maximal 15 % Außenreflexionsgrad begrenzt wird. Dadurch kann das Vo-

gelschlagrisiko an spiegelnden Gebäudefronten minimiert werden. 

 

 Hinweise zum Artenschutz (weitere fördernde Maßnahmen für besonders geschützte 

Arten): 

Inkenntnissetzung der Naturschutzbehörde 

Bei Entdeckung gesetzlich geschützter, wild lebender Tiere während der Baumaßnahmen ist 

die Naturschutzbehörde unmittelbar in Kenntnis zu setzen (Vorsorgepflicht für evtl. notwendige, 

fachgerechte Rettungsmaßnahmen; Abwehr eines möglichen Umweltschadens). 

Vorgaben für die Außenbeleuchtung 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten und ihnen nachtjagender Fle-

dermäuse sind für die Außenbeleuchtung ausschließlich nicht–anlockende Leuchtmittel (z. B. 

LED-Technik oder Natriumdampf-Hochdrucklampen) mit einer Farbtemperatur von 3.000 Kelvin 

(warmweiße Lichtfarbe) bis maximal 4.000 Kelvin unter Verwendung vollständig gekapselter 

Leuchtengehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, einzusetzen. 

Ersatzkästen für Bilche 

Zur Förderung des Vorkommens von Bilchen sind mindestens 4 Ersatzkästen für Bilche (mit 

Öffnung auf der Kastenrückseite) für den anlagebedingten Biotopverlust aufzuhängen. Die Käs-

ten sind unter fachkundiger Anleitung zur Gewährleistung der Wirksamkeit anzubringen.  Als 

Hangplätze kommen Baumbestände im Randbereich um das Bebauungsplanareal sowie auch 

Gebäudewände innerhalb davon in Frage. Die Kästen sind einmal jährlich zu reinigen und bei 

Bedarf zu ersetzen. 
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Fassaden- und/oder Palisadenbegrünung 

Als Maßnahme zur Erhöhung des Begrünungsanteils und der Vernetzungsstrukturen empfiehlt 

sich neben der Neuanpflanzung möglichst großkroniger, schadstofftolerabler Bäume eine Fas-

saden- und/oder Palisadenbegrünung.  

Vorgaben bei Rodung einer Eiche mit möglichen Altholzkäferlarven 

Im Wurzelballen einer dickstämmigen Eiche auf dem bisherigen Wasserwerksgelände am 

Westrand des Plangebiets (nähere Verortung: siehe Abb. 11 im Fachbeitrag Artenschutz) kann 

ein Vorkommen von Altholzkäferlarven (insbesondere von Hirschkäfern) nicht vollständig aus-

geschlossen werden. Das Ausgraben der Baumstubbe mit Wurzeln ist deshalb durch eine 

ökologische Umweltbaubegleitung zu begleiten, um im Bedarfsfall eine Rettungsumsiedlung 

von Engerlingen und Eiern in ein Ersatzhabitat (siehe Anlage einer „Hirschkäferwiege“) durch-

zuführen. 

Anlage einer „Hirschkäferwiege“ 

Zur Förderung von Hirschkäfervorkommen ist an einem geeigneten sonnenexponierten Stand-

ort innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ eine so 

genannte „Hirschkäferwiege“ anzulegen.  

Hierzu ist in wasserdurchlässiger Erde eine mindestens 30 cm tiefe, etwa 10 m² große Grube 

auszuheben, in die angefaulte Eichenstämme mit einem Mindestdurchmesser von 30 cm pyra-

midenartig eingestellt werden. Die Zwischenräume sind mit Eichenspänen auszufüllen und das 

Ganze im Anschluss mit lockerer Erde abzudecken. Die Anlage der Hirschkäferwiege ist durch 

eine ökologische Umweltbaubegleitung zu begleiten. 

 

 Hinweis zur Archäologie 

Die zeitliche Planung des Projektes, insbesondere der Baubeginn, ist mit der Direktion Lan-

desarchäologie, Außenstelle Koblenz unter landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de oder 

0261 - 6675 3000 abzustimmen. Der Generaldirektion kulturelles Erbe, Direktion Landesarchä-

ologie ist die Möglichkeit einer bauvorbereitenden Untersuchung einzuräumen.  

 

 Umgang mit Niederschlagswasser 

Es wird empfohlen, anfallendes Niederschlagswasser aus der Dachflächenentwässerung in 

ausreichend dimensionierten Behältnissen zurückzuhalten und als Brauchwasser zu nutzen. 

Überschüssiges Niederschlagswasser soll über die belebte Bodenzone breitflächig versickert 

werden, sofern die standörtlichen Voraussetzungen dies zulassen. 

 

 Gestaltung befestigter Flächen 

Stellplätze, Wege, Hofflächen usw. sollten bei Neuanlage ausschließlich in wasserdurchlässiger 

Bauweise ausgeführt werden. Empfohlen werden z.B. weitfugiges Pflaster, Schotterrasen, Ra-

sengittersteine. 
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Tabelle 12: Regelungen im Bebauungsplan zu Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen  
Regelung im 
Bebauungs- 

Vermeidungs-, Minderungsmaßnahmen, 
Ausgleichsmaßnahmen 

Begünstigtes Schutzgut 

plan  B 
 

W P/T,L K L M K+S 

Festsetzung 
Nr. 3.1 

Allgemeine Festsetzungen über Zeitpunkt, Standort und Sor-
tierung der Pflanzung auf öffentlichen und privaten Flächen 

x x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.3 

Anteilsbepflanzung auf den privaten Grundstücksflächen 
 

x x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.9 und 
Planzeichnung 

Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkan-
lage und Bolzplatz“ 
 

x x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.8 und 
Planzeichnung 

Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ 
 

x x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.2 und 
Planzeichnung 

Öffentliche Grünfläche „A“ mit Erhalt von Bäumen und Sträu-
chern   
 

x x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.7 und 
Planzeichnung 

Vorgaben für die Gemeinbedarfsfläche für Sport- und Spiel-
anlagen 
 

x x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.4 

Durchgrünung von Stellplatzanlagen 
 

  x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.5 

Dachbegrünung  x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 3.6 

Bepflanzung von Versickerungsflächen x x x x x x  

Festsetzung 
Nr. 1.6 

Maßnahmen für den Einsatz von solarer Strahlungsenergie    x  x  

Festsetzung 
Nr. 2.3 

Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Licht- und Laser-
strahlen am Nachthimmel 
 

  x  x x  

Planzeichnung Festsetzung von Verkehrsbegleitgrün x x x x x x  

Hinweis  
Nr. 4.6 

Externe Kompensationsfläche - Zuordnung einer Teilfläche 
aus dem Ökokonto `Kieselberg` 
 

x x x x x x  

Hinweis  
Nr. 4.4 

Hinweise zum Artenschutz (notwendige Maßnahmen zur Ab-
wendung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände) 
 

  x   x  

Hinweis  
Nr. 4.5 

Hinweise zum Artenschutz (weitere fördernde Maßnahmen 
für besonders geschützte Arten): 
 

  x   x  

Hinweis 
Nr. 4.2 

Hinweis zur Archäologie 
 

      x 

Hinweis  
Nr. 4.7 

Umgang mit Niederschlagswasser 
 

 x    x  

Hinweis  
Nr. 4.8 

Gestaltung befestigter Flächen 
 

x x    x  

Erläuterungen: 

B Boden W Wasser P,T L Pflanzen, Tiere, Lebensräume  

K Klima/Luft  L Landschaftsbild M Mensch K+S Kultur- und Sachgüter 

 

2.8 Planungsalternativen - in Betracht kommende anderweitige Planungs-

möglichkeiten 

Das Vorhaben steht im engen Zusammenhang mit der geplanten Anlage eines Bahnhaltepunk-

tes, der die Stadt Bendorf erstmalig an das Bahnnetz anbindet. Die Lage des Bahnhaltepunktes 

ist vorgegeben, so dass sich eine Alternativenprüfung für den Standort erübrigt. 
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2.9 Darstellung der Eingriffsschwere (erwartete Beeinträchtigungen) an-

hand der Biotope und der Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen 

Für die integrierte Biotopbewertung werden die betroffenen Biotoptypen und ihr jeweiliger Bio-

topwert gemäß der Anlage 7.1 des „Praxisleitfadens“ ermittelt, siehe Kap. 2.2. 

Anhand der Tabelle I in Kap. 2.2 des „Praxisleitfadens“ wird anschließend die Wertstufe der 

betroffenen Biotoptypen bestimmt. Diese werden gemäß der Tabelle II in Kap. 2.3 mit der In-

tensität der vorhabenbezogenen Wirkungen (Wirkintensität) in Beziehung gesetzt.  

Dabei ist für die Bewertung der Wirkintensität bei Biotopen die Wirkstufe III (hoch) gegeben, 

wenn im Vergleich der Situation vor und nach dem Eingriff ein anderer Biotoptyp vorliegt (un-

mittelbare Wirkung). 

Die Beeinträchtigung durch den vorgesehenen Eingriff wird unterschieden in:  

 erhebliche Beeinträchtigungen (eB) und 

 erhebliche Beeinträchtigungen besonderer Schwere (eBS). 

 
Tabelle 13: Darstellung Eingriffsschwere (erwartete Beeinträchtigungen) anhand der Biotope und 

der Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen  

Code Biotoptyp Bio-
topwert 

Wertstufe Intensität 
vorhabenbez. 
Wirkungen 

Erwartete 
Beeinträch-
tigung 

BB9 Gebüsche mittlerer Standorte, 
sonstiges Gebüsch frischer Standorte 
 

13 hoch hoch (III) eBS 

BB1 Gebüschstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 
 

15 hoch hoch (III) eBS 

BD3 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
junge Ausprägung 
 

11 mittel hoch (III) eBS 

BD3 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 
 

15 hoch hoch (III) eBS 

BD3 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern alter Ausprägung 
 

18 sehr hoch hoch (III) eBS 

BF1 
 

Baumreihe, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 
 

15 hoch hoch (III) eBS 

BF1 
 

Baumreihe,  autochthone Arten, 
alte Ausprägung 
 

18 hoch hoch (III) eBS 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
junge Ausprägung 
 

11 mittel hoch (III) eBS 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 
 

15 hoch hoch (III) eBS 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
alte Ausprägung 
 

18 sehr hoch hoch (III) eBS 

BF4 Obstbäume, 
junge Ausprägung 

11 mittel hoch (III) eBS 
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Code Biotoptyp Bio-
topwert 

Wertstufe Intensität 
vorhabenbez. 
Wirkungen 

Erwartete 
Beeinträch-
tigung 

BF4 
 

Obstbäume, 
mittlere Ausprägung 
 

15 hoch hoch (III) eBS 

HC3 Straßenrand, 
mit artenarmer Krautschicht 
 

7 gering hoch (III) eB 

HD3 
oq1 
 

Bahnlinie, vegetationslos  1 sehr gering - - 

HJ4 Gartenbrache 
 

11 mittel hoch (III) eBS 

HM4 Trittrasen, Rasenplatz, Parkrasen 
 

5 gering hoch (III) eB 

HN1 Gebäude  
 

 

0 sehr gering - - 

HT1 Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 
 

0 sehr gering - - 

HT3 Lagerplatz, unversiegelt, 
geschotterter Belag oder wassergebun-
dene Decke 
 

3 gering hoch (III) eB 

HT4 
 

Lagerplatz, versiegelt 0 sehr gering - - 

KB1 Ruderaler trockener Saum bzw. Hoch-
staudenflur, linienförmig 
 

8 gering hoch (III) eB 

VA2 Bundes-, Landes-, Kreisstraße 
 

0 sehr gering - - 

VA3 Gemeindestraße 
 

0 sehr gering - - 

VB5 
me2 

Rad- und Fußweg, 
versiegelter oder sonstiger gepflasterter 
Weg 
 

0 sehr gering - - 

eB : erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten, d. h. Kompensation durch Integrierte Biotopbewertung 
eBS : erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere zu erwarten, d. h. ggf. weitere, schutzgutbezogene   
Kompensation erforderlich 
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2.10 Schutzgutbezogene Bewertung der Eingriffsschwere 

Die Bestimmung, ob eine erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere (eBS) auf einzelne 

Schutzgüter vorliegt, erfolgt anhand der Bewertungsmatrix der Tabelle II in Kap. 2.3 des Praxis-

leitfadens.  

   Tabelle 14: Matrixtabelle eB und eBS – Zuordnung der Schutzgüter  

 
 

Die Zuordnung der Schutzgüter bzw. ihrer Funktionen zu den Wertstufen erfolgt anhand der 

Kriterien und des Bewertungsrahmens der Anlage 7.2 des Praxisleitfadens.  

Bei Realisierung des Bebauungsplans ergeben sich voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigun-

gen besonderer Schwere (eBS) für folgende Schutzgüter: 

 „Biotope“: siehe Tabelle mit Darstellung der Eingriffsschwere in Kap. 2.9 

 Boden“: Durch Versiegelung und Teilversiegelung werden die natürlichen Bodenfunktionen 

beseitigt. Daher stellt die Bodenversiegelung auf bislang nicht versiegelten oder nicht befes-

tigten Flächen eine erhebliche Beeinträchtigung besonderer Schwere dar ( hohe Intensität 

der vorhabenbezogenen Wirkungen, siehe auch Kap. 2.4.1). Die Wertstufe des Bodens wird 

mit „mittel“ eingestuft, siehe Kap. 2.2.2.2. Aus der Verschneidung gemäß der obenstehenden 

Matrixtabelle ist somit von einer erheblichen Beeinträchtigung besonderer Schwere auszu-

gehen. 

 „Pflanzen“: Die Wertstufe des Schutzguts wird mit „mittel“ bewertet, siehe Kap. 2.2.1.2. Die 

Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen wird mit „hoch“ bewertet, siehe Kap. 2.4.1. Es 

ist somit von einer erheblichen Beeinträchtigung besonderer Schwere bei Verschneidung 

gemäß der obenstehenden Matrixtabelle auszugehen. 

 „Tiere“: Die Wertstufe des Schutzguts wird mit „mittel bis hoch“ eingestuft. Die Intensität der 

vorhabenbezogenen Wirkungen wird mit „hoch“ bewertet. 
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Somit besteht für diese Schutzgüter ein schutzgutbezogener Kompensationsbedarf. Diese 

Kompensation kann grundsätzlich im Sinne einer Multifunktionalität mit dem Kompensationsbe-

darf aus der integrierten Biotopbewertung kombiniert werden. 

Es ergeben sich keine erheblichen Beeinträchtigungen besonderer Schwere (eBS) für die 

Schutzgüter: 

 „Klima/ Luft“: Das Schutzgut wird hinsichtlich seiner Wertstufe mit „mittel“ bewertet. Das Vor-

haben wirkt sich in der Gesamtschau positiv auf das Schutzgut aus. 

 „Wasser“: Die Wertstufe des Schutzguts wird als „mittel“ bzw. „gering“ eingestuft, siehe Kap. 

2.2.3.2. Die Intensität der vorhabenbezogenen Wirkungen wird mit „mittel“ bewertet, da das 

anfallende unbelastete Niederschlagswasser im Gebiet rückgehalten und versickert werden 

soll, siehe auch Erläuterungen in Kap. 2.4.1. Aus der Verschneidung gemäß der obenste-

henden Matrixtabelle ist somit nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung besonderer 

Schwere auszugehen. 

 „Landschaft“: Die Wertstufe des Landschaftsbilds wird „gering“ bzw. „mittel“ eingestuft (siehe 

Kap. 2.2.5.2.). Die Intensität der Auswirkungen wird als „mittel“ beurteilt, siehe Erläuterungen 

in Kap. 2.4.1. Es ist somit von keiner erheblichen Beeinträchtigung besonderer Schwere bei 

Verschneidung gemäß der obenstehenden Matrixtabelle auszugehen. 

 

 

2.11 Ermittlung des Kompensationsbedarfs gemäß dem „Praxisleitfaden zur 

Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz” 

Bestimmung des Kompensationsbedarfs der Integrierten Biotopbewertung  

Zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs wird im Rahmen der integrierten Biotopbewertung 

der Biotopwert (BW) der betroffenen Flächen (hier: vorgesehener Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans) vor und nach dem Eingriff anhand der Biotopwertliste in Anlage 7.1 des 

Praxisleitfadens bestimmt und voneinander subtrahiert. 

Bestimmung des Biotopwerts vor dem Eingriff: 

Bei Einzelbäumen und Baumreihen ist der Stammumfang in cm, gemessen in 1,3 m Höhe, an-

zusetzen. 1 cm Stammumfang sind dabei als 1 m² Fläche anzusetzen. 

Bei der Flächensummierung werden Einzelbäume bzw. einzelne Obstbäume nicht berücksich-

tigt. 
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Tabelle 15: Ermittlung des Biotopwerts vor dem Eingriff: 

Code Biotoptyp Biotopwert/ 
m² 

Fläche (m²) Biotopwert 

BB9 Gebüsche mittlerer Standorte, 
sonstiges Gebüsch frischer Standorte 
 

13 6.714 87.282 

BB1 Gebüschstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 
 

15 205 3.075 

BD3 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 
 

15 8.096 121.440 

BD3 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern alter Ausprägung 
 

18 1.557 28.026 

BF1 
 

Baumreihe, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 
 

15 490 7.350 

BF1 
 

Baumreihe, autochthone Arten, 
alte Ausprägung 
 

18 370 6.660 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
junge Ausprägung 
 

11 (68) 748 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 
 

15 (360) 5.400 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
alte Ausprägung 
 

18 (466) 8.388 

BF4 Obstbäume, 
junge Ausprägung 
 

11 (34) 374 

BF4 
 

Obstbäume, 
mittlere Ausprägung 
 

15 (216) 3.240 

HC3 Straßenrand, 
mit artenarmer Krautschicht 
 

7 603 4.221 

HD3 oq1 
 

Bahnlinie, vegetationslos  1 464 464 

HJ4 Gartenbrache 
 

11 385 4.235 

HM4 Trittrasen, Rasenplatz, Parkrasen 
 

5 9.003 
 

45.015 

HN1 Gebäude  
 

0 731 0 

HT1 Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 
 

0 1.718 0 

HT3 Lagerplatz, unversiegelt, 
geschotterter Belag oder wassergebun-
dene Decke 
 

3 889 2.667 

HT4 
 

Lagerplatz, versiegelt 0 1.325 0 

KB1 Ruderaler trockener Saum bzw. Hoch-
staudenflur, linienförmig 
 

8 152 1.216 

VA2 Bundes-, Landes-, Kreisstraße 
 

0 3.225 0 

VA3 Gemeindestraße 
 

0 1.446 0 

VB5 
me2 

Rad- und Fußweg, 
versiegelter oder sonstiger gepflasterter 
Weg 
 

0 136 0 

 Gesamt:  37.509 329.801 
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Bestimmung des Biotopwerts nach dem Eingriff: 

Die Ermittlung des Biotopwerts nach dem Eingriff erfolgt anhand derselben Vorgehensweise. 

Tabelle 16: Ermittlung des Biotopwerts nach dem Eingriff:  

Code Biotoptyp Biotopwert/ 
m² 

Fläche (m²) Bio-
topwert 

HN1 
 

Gebäude (13.387 m² GE x 0,8) 

(hier: überbaubare Grundstücksflächen im Ge-
werbegebiet einschl. zulässiger Überschreitung 
durch Nebenanlagen usw.) 
 

0 10.710 0 

BJ1 
 
 

Siedlungsgehölz, 
mittlere Ausprägung 

(„Time-lag“ von 1,2) 

(hier: Anteil nicht überbaubarer Grundstücksflä-
chen im Gewerbegebiet mit Vorgaben für die 
Bepflanzung mit Laubgehölzen) 
 

12,5 
(=15 / 1,2) 

1.606 20.075 

HJ1 Ziergarten, strukturreich 
(hier: sonstige nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen mit Gestaltungsrahmen im Gewerbegebiet) 
 

11 1.071 11.781 

     
BD3 Gehölzstreifen, 

aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 

(hier: Erhalt innerhalb Grünfläche A1/A2) 
 

15 807 12.105 

BD3 Gehölzstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern alter Ausprägung 

(hier: Erhalt innerhalb Grünfläche A1/A2) 
 

18 340 6.120 

HT1 
 

Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 

(hier: zulässige Zufahrten innerhalb Grünfläche 
A1/A2) 
 

0 195 0 

     
HM3a 
 

Strukturreiche Grünanlage 

(hier: Mindestanteil zu begrünende Flächen inner-
halb der öffentl. Grünfläche – 
Parkanlage/Bolzplatz) 
 

12 1.962 
 

23.544 

HT1 
 
 

Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 
(hier: zulässiger Anteil versiegelter Flächen inner-
halb der öffentl. Grünfläche – 
Parkanlage/Bolzplatz) 
 

0 1.300 0 

     
HM3a 
 

Strukturreiche Grünanlage 

(hier: Mindestanteil zu begrünende Flächen inner-
halb der öffentl. Grünfläche - Spielplatz) 
 

12 836 
 

10.032 

HT1 
 
 

Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 
(hier: zulässiger Anteil versiegelter Flächen inner-
halb der öffentl. Grünfläche - Spielplatz) 
 

0 836 0 

     
HT1 
 
 

Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 
(hier: zulässiger Anteil versiegelter Flächen inner-
halb der Fläche für Sport-/Spielanlagen) 
 

0 2.119 
 

0 

HM3a 
 

Strukturreiche Grünanlage 

(hier: Mindestanteil zu begrünende Flächen inner-
halb der Fläche für Sport-/Spielanlagen) 

12 530 6.360 
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Code Biotoptyp Biotopwert/ 
m² 

Fläche (m²) Bio-
topwert 

     
HC3 Straßenrand, 

mit artenarmer Krautschicht 

(hier: Erhalt innerhalb Verkehrsbegleitgrün ent-
lang B 42) 
 

7 421 2.947 

BF1 
 

Baumreihe, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 

(hier: Erhalt innerhalb Verkehrsbegleitgrün ent-
lang B 42) 
 

15 490 7.350 

BF1 
 

Baumreihe, autochthone Arten, 
alte Ausprägung 

(hier: Erhalt innerhalb Verkehrsbegleitgrün ent-
lang B 42) 
 

18 370 6.660 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
junge Ausprägung 

(hier: Erhalt innerhalb Verkehrsbegleitgrün ent-
lang B 42) 
 

11 (68) 748 

BF3 
 

Einzelbäume, autochthone Arten, 
mittlere Ausprägung 

(hier: Erhalt innerhalb Verkehrsbegleitgrün ent-
lang B 42) 
 

15 (65) 975 

BB1 Gebüschstreifen, 
aus überwiegend autochthonen Arten, 
mit Überhältern mittlerer Ausprägung 

(hier: Erhalt innerhalb Verkehrsbegleitgrün ent-
lang B 42) 
 

15 140 2.100 

     
KB1 Ruderaler trockener Saum bzw. Hochstaudenflur, 

linienförmig 

(hier: Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft - Ausgleichsfläche f. Mauereidechsen) 
 

8 973 7.784 

     
HT1 
 

Hofplatz mit hohem Versiegelungsgrad 

(hier: Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim-
mung - Busbahnhof mit Zufahrt) 
 

0 4.133 0 

     
HD3 
oq1 
 

Bahnlinie, vegetationslos  

(hier: Bahnanlagen) 

1 464 464 

     
VB5 
 

Fußweg, 
versiegelt 

(hier: Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung - Fußwege bzw. Rheinwalk als Rampe 
oder Bauwerk mit Geländekontakt) 
 

0 2.589 0 

VA2 Bundes-, Landes-, Kreisstraße 

(hier: Fläche überörtlicher Straßenverkehr) 
 

0 3.289 0 

VA3 Gemeindestraße 

(hier: Straßenverkehrsflächen) 
 

0 2.328 0 

 Gesamt:  37.509 119.045 
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Der Kompensationsbedarf aus der integrierten Biotopbewertung beträgt also -210.756 

Biotopwertpunkte.  

Dieser ergibt sich aus der Subtraktion des Biotopwertes der Gesamtfläche nach und vor dem 

Eingriff. 

Somit müssen geeignete Ausgleichsmaßnahmen im ausreichenden Umfang außerhalb 

des Plangebiets zugeordnet werden.  

Der Stadt Bendorf stehen keine geeigneten Flächen zur Umsetzung von funktionsgerechten 

Kompensationsmaßnahmen zur Verfügung. (Im Eigentum der Stadt Bendorf sind vorrangig 

Waldflächen und Verkehrsflächen bzw. Versorgungsflächen, Gebäude und öffentliche Grünflä-

chen.) 

Deshalb erfolgt die Zuordnung einer Teilfläche von 15.555 m² aus dem von der zuständi-

gen Naturschutzbehörde anerkannten Ökokonto `Kieselberg` der Stiftung für Natur und 

Umwelt im Landkreis Mayen-Koblenz. 

Am ̀ Kieselberg` bei Rhens besteht ein Biotopkomplex mit Acker, Streuobstwiese, Grünland und 

einer Kiesgrube. Es soll dort ein abwechslungsreiches Biotopmosaik als wertvoller Lebensraum 

für Vögel, Amphibien, Reptilien, Schmetterlinge, Wildbienen und zahlreiche weitere Insektenar-

ten entwickelt werden.  

Auf der Teilfläche, welche den Eingriffen aus vorliegendem Bebauungsplan zugeordnet werden 

soll, werden folgende landschaftspflegerische Maßnahmen wiederkehrend  durchgeführt: Um-

wandlung der Ackerfläche in artenreiches Grünland (Zielbewertung A) mit einzelnen 

Gehölzstrukturen u.a. durch die Einsaat mit geeignetem regionalem Saatgut, durch den Verzicht 

auf jegliche Düngung und durch den Verzicht auf Einsatz von Pflanzenschutzmittel sowie durch 

die Anpflanzung von Obstbaumgruppen und Hecken sowie Einzelgehölzen. 

Für die ausgleichserheblichen Maßnahmen im Bereich des Ökokontos `Kieselberg` wurde ein 

Aufwertungswert von 13,55 Biotopwertpunkten pro m² festgelegt. 

Somit kann eine vollständige Kompensation bezüglich des Kompensationsbedarfs aus 

der integrierten Biotopbewertung geleistet werden (15.555 m² x 13,55 BWP/m² = 210.770 

BWP). 

 

Schutzgutbezogener Kompensationsbedarf  

Bei Realisierung des Bebauungsplans ergeben sich voraussichtlich erhebliche Beeinträchtigun-

gen besonderer Schwere (eBS) zumindest für die Schutzgüter Biotope, Boden, Tiere, Pflanzen, 

siehe Kap. 2.9. 

Somit besteht für diese Schutzgüter ein schutzgutbezogener Kompensationsbedarf. Diese 

Kompensation kann grundsätzlich im Sinne einer Multifunktionalität mit dem Kompensationsbe-

darf aus der integrierten Biotopbewertung kombiniert werden. 

Die schutzgutbezogene Kompensation für die Schutzgüter „Biotope“, „Boden“ und „Pflanzen“ 

kann durch Zuordnung einer Teilfläche von 15.555 m² aus dem Ökokonto `Kieselberg` erbracht 

werden: 

Als schutzgutbezogene Kompensationsmaßnahmen für den Boden sind die Extensivierungs- 

und Bepflanzungsmaßnahmen innerhalb der Ökokontofläche funktional gut geeignet. 

Durch die Umwandlung von Acker in artenreiches Grünland sowie die Anpflanzung von Obst-

baumgruppen, Hecken und Einzelgehölzen kann eine schutzgutbezogene Kompensation für die 

Schutzgüter „Biotope“ und „Pflanzen“ erbracht werden. 
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Als schutzgutbezogene Kompensation für das Schutzgut „Tiere“ sind die aus artenschutzrecht-

licher Sicht vorgesehenen Maßnahmen innerhalb des Plangebiets funktional gut geeignet. 

Zur rechtlichen Sicherung ist eine vertragliche Vereinbarung zwischen der Stiftung Natur und 

Umwelt und der Stadt Bendorf geschlossen worden, aus welcher hervorgeht, dass die Stiftung 

die entsprechenden Flächen bereitstellt (§ 1a Abs. 3. Satz 4 BauGB). 

 

2.12 Zusätzliche Angaben 

2.12.1 Technische Verfahren und Untersuchungsmethoden sowie Hinweise auf 

Schwierigkeiten oder Lücken bei der Zusammenstellung der erforderlichen 

Informationen 

Umweltbericht zum Bebauungsplan: 

 Bestandsaufnahme der Biotop-/Nutzungsstrukturen durch örtliche Begehung und Luftbild-

auswertung 

 Auswertung von digitalen Informationsdiensten, einschlägiger Fachliteratur und Fachplanun-

gen 

 Aussagen zur Tierwelt sowie zum Erfordernis artenschutzrechtlich relevanter Maßnahmen 

beruhen auf Angaben im Fachbeitrag Artenschutz. 

 Die Prognose des zukünftigen Umweltzustands erfolgte vor dem Hintergrund des ermittelten 

derzeitigen Umweltzustands unter Verwendung verbal-argumentativer, naturschutzfachlich 

gebräuchlicher Kriterien. 

 Anwendung des „Praxisleitfadens zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-

Pfalz“  

Fachbeitrag Artenschutzrechtlich / faunistische Untersuchungen: 

An insgesamt 9 Geländebegehungsterminen im Zeitraum Februar bis September 2023 wurde 

eine Habitatstrukturanalyse für planungsrelevante Tiergruppen und Erfassungen für eine arten-

schutzrechtliche Beurteilung durchgeführt.  

Die Kartierungsarbeiten umfassten: 

 Habitatanalyse (Suche nach Höhlenbäumen, Horste, Altholzbestände mit Eignung für Vögel, 

Fledermäuse und Kleinsäuger sowie Saumstrukturen für Reptilien) 

 Übersichtskartierung (sechs Kontrolltermine Februar bis Juli 2023) zu Brutvögeln (inkl. einer 

Nachtbegehung zu Eulen) mit Protokollierung angetroffener Arten mit Einflug ins Planungs-

gebiet 

 Bewertung des Plangebietes hinsichtlich seiner Eignung für Fledermäuse als Quartierstand-

ort und Jagdhabitat mittels zweimaliger Installation von je zwei Batcorder über insgesamt 82 

Nächte 

 Suche nach Eidechsen und Schlangen durch langsames Abgehen von sonnenexponierten 

Saumstrukturen und Kontrolle ausgelegter schwarzer Wellplatten als künstliche Verstecke 

im Zeitraum Mai bis Ende September 2023 

 Bewertung des Plangeländes hinsichtlich der Eignung für Bilche mit Suche nach Versteck-

plätzen und Nestern in Betriebsgebäuden und Gebüschaufwuchs  

 Übersichtserfassungen zu ausgewählten Insektengruppen (Altholzkäfer, Tagfalter und Heu-

schrecken) mittels Suche nach Bohrmehl, Flügelresten und Beobachtung fliegender Tiere an 

geeigneten Brutbäumen, Kescherfang und Inspektion von vegetationsarmen Bahngleis- und 

Brachflächen. 
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Ergänzende Informationen zum Vorkommen planungsrelevanter Arten im nahen Plangebiets-

umfeld entstammen den Darstellungen in der LANIS-Datenbank des Landesamtes für Umwelt 

Rheinland-Pfalz sowie aus Aufzeichnungen des Arbeitskreises Fledermausschutz Rheinland- 

Pfalz. 

Schalltechnische Immissionsprognose  

 Erstellung einer schalltechnischen Immissionsprognose zur Ermittlung der Verkehrsge-

räuschsituation sowie des maßgeblichen Außenlärmpegels gemäß DIN 4109 

 Berücksichtigung der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ zur Berücksichtigung des 

Schallschutzes bei der städtebaulichen Planung 

 Berücksichtigung der Anforderungen nach DIN 4109 (passiver Lärmschutz) 

 Einstellung der Straßenverkehrsdaten nach Rücksprache mit dem LBM Rheinland-Pfalz, Be-

rücksichtigung der höheren Verkehrszahlen aus der SVZ 2019 einschl. eines 

Unsicherheitszuschlages von 3 % für die immissionsrelevante Bundesstraße B 42, Hoch-

rechnung auf das Prognosejahr 2030   

 Recherche der Frequentierung der Bahnstrecke bei der Deutschen Bahn AG, Hochrechnung 

auf das Prognosejahr 2030 und Aufschlag einer Grundlast durch die Deutsche Bahn AG 

 EDV-gestützte Immissionsberechnung durch das Simulationsprogramm SoundPlanNoise, 

Version 9.0 unter Überführung aller für die Ausbreitungsberechnung erforderlichen Grundla-

gen wie Gebäude, Höhenmodelle, Quellen, Empfänger usw. und Einarbeitung der 

Geräuschemittenten einschl. der zugehörigen Einwirkzeiten  

 Ausarbeitung von passiven Schallschutzmaßnahmen in Form von Lärmpegelbereichen in-

nerhalb des Plangebietes 

Die angewendeten Verfahren sind allgemein anerkannt.  

Technische Defizite oder Schwierigkeiten bei der Anwendung der Verfahren, die für das Ergeb-

nis der Umweltprüfung von Bedeutung sind, sind nicht bekannt. 

Die Informationsgrundlagen sind insgesamt als ausreichend zu betrachten. 
 

2.12.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen 

Gemäß § 4c BauGB müssen die Kommunen die erheblichen Umweltauswirkungen überwachen 

(Monitoring), die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten. Hierdurch sollen insbe-

sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig erkannt werden, um geeignete 

Maßnahmen zur Abhilfe zu ermöglichen. Die Überwachung nach § 4c BauGB ist jedoch kein 

Instrument der Vollzugskontrolle. 

Im Bebauungsplan werden Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der zu 

erwartenden erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen festgesetzt.  

Die Umsetzung von bestimmten artenschutzrechtlich relevanten Maßnahmen muss durch eine 

ökologische Umweltbaubegleitung begleitet werden; nähere Angaben dazu finden sich in den 

„Hinweisen zum Artenschutz“, siehe auch Kap. 2.7. 

Im Übrigen wird die Umsetzung der Maßnahmen durch die Stadt oder einen von ihr Beauftrag-

ten erstmalig spätestens 3 Monate nach Fertigstellung und anschließend nach 3 bis 5 Jahren 

durch Ortsbesichtigung überprüft und dokumentiert. 

Die Maßnahmen auf einer außerhalb liegenden Ökokonto-Fläche werden durch die Stiftung für 

Natur und Umwelt im Landkreis Mayen-Koblenz betreut und überwacht. 

Weitere Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen sind nicht erforder-

lich.  
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Zusätzliche Überwachungskontrollen sind beim Auftreten akuter Umweltprobleme aufgrund von 

Hinweisen der zuständigen Fachbehörden und/oder aus der Bevölkerung durchzuführen. 
 

2.12.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Der Rat der Stadt Bendorf hat beschlossen, den Bebauungsplan „MobiHUB- Untere Rheinau“ 

aufzustellen. 

Anlass dafür ist, dass im Bereich des ehemaligen Wasserwerkes nahe der Straße „Untere 

Rheinau“ ein neuer Verknüpfungspunkt Bahn/Bus/Rad errichtet werden soll. Dieser sogenannte 

„MobiHUB“ steht im engen Zusammenhang mit einem geplanten Bahnhaltepunkt. Dieser Hal-

tepunkt wird die Stadt Bendorf erstmalig an das Bahnnetz (Bahnstrecke Oberlahnstein-Köln) 

anbinden.  

Damit der Bahnhaltepunkt entsprechend angenommen wird, muss die notwendige Infrastruktur 

geschaffen werden, um den Bahnhaltepunkt gefahrlos zu erreichen. Besonders wichtig ist dabei 

eine gute Anbindung an den Radverkehr und den Busverkehr. Zum Abstellen der Fahrräder soll 

ein Fahrradparkhaus errichtet werden.  

Außerdem soll eine Fußgänger- und Fahrradbrücke („RheinWalk“) über die Bundesstraße 42 

gebaut werden. Dadurch wird eine direkte und gefahrlose Anbindung von der Innenstadt zum 

neuen „MobiHUB“ möglich sein.   

Außerdem sollen neue Freizeit-/Spielmöglichkeiten für alle Altersstufen der Bevölkerung (Park-

anlage, Bolzplatz, Spielplatz, Sportanlage) geschaffen werden. 

Mit dem Bebauungsplan soll das Baurecht für die erforderlichen baulichen Anlagen geschaffen 

werden.  

Vorgesehen ist die Ausweisung von Verkehrsflächen, Gewerbegebieten, öffentlichen Grünflä-

chen sowie Flächen für Sport- und Spielanlagen. 

Für den Bebauungsplan sind bei verschiedenen Umwelt-Schutzgütern die Ziele des Umwelt-

schutzes von Bedeutung. Um diesen Zielen Rechnung zu tragen, werden bei der Aufstellung 

des Bebauungsplans verschiedene Maßnahmen berücksichtigt, die zur Vermeidung und zum 

Ausgleich von Beeinträchtigungen der Umwelt beitragen. 

 

Das Plangebiet liegt im Südwesten des Siedlungsgebiets der Stadt Bendorf. Es ist etwa 3,7 

Hektar groß. 

Bei dem größten Teil des Plangebiets handelt es sich um das abgezäunte Gelände des ehema-

ligen Wasserwerks südlich der Straße `Untere Rheinau`. Dort befinden sich große 

Rasenflächen, randliche Gehölzstreifen aus Laubbäumen und Sträuchern, Einzelbäume sowie 

einige alte Gebäude und befestigte Hof- und Wegeflächen. 

Außerdem befinden sich ein Abschnitt der Bundesstraße 42, Teilbereiche der Bahnanlagen so-

wie der Straßen `Obere Rheinau` und `Untere Rheinau` im Plangebiet.  

Im nördlichen Teil werden zudem mit Gehölzen bewachsene Brachflächen, ein Bolzplatz und 

ein Fußweg zwischen den Straßen `Obere Rheinau` und `Ringstraße` tangiert. 

Das Gelände ist weitgehend eben.  

Was die Tierwelt betrifft, wurden im Jahr 2023 Untersuchungen durch Fachleute im Plangebiet 

durchgeführt sowie sonstige Datenquellen ausgewertet: 

Bei den erfassten Vögeln handelte es sich fast ausschließlich um weit verbreitete Vogelarten. 

Eine Ausnahme war der Star, welche in Rheinland-Pfalz auf der sogenannten „Vorwarnliste“ 

steht. Der Star nutzte das Plangebiet zur Nahrungssuche, brütete aber außerhalb im näheren 

Umfeld. 
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Bei den Ortsbegehungen wurde im Schotterbett der Bahnanlagen die Mauereidechse festge-

stellt, welche als streng geschützte Reptilienart gilt. 

Außerdem wurden 6 Fledermausarten festgestellt, welche im Plangebiet jagten. Die Aktivitäten 

von Fledermäusen waren aber eher gering. Quartiere von Fledermäusen wurden nicht direkt 

festgestellt; es sind dazu aber Möglichkeiten in leerstehenden Gebäuden und an manchen Bäu-

men vorhanden. Sämtliche Fledermausarten gelten als streng geschützt. 

An einem leerstehenden Gebäude wurden Kotreste des Gartenschläfers gefunden, welcher be-

sonders geschützt ist. 

Außerdem könnten Larven des besonders geschützten Hirschkäfers in einer Eiche am Rand 

des Wasserwerke-Geländes vorkommen. 

Gewässer befinden sich nicht innerhalb des Planungsgebiets. Der Rhein ist etwa 270 m vom 

Plangebiet entfernt. Das Vorhabengebiet liegt außerhalb des gesetzlichen Überschwemmungs-

gebiets des Rheins. Teilbereiche des Plangebiets werden aber als überflutungsgefährdet bei 

Starkregen eingestuft.  

Die im Plangebiet vorkommenden Böden sind in der Gegend verbreitet. Teile des Plangebiets 

sind bereits überbaut bzw. befestigt. 

Durch Autoverkehr auf der Bundesstraße 42, durch die Bahnstrecke und durch angrenzende 

Gewerbebetriebe ergeben sich Lärmbelastungen im Gebiet. Deshalb wurde auch ein Schall-

schutzgutachten erstellt. 

Der größte Teil des Plangebiets ist gegenüber dem Innenstadtbereich von Bendorf durch die 

Bundesstraße 42 räumlich getrennt. Er leitet über zu dem durch Gewerbe- und Industrieflächen 

sowie dem Hafen gekennzeichneten Stadtgebiet am Rhein. 

Das von der Planung betroffene Wasserwerke-Gelände ist abgezäunt und nicht für die Öffent-

lichkeit zugänglich. Es weist eine isolierte Lage zwischen Bundesstraße und Bahnstrecke auf 

und ist durch randliche Gehölzstreifen fast vollständig abgeschirmt. 

Das Plangebiet weist überwiegend keine Bedeutung für die Freizeit-/ Erholungsnutzung auf. 

Ausnahmen bilden ein kleiner Bolzplatz sowie der „Rhein-Radweg“ (rechtsrheinische Strecke), 

welcher das Plangebiet in einem allerdings weniger attraktiven Abschnitt im Bereich der Straße 

„Unteren Rheinau“ quert. 

 

Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan werden sich nicht vermeidbare Auswirkungen auf 

die Umwelt ergeben. Bei den wesentlichen nachteiligen Umweltauswirkungen der Planung han-

delt es sich um: 

 Inanspruchnahme von großen Teilen der Grünflächen im Plangebiet: etwa 9.000 m² Rasen, 

8.300 m² Gehölzstreifen, 6.700 m² Gebüsch, 380 m² Gartenbrache sowie einige Einzel-

bäume 

 Verlust von Brutstätten von Vögeln (hier jährlich neu angelegte Nester in Baumkronen und 

Gebüschen) sowie von geeigneten Versteckplätzen für Fledermäuse  

 Verlust von Lebensräumen von Mauereidechsen durch die Errichtung des neuen Bahnhal-

tepunkts  

 Gefahr der Tötung von Vögeln, Fledermäusen, Mauereidechsen oder Gartenschläfern bei 

der Baufeldräumung bzw. beim Abbruch von Gebäuden 

 Verlust der ökologischen Bodenfunktionen durch die Überbauung und Befestigung von Bo-

denflächen  

 Erhöhung des Oberflächenabflusses von Regenwasser durch die Versiegelung von Boden, 

Verlust oder Einschränkung der Versickerungsfähigkeit 



Begründung zum Bebauungsplan, Umweltbericht Seite 102 

„MobiHUB – Untere Rheinau“ – Stadt Bendorf Februar 2024 

 

© Faßbender  Weber  Ingenieure PartGmbB • 56656 Brohl-Lützing 2973_Begründung.docx 

 zumindest vorübergehende Beeinträchtigung des örtlichen Erscheinungsbilds durch die flä-

chenhafte Beseitigung von Gehölzbeständen und Rasenflächen 

Das Projekt wird auch zahlreiche positive Auswirkungen auf die Umwelt mit sich bringen: 

In der Gesamtschau dient die Einrichtung des „Mobi-Hubs“ dem Klimaschutz, da klimafreundli-

che Mobilitätsformen (Fuß- und Radverkehr, öffentlicher Bus- und Bahnverkehr) gefördert 

werden.  

Durch die neue Fußgänger- und Fahrradbrücke über die B 42 („RheinWalk“) wird eine direkte 

und gefahrlose Anbindung von der Innenstadt zum neuen „MobiHUB“ und auch zu den Hafen-

anlagen und zum „Rheinradweg“ möglich sein.  

Die Wohnumfeld-Qualität wird durch Schaffung eines Bahn-Haltepunkts und eines Bushalte-

punkts aufgewertet. Auch weitere Dienstleistungen (z.B. Gastronomie) erhalten die Möglichkeit 

zur Ansiedlung. 

Außerdem sollen neue Freizeit-/Spielmöglichkeiten für alle Altersstufen der Bevölkerung ge-

schaffen werden. 

 

Im Bebauungsplan sollen verschiedene Maßnahmen vorgegeben werden, welche der Vermei-

dung, Minderung und dem Ausgleich von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft dienen. 

Vorgesehen sind unter anderem: 

 Sicherung eines vorhandenen Gehölzstreifens entlang der Straße „Untere Rheinau“ 

 Erhalt der Grünstreifen mit Baumbestand entlang der Bundesstraße 42 

 Anlage eines öffentlichen, mit Laubbäumen und Sträuchern zu bepflanzenden Parks 

 Vorgaben zur Bepflanzung des geplanten Spielplatzes und der geplanten Sportanlage  

 Vorgabe einer Mindestbepflanzung mit Laubgehölzen auf den Grundstücken im ausgewie-

senen Baugebiet 

 Durchgrünung von Stellplatzanlagen mit Bäumen 

 Dachbegrünung 

 Rückhaltung und Versickerung von überschüssigem Regenwasser im Plangebiet 

 Festlegung von passiven Schallschutzmaßnahmen 

 Fällen von Bäumen ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit 

 Überprüfen der Bestandsgebäude und Höhlenbäume unmittelbar vor Abbruch bzw. Fällung 

auf einen Besatz durch geschützte Tiere  

 Beräumung der Flächen, auf denen Eidechsen vorkommen könnten, nur zu bestimmten 

Zeiten und nur unter fachkundiger Aufsicht 

 Anbringen von Nistkästen für Vögel, von künstlichen Quartieren für Fledermäuse und Käs-

ten für Bilche (wie den Gartenschläfer) 

Darüber hinaus wird eine artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme für die streng geschützte 

Mauereidechse festgelegt: im südlichen Randbereich des Plangebiets sollen Steinschüttungen 

als Lebensräume bereits vor Beginn der Bauarbeiten an den Bahnanlagen angelegt werden. 

Die zu erwartenden Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft können innerhalb des Gel-

tungsbereichs nicht vollständig ausgeglichen werden. Deshalb müssen geeignete 

Ausgleichsmaßnahmen auf einer außerhalb liegenden Fläche umsetzt werden. Der Stadt Ben-

dorf stehen dafür aber keine geeigneten Flächen zur Verfügung. 

Deshalb soll eine Fläche aus dem Ökokonto „Kieselberg“ bei Rhens als außerhalb liegende 

Ausgleichsfläche zugeordnet werden. Es handelt sich um eine Fläche für landschaftspflegeri-

sche Maßnahmen, welche von der Stiftung für Natur und Umwelt im Landkreis Mayen-Koblenz 

betreut werden. 
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Untersuchungsmethoden waren örtliche Begehungen, die Auswertung von digitalen Informati-

onsdiensten und des Hochwasserschutzkonzepts von Bendorf, Erhebungen zur Tierwelt sowie 

die Erstellung eines Lärmgutachtens. 
 

2.12.4 Referenzliste der Quellen 

Allgemeine Literatur: 

 Praxisleitfaden zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs in Rheinland-Pfalz. Ministerium 

für Klima, Umwelt, Energie und Mobilität 

 Verzeichnis der Betriebsbereiche (Störfallbetriebe) in Rheinland-Pfalz. Ministerium für Um-

welt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz. 2022 

 Arten- und Biotopschutz, 2. Auflage. Kaule, Giselher. Ulmer-Verlag 1991 

 Handbuch der Umweltverträglichkeitsprüfung. Storm, Peter-Christoph; Bunge, Thomas. 

Erich Schmidt-Verlag. 2015 

 Planung vernetzter Biotopsysteme Rheinland-Pfalz, Kreis Mayen-Koblenz. Ministerium für 

Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz. 2020 

Internet-Datenquellen: 

 Digitales Landschaftsinformationssystem der Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz 

(www.naturschutz.rlp.de) 

 Digitales Informationssystem der Wasserwirtschaftsverwaltung Rheinland-Pfalz 

(www.wasserportal.rlp-umwelt.de) 

 Kartenviewer des Landesamts für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (www.lgb-rlp.de) 

 Geologische Radonkarte Rheinland-Pfalz (https://gda-wasser.rlp-umwelt.de/GDAWas-

ser/client/gisclient/index.html?&applicationId=86183) 

Sonstige Quellen/ Gutachten: 

 Örtliches Hochwasserschutzkonzept der Stadt Bendorf. Bearbeitung: Gastring Ingenieure. 

Stand: Febr. 2018 

 Hochwasservorsorge durch Flussgebietsentwicklung – Stadt Bendorf. Bearbeitung: BGH 

plan GmbH (Auftraggeber: Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz). Stand: Juni 2017 

 RheinWalk Bendorf – Projektskizze. Förderaufruf für modellhafte regionale investive Pro-

jekte zum Klimaschutz durch Stärkung des Radverkehrs im Rahmen der nationalen 

Klimaschutzoffensive (NKI). Stadt Bendorf. April 2022 

 Machbarkeitsstudie „Neue Station Bendorf“ (Erläuterungsbericht mit Anlagen), Bearbei-

tung: Schönhofen Ingenieure. April 2021 

 „Bendorf kann!“- Bewerbung zur Landesgartenschau 2026 in Rheinland-Pfalz. Stadt Ben-

dorf. Oktober 2021 

 Planung ‚RheinWalk‘ Bendorf vom 08.12.2023 vom Planungsbüro slb_architekten und in-

genieure aus Boppard 

 Schalltechnische Immissionsprognose zum Bebauungsplan „MobiHub – Untere Rheinau“ 

in Bendorf. Bearbeitung: Pies Consulting Lärm- und Immissionsschutz. Dezember 2023 

 Fachbeitrag Artenschutz: Prüfung insbesondere zu Vögeln, Reptilien und zur Quartiereig-

nung für Bilche und Fledermäuse sowie zu ausgewählten Insektengruppen (Altholzkäfer, 

Ödlandschrecken, Tagfalter) für den Bebauungsplan „MobiHUB – Untere Rheinau“ der 

Stadt Bendorf. Bearbeitung: Beratungsgesellschaft Natur dbR, Dipl.-Biol. Malte Fuhrmann. 

Stand: Februar 2024  



Begründung zum Bebauungsplan, Zusammenfassende Erklärung Seite 104 

„MobiHUB – Untere Rheinau“ – Stadt Bendorf Februar 2024 

 

© Faßbender  Weber  Ingenieure PartGmbB • 56656 Brohl-Lützing 2973_Begründung.docx 

3 Zusammenfassende Erklärung  

Nach § 10a BauGB ist dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung beizufügen, 

über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 

Behördenbeteiligung in der Änderungsplanung berücksichtigt wurden, und aus welchen Grün-

den der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten gewählt wurde.  

Die Zusammenfassende Erklärung wird nach Satzungsbeschluss erstellt.  

 

 

 

 

Bendorf,            Stadt Bendorf  
 
 
 
 
 

(Christoph Mohr) 
Bürgermeister 

 


